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Kurzum I V O ~  Horst Peter 

Wem gehört eigentlich Deutschland? Die 
Privatisierung des öffentlichen Grundbe- 
sitzes war zum Ende des Mittelalters von 

I' -- 
zentraler Bedeutung.Mit der Herausbildung des D 

I 
säkularen Staatesseitdem18.~ahrhundert berühr- 
te sie die Grundlagen des primären Sektors und 
der Nutzungsrechteöffentlichen Eigentums und 
der Gegenleistung in Geld. Mi t  dem heraufkom- 
menden Kapitalismus konzentrierte sich die Fra- 
ge auf den Besitz der Produktionsmittel und die 
ökonomische Selbständiakeit des Individuums. 
Mi t  der Entwicklung der Sozialstaatlichkeit trat 
die Frage nach der gesellschaftlichen Sicherstei- 
lung für die Güter und Dienstleistungen der ge- 
sellschaftlichen Daseinsvorsorge und die Frage 
der gesellschaftlichen oder privaten Verantwor- 
tung für die Reproduktion (Biidung, Gesundheit, 

- etc.) in den Vordergrund. 

- Kurzum: Esgeht heute um diegesellschaftliche 
Wiederaneignungder Güter und Dienstleistungen 
der Daseinsvorsorge und Daseinssicherung gegen 
den weltweiten Trend der Unterwerfung aller 
Lebensbereiche unter den kapitalistischenverwer- 
tungsprozess. 

Verstehen wir den Menschen als gesell- 
schaftlichesWesen.als politisch handelnden 
Bürger(Citoyen),oderaberalsökonomisch 

kalkulierendes Individuum.als.Kunden",für den 
- sich die Frage der politischen Beeinflussbarkeit 

nicht stellt (Bourgeois)? Der,.homooeconomicus" 
wird heute zum leitenden Menschenbild und 
findet in der wertebezogenen Diskussion um die 
„neue Bürgerlichkeit"seinen offensiven Ausdruck. 
Daraufzielt der Kern derMerkel'schen Forderung 
nach neuer Gerechtigkeit:wer den Zugang nicht 
schafft, der ja allen offen steht, muss die Schuld 
bei sich selber suchen. 

L+ Horst Peter, ipw-Mitheraurgeber lebt in Karre1 
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FürdieSPD-Programmdiskussion wirdent- 
scheidend seinJobdieLinkeindieFalleder 
ldeologieder,.neuen Bürgerlichkeitmtappt 

oderobsiedas Leitbild des solidarischen, politisch 
denkenden Bürgers.desCitoyen,durchsetzen kann. 
Ob die Orientierung der SPD auf die Leistungs- 
träger der Gesellschaft dazu geeignet ist, dürfte 
fraglich sein. Ich empfehle stattdessen die Rück- 
führungder Diskussion auf dieerlebbaren gesell- 
schaftlichen Erfahrungen mit den Auswirkungen 
derOrientierung aufdie Bürgerinnen und Bürger 
als Kunden. Dadurch wird auch der Leistungsträger 
eines Teils seiner Möglichkeiten zur Gestaltung 
seiner Lebensverhältnisse beraubt. 

Die Frageder Privatisierungder großen Lebens- 
risiken entscheidet sich paradigmatisch an der Fra- 
ge,obdiesolidarischeKrankenversicherungBasis 
unseresGesundheitssystems bleibt odersich die 
Idee der privaten Risikoversicherung durchsetzt. 

Kurzum:DieSPDmussin ihrerProgrammdiskus- 
sion den sozialen Kulturkampf um dieGrundwer- 
t e  und das Bild von Mensch und Gesellschaft auf- 
nehmen,damit sieaufallen Ebenen Politiksozial 
und ökologisch erfolgreich gestalten kann. 

Kurzum - die entscheidende Frage i s t :  wo 
fühlen sich die abhängig Arbeitenden oder die 
ökonomisch Überflüssigen in diesem Leitbild auf- 
gehoben? 
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D Meinung 

Einschnitte im Bundeshaushalt,sinkende 
5teuereinnahmen.steigenderZuschussbe- 
darfder Sozialkassen, neue Finanzierungs- 

Iücken und neuesparbemühungen im nächsten 
Haushalt: Das war der finanz~oiitische Teufels- 

. .. kreis an den wir uns in den vergangenen Jahren 
gewöhnt haben. Und die Anstrengungen waren 
erheb1ich:Gemessenam Bruttoinlandsprodukt ist 3 dieAusgabenquotedesStaatesinnerhaIbvonzehn 
Jahrenvon über5oauf46 Prozent.qefaIlen.dabei 

A wurden eine ~ i l l i o n e n  ~ollzeitsteilen im öffent- 
lichen Dienst gestrichen. die lnvestitionsquote 
aller öffentlichen Haushalte ist weiter auf zuletzt 
i.4Prozentdes Bruttoinlandsprodukts gefallen-in 
den7oerJahren lag siedreimalso hoch.Politisches 
Gestalten wurde unter diesen Bedingungen immer 
schwieriger undjede neuesparrunde brachte nicht 
die erhoffte Verbesserung. sondern immer nur 
neue Haushaltslöcher. 

DiesesJahr ist esanders,nach langerZeit gibt 
es endlich wieder gute Nachrichten für die öffent- 

I Nur Wachstum lichen Haushalte. Im ersten Halbjahr 2006 sind 
die Steuereinnahmen gegenüber demVorjahr um 1 saniert die Haushalte mehr i4MiIliarden Euro ge5tiigen -.ein PIUS 

von  Florian Pronold 

D. 

von 7.5 Prozent.Gleichzeitig sind bei der Arbeits- 
agentur hohe Überschüsse entstanden. Das zeigt 
vorallem eines:Mit immerneuen Kürzungen brin- 
gen wirdieHaushalte nicht ins Lot,nurwirtschaft- 
liches Wachstum und neue Beschäftigung kann 
für Entlastungsorgen.ln dieser Hinsicht haben wir 
in dergroßen Koalition mehrerreichtalsunterrot- 
grün:Ein lnvestitionsprogramm wiedas bis 2009 
angelegte25-Milliarden-Paket hatesindenvergan- 
genen Jahren unter rot-grün nicht gegeben. 

Ein guterTeil der erfreulichen Steuerzuwächse 
resultiert daraus-dassdie Unternehmen nicht nur 
höhere Gewinne erzielen, sondern auch weniger 
Möglichkeiten haben, sich ihrer Steuerpflicht zu 
entziehen.Hierzeigt sich dieWirkung der Reform 
von 2003,diedie BemessungsgrundlagederGewer- 
besteuerverbreitert hat und den EinsatzvonVer- 
lustvorträgen bei der Körperschaftsteuerdeutlich 
eingeschränkt hat. Nach dem Zusammenbruch 
der Unternehmensteuereinnahmen in den Jahren 
2001 und 2002 i s t  die Gewerbesteuer heute auf 
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Rekordhöhe.Wenn die Union weitergehendevor- 
Schläge nicht 2003 im Bundesrat blockiert hätte, 
sähedie Lageheutesogar noch besser aus. Gerade 
diese Entwicklung schafft aber auch dieverpflich- 
tung, keine erneute Kehrtwende zuzulassen. Die 
Unternehmensteuerreform muss-sowiedas im 
Koalitionsvertragfestgeschrieben ist-aufkommens- 
neutral bleiben.EineSenkungder5teuersätze kann 
nurim Gegenzug zu einer Ausweitungder Bemes- 
sungsgrundlageerfolgen.An diesem Punkt hängt 
ein großerTeil der Glaubwürdigkeit der SPD. 

Die Erhöhungder Mehrwertsteuerwirkt in der 
aktuellen wirtschaftlichen Lagenicht mehr so be- 
drohlich wieimvergangenen Jahr.Sie bleibt den- 
noch konjunkturell eine Gradwanderung und ver- 
teilungspolitischfalsch.Es hätte bessere Wegezu 
einer Sanierung der Haushalte gegeben,aber es 
macht wenig Sinn. die getroffene Entscheidung 
jetztwiederin Fragezu stelien.Während es bei den 
Unternehmen darum geht, neuesteuergeschenke 
zu verhindern, bleibt es Aufgabe der Linken. die 
vergessenen Bereicheder Finanzpolitik wieder ins 
Licht deröffentlichkeit zu ho1en:DieBesteuerung 
hoher Privatvermögen und Einkommen.Von der 
Vermögensteuer über die Grundsteuer und die 
Erbschaftsteuer bis hin zu Einkommensteuerzu- 
schiägen und einer besseren Erfassungvon Kapital- 
einkünften steht hiereineganze Reihevon Instru- 
menten zur Auswahl. Materielle Erfolge werden 
wir in der Koalition mi t  der Union in dieser Frage 
wahrscheinlich nicht erreichen.Es muss deshalb 
darum gehen.falsche Weichenstellungen zu ver- 
hindern und das Feldfürweitergehende Initiativen 
unter günstigeren politischen Mehrheitsverhäit- 
nissen vorzubereiten. 

ZudenfalschenWeichenstellungen,dieinden 
nächsten Monaten drohen können, zählt die Ein- 
führung einer Abgeltungssteuer auf Kapitalein- 
künfte und eine Erbschaftsteuerrege1ung.die über 
weitere Sonderregelungen für betriebliches Ver- 
mögen neue SchlupflöcherfürVermögensbesitzer 
schafft.Bei der Erbschaftsteuer haben wir bereits 
einen Erfolg erzielt: Der Steuerverzicht für den 
Erhalt von Arbeitsplätzen ist in den Verhandlun- 
gen zwischen den Koalitionspartnern so eng be- 

grenztworden,dassein Missbrach kaum möglich 
erscheint.Hiergiitesjetzt den Widerstand gegen 
dieandauerndenversucheder Unionaufrecht zu 
erhalten.dieRegelungdoch nochzueinem bedin- 
gungslosen 5teuergeschenkauszuweiten.Wesent- 
[ich schwieriger ist die Lange bei der Abgeltungs- 
Steuer Ihre Einführung wurde im Rahmen der 
Eckpunktefürdie Unternehmensteuerreform be- 
schlossen,mittelfristigwäredann wohl kaum ein 
Steuersatz über 25 Prozent durchzusetzen. Das 
heißt im Klartext: Die Steuerlast auf die Kapital- 
einkünftevon Spitzenverdienern würdevon42auf 
25 Prozent sinken.Esist 2003schoneinmal gelun- 
gen.diese Systemänderungvon derTagesordnung 
zu bekommen. Jetzt allerdings wird die Debatte 
mit der Unionerheblich schierer.~udem i s t  nun 
auch die richtige Entscheidungfüreine umfassen- 
de Wertzuwachsbesteuerung mit der Frage der 
Abgeltungssteuer verknüpft worden. 

Neben diesen aktuellen Auseinandersetzungen 
ist dieschaffungeines BündnissesfürVerteilungs- 
gerechtigkeit notwendig, das das Feld für eine 
bessere Besteuerung großer Vermögen bereitet. 
Hier gilt es zu vermeiden,dassviele einzelne Grup- 
pierungen mitden unterschiedlichsten Modellen 
auftreten.Stattdessen müssensich zumindestdie 
wichtigsten Akteure aus Partei,Gewerkschaften. 
Verbänden und Wissenschaft aufeinen gemeinsa- 
men Weg einigen. Dazu gehört die Auswahl des 
praktikabelsten und am besten vermittelbaren 
Instruments,eine konkrete Ausgestaltungundeine 
popularisierbare Begründung-also einen plausi- 
blen Verwendungszweck. Nur wenn hier alle an 
einem Strang~iehen~könnenwirbei dieSemThema 
den Kampf um die Köpfe -auch gegen kritische 
Medienberichterstattung-gewinnen. W 

C+ Florlan Pmndd. 
Md8 ISPD) und rpw~Mi t -  
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Flnaniaurichvrr. 
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Am20.September2006fäIltederDeutsche 
Bundestag eine seiner heikelsten auRen- 
politischen Entscheidungen. Das Parlament 

stimmtedem Antrag der Bundesregierungzu, bis 
zu 2.400 Soldaten in den Nahen Osten zu entsen- 
den. Damit werden zum ersten Mal nach dem 
Zweiten WeltkriegdeutscheTruppen in der Region 
operieren. 

Diedeutsche Marinesoll künftigvor Libanons 
KüstedieSchmuggelwegeder Hisbollah blockieren. 
Im Vordergrund des deutschen Beitrages stehen 
somit humanitäre Hilfsleistungen und dieseesiche- 
rung.Um die Einsatzregeln wurde lange zwischen 
NewYork,Beirut und den Hauptstädten derTrup- 
pensteller gerungen. Der Auftrag wird aus der 
Resolution 1701 abgeleitet; für die Bundeswehr 
entscheidend ist die Passage:,,Unterstützungder 
libanesischen Regierung auf deren Ersuchen bei 
der Sicherungder libanesischen Grenzen und Ein- 
reisepunkte mit dem Ziel. das Verbringen von 
Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial in 
den Libanon ohneZustimmung der libanesischen 
Regierung zu verhindern." 

Bis zu 1.500 Soldaten sollen auf zwei Fregatten, 
vier Schnellbooten und zweiVersorgungsschiffen 
im gesamten Seeraum vor dem Libanon gegen 
Waffenschmugglervorgehen.DasMandatgiltauch 
fürdieHoheitsgewässerdes Landes.Libanesische 

Mission von 
historischer Dimension 

Die Bundeswehr im Libanon 

von Rolf Mützenich 

Verbindungsoffizieredürfenan Bordderdeutschen 
Schiffe sein, werden aber kein Vetorecht gegen 
konkrete Einsätze bekommen. Das Mandat und 
die Einsatzregeln für die deutschen Schiffe um- 
fassen MaRnahmen von der Durchsuchung von 
Schiffen mit Zustimmung des Kapitäns biszu Ge- 
waltanwendung.Ergänztwird dieMarinegruppe 
durch 400 Führungs- und Logistiksoldaten, i o o  
Berater und Ausbilder für die libanesische Marine 
und iooMannfürden Lufttransport humanitärer 
und Versorgungsgüter nach Beirut. An dem See- 
einsatz werden sich auch Norwegen. Dänemark, 
Schweden und die Niederlande beteiligen. Die 
Gesamtkosten des zunächst bis 31. August 2007 
beschränkten deutschen Einsatzes werden auf 
knapp 2 0 0  Millionen Euro beziffert. 

Mi t  Bodentruppen wird die Bundeswehr sich 
nicht beteiligen. M i t  Blick auf die deutsche Ge- 
schichte versteht sich von selbst, dass es nicht 
einmal im Ansatz zu einem konfrontativen Ge- 
genübervon deutschen und israelischen Soldaten 
kommen darf.Dennoch zeigt die Bundesrepublik 
Präsenz in der Region und belegt, wie ernst sie 
dieLösungdesKonfliktesnimmt.Auch wenn alle 
UnwägbarkeitenderMission-naturgemäß-nicht 
ausgeräumt werden konnten-ändert dies nichts 
an dergrundsätzlichen Notwendigkeit dieserTrup- 
pe, die Israel und Libanon akzeptiert haben. Das 
Mandat ist im Großen und Ganzen durchdacht 
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und solide.das Risikofür die deutschen Soldaten 
kalkuiierbar,Von nun an werden Deutschland und 
Europasich in einer sehrvielernsthafteren Weise 
für die Nachbarregion engagieren.Womögiich wird 
man rückblickend gerade darin die historische 
Dimension erkennen.Zur politischen Redlichkeit 
gehört esdeshaIbauch,die Öffentlichkeit aufein 
stärkeres, längerfristiges Engagement Deutsch- 
lands im Nahen Osten vorzubereiten. 

Diplomatische Offensive notwendig 

Sinnvoll kanndieser UN-Einsatzjedoch nur 
sein, wenn er von einer diplomatischen 
Offensive begleitetwird.DerLibanon pocht 

zu Recht aufdie Freilassungvon Gefangenen und 
eine LösungdesStreits um dasGebiet dersheeba- 
Farmen.lsrael hingegen fordert zu Recht,dassdie 
Hisbollah keine Raketen mehr aufsein Gebiet ab- 
feuert unddas Existenzrecht Israels nicht mehr in 
Frage gestellt wird. Der deutsche Außenminister, 
Frank-Walter Steinmeier, hat zudem darauf hinge- 
wiesen,dass ohne eine kooperative Bearbeitung 
des israelisch-palästinensischen Kernkonfliktes 
eine Befriedungder Region illusorisch bleibt.Das 
Konzept.,Land für Frieden" istVoraussetzung für 
eine dauerhafte Lösung. Dies betrifft sowohl die 
israelische als auch die syrische Seite.Ohne eine 
Lösung in Bezugauf die Golanhöhen bleibtjeder 
Waffenstillstand Makulatur.lm Süden des Landes 
mussdie libanesische Regierungschrittweiseihre 
staatlichen Hoheitsrechte wahrnehmen. 

Auch für den Libanon gilt jedoch: Die Mitwir- 
kungder USA i s t  unerlässlich.Doch statt den euro- 
päischenVersuchzurWiederbelebungdes Nahost- 
Quartettsvon USA.EuropäischerUnion.Russland 
und Vereinten Nationen (UN) zu unterstützten, 
stehtwashington aufder Bremse.Die Regierung 
Bush blockiert offenbar Überlegungen in Israel, 
mit Syrien ineinenVerhandlungsprozesseinzutre- 
ten.DieinternationaleGemeinschaft-obin Form 
des Nahostquartettsoderwieauch immer-täte 
gut daran,sich um neueverhandlungen zwischen 
Israel und jenen drei Nachbarn,mitdenen es noch 
keine Friedensverträge gibt.zu bemühen. 

rpw slroo6 

Von einertragfähigen Friedensordnungist der 
NaheOsten noch weitentfernt.Die Internationa- 
lisierung der Konflikte in der Region durch die 
Anwesenheit von UN-Verbänden mit robustem 
Mandat erhöht aberden Druckaufalle Beteiligten. 
Extremisten gilt es mit der Zeit zu isolieren. Das 
erfordert einen langenAtem.Deutschland hilftim 
Libanon mit,dem Land ein Minimum anStabilität 
zu sichern und Israels Grenzen gegen Angriffe zu 
schützen. 

Nur ein langfristiger Ansatz. der sowohl die 
innenpolitischen Realitäten des Libanon alsauch 
das weitere regionale Umfeld mit einbezieht,kann 
Erfolg haben.Perspektivisch müsstedeshalbeine 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
im Nahen Osten nachgedacht werden.Dabei muss 
esdannauchüberdenVorschlageineratomwaffen- 
freienZone im Nahen und MittierenOsten gehen. 
Angesichtsder israelischen Atomwaffen und dem 
iranischen Atomprogramm ist diesein schwieriger 
und langfristiger Prozess.Den Friedensprozess im 
Libanon und im Nahen Osten zu unterstützen ist 
auf mittlere und langeSichtjedenfalls billiger,als 
die Bewältigungvon neuen Kriegsfolgen.Nurwenn 
Sicherheit und Frieden in der Region herrschen. 
können sich wirtschaftliche Prosperität und dar- 
aussozialeSicherheit und Wohlstand entwickeln. 
Eine Befriedung der Region liegt nicht zuletzt 
aufgrund der geographischen Nähe im ureigens- 
ten deutschen und europäischen Interesse. . 

er lebt in K o r .  
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Fünf Jahre nach 

Ziehen wir die richtigen Lehren? 

von Gerold Reichenbach 

Die Terroranschläge auf das WTC in New 
Yorkund das Pentagon in Washingtonjäh- 
rensichindiesemJahrzumfünftenMal.Der 

ii. September 2001 markiert eine Zeitenwende, 
deren Auswirkungen immer noch nichtabsehbar 
sind.lnnen-und noch mehraußenpolitisch haben 
sich seithertiefgreifendeVeränderungenvollzogen. 
Allein,dasVersprechendesamerikanischen Präsi- 
denten Bush.die Welt (wieder) sicherer zu machen, 
wurde durch seine Politik ins genaue Gegenteil 
verkehrt. Die Welt ist unsicherer geworden. 

An derAnalysederTaterbiographienderGene- 
ration nach dem 11. September beunruhigt vor 
allem ihre Gewöhnlichkeit. Scheinbar integriert, 
haben sie mi t  emotionalen Wechselbädern von 
Erwartungen und Enttäus~hungen~von integra- 
tions-, Sprach- und Lernproblemen zu kämpfen. 
Der aufgestaute Frust bekommt durch fanatische 
Religionsführereine Sprache und durch dieTerror- 
ideologie einer Al Qaida eine Handlungsrichtung. 
Die Übergänge von Fanatismus zu Terrorismus 
sind nicht zwingend. sondern eher zufällig;auch 
die,,Terrorzellen"entstehen nach diesem Prinzip 
und scheinenvoneinanderweitgehend unabhän- 
gig. Home-grown terrorism vollzieht sich damit 
als ideologisierter und mi t  fanatisierter Religion 
aufgeladener Amoklauf Im Gegensatz zu einem 

,,klassischenAmokläufer"aberweißsichder.,Gottes- 
krieger" in der globalisierten Gemeinschaft ande- 
rer Fanatisiertergut aufgehoben undvon Unrechts- 
bewusstsein weitgehend verschont. 

Den Sicherheitsorganen waren beispielsweise 
die,.Kofferbomber" vordem Attentatsversuch un- 
bekannt. Die Anti-Terror-Datei, die jetzt unter er- 
höhtem DruckdenGesetzgebungsprozessdurch- 
läuft, hätte die beiden Tatverdächtigten nicht 
beinhaltet. da sie sich bis zu diesem Zeitpunkt 
völlig unauffällig verhalten hatten. Die Familie 
Hamad war zwar dem libanesischen Geheim- 
dienst bekannt und wurde von ihm auch über- 
wacht.DerdeutscheGeheimdienstwusstedavon 
jedoch nichts. 

Die Idee einer besseren Zusammenarbeit der 
Dienste, um systematisch mögliche .,Gefährder'' 
vor ihrer Einreise mit Hilfe der Herkunftsländer 
zu identifizieren,würden unsere Entscheidungen 
jedochvon Ländern mit schwachen oder nichtvor- 
handenen demokratischen StruMuren abhängig 
machen. DerWillkür,insbesonderegegen unlieb- 
same 0ppositionelle.würdeTür undTor geöffnet. 
Wir würden damit selbst den Boden rechtsstaat- 
licher Grundsätze verlassen. 
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Die Lösungdes Problems liegt schon gar nicht 
in einer militärischen Aufrüstung der Inneren 
Sicherheit.Die militärische Bewachungvon Bahn- 
höfen oderder Einsatzvon,,Rail-Marshails" hätten 
einsolches Attentat nichtverhindern können.Sie 
alle wiegendie Bevölkerungin scheinbaresicher- 
heit und sind wohlfeile Plattformen. auf der un- 
sere Sicherheitspäpste die Produkte ihres Nicht- 
Nachdenkens verbreiten können. 

Klar abgrenzbare Ereignisse und Areale lassen 
sich füreinen gewissen Zeitraum mit hohem Auf- 
wand weitgehend schützen Diesgiltjedoch nicht 
für den Alltag: Busse, Bahnen, Schulen, Theater, 
Flughäfen ließen sich so nichtschützen,ohnedass 
das öffentliche Leben völlig zum Erliegen käme. 
Hier brauchen wir mehr Ehrlichkeit. Absolute 
Sicherheit wird es nicht geben. 

Das kurz- und mittelfristig wirksamste Mittel 
gegen die Terrorbedrohung ist unbestritten die 
polizeiliche Vorfeldermittlung. Das Polizeirecht 
stößt dabei angesichtsdes modernenTerrorismus 
an Grenzen. Um potenzielle Täter erkennen zu 
können, bevorsiezuTatern geworden sind.müss- 
te schon ermittelt werden dürfen, bevor eine un- 
mittelbare, konkrete Gefahr besteht. Das sieht das 
Polizeirecht aus gutem Grund nicht vor, weil es 
zurGefahrenabwehrweitgehendeEingriffein die 
persönliche Freiheit erlaubt.Vielmehr ist es die 
klassische Aufgabeder Nachrichtendienste. Infor- 
mationen aufgrund einer abstrakten,möglichen 
Gefährdung zu sammeln. Genau darum hatten 
die Dienste bislang beschränkte Eingriffsmöglich- 
keiten,und genau darum giltdasTrennungsgebot 
zwischen Polizei und Nachrichtendiensten. 

Die Anstrengungen zur verstärkten Informa- 
tionsgewinnung,Überwachung undvernetzung 
rnitdem Zieleder Präventiongreifen immertiefer 
in die Persönlichkeitsrechte der Bürger ein. Die 
Präsenzvon lnformationstechnoiogie,deren Cha- 
rakteristikum ja gerade i m  Sammeln schier un- 
endlicher Datenmengen liegt. gehört längst zu 
unseremAlltag.Diesetechnologische Entwicklung 
einerseitsund der Druckdurch Überwachung und 
Vernetzung bessere Informationen gewinnen zu 

können andererseit~~drohen dasTrennungsgebot 
zwischen Polizei und Diensten auszuhebeln. Die 
Grenzeverwischt,wenn beide, Polizei und Diens- 
te, den gleichen Zugang zu diesen Informations- 
quellen haben; sie verwischt, wenn die Dienste 
unkontrolliert auf diese Daten zugreifen können. 
Gerade in ihrer Wechselwirkung drohen die ge- 
setzgeberischen Maßnahmen immertiefer in die 
Bürgerrechte einzugreifen. Beim Terrorismusbe- 
kärnpfungsgesetz und der Anti-Terror-Datei geht 
es genau um diese Problematik. Aber auch zur 
Novellierung des Telekommunikationsgesetzes 
wird uns diesesThema wieder beschäftigen. 

DerAuswegausdiesem Dilemma liegt in einer 
derstärkeren und effektiveren Kontrolle.Nurwenn 
wir uns genau so intensiv um eineeffektive Kon- 
trolleder lnformationsgewinnung bemühen wie 
um ihreGewinnungselbst,wird Freiheit und Rechts- 
staatlichkeit nicht unter die Räder kommen. Wir 
müssen die Rechtedes Datenschutzbeauftragten 
und des Parlamentes stärken und ihnen Instru- 
mentezur Überprüfungder Rechtsstaatlichkeit des 
Handelnsder Behörden und Dienstean die Hand 
geben. Und wir müssen eine klare Mitteiiungs- 
pflicht gegenüber dem unbescholtenen Bürger 
definieren, wenn er zum Ziel einer solchen Maß- 
nahme geworden ist. 

Letztlich werden wir den Kampf gegen den 
Terrorismus nur gewinnen können, wenn es uns 
gelingt die Ursachen auszuschalten. Es geht um 
wirkliche Integration durch gleiche Bildungs-,Aus- 
bildungs-sowieLebenschancen.Und esgeht.auf 
internationaler Ebene, um Ausgleich, Gerechtig- 
keit und Teilhabe. rn 

15 Gerald Reichenbarh. 
MdB (SPD). iebt in Groß~Geiau. 

Foto:www.rpdfraktion.de 
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- T Die Bürgerversicherung 
braucht keinen 

2 . 
Gesundheitsfonds I 

6 4' 

Interview mit Thomas Spies 

zur Gesundheitspolitik 

spw: Die Kritik am „Gesundheitsfonds" hat zu- 
genommen.Woran entzündet sich der Streit? 

Thomas Spier: Der Fonds löst nichts, ist 
bestenfalls wenig schädlich. Die CSU will 
nichts in ärmere LänderabgebemDie Kassen 

sehen (zu Recht) gigantische praktische Probleme. 
Arbeitgeberund Gewerkschaften kritisieren (auch 
zu Recht) den Fortbestand der reinen Lohnkopp- 

spwwichtige Aspekteder Gesundheitsreform 
scheinenverschüttet.Wiesteht esz.B.um diequa- 
litative Patientenversorgung? 

ThomasSpies: Es gibt zusätzliche Leistungen, 
wie Paliiation und Impfungen.DasVertrags- 
recht öffnet Chancen.aberauch erhebliche 

Risiken,z.B.wenn Kapitalgesellschaften sich über 
Polikliniken (MVZ) auch noch den ambulanten . . 

Iung.Undvon Bürgerversicherung,alsomehrGe- Bereich aneignen. Zukünftig steht jedes Jahrder 
rechtigkeit in der Lastenverteilung,ist nichts drin. BundestagvorderEntscheidung:Beitragserhöhung 
Das kritisieren wir - und genauso, dass die PKV 
wieder nichts beiträgt. Notausgänge für Helden 
funktionieren nicht immer. 

spw: Regierungsberater Rürup ist überzeugt, 
dass mit dem Fonds das Gesundheitssystem so- 
wohl auf dasCDU-Modell der Kopfpauschale,als 
auch das SPD-Modell der Bürgerversicherung um- 
zustellen is t .  

Thomas Spier: Den Fonds braucht man für 
die Bürgerversicherungnicht.Sowird nicht 
die Abschaffung der PKV vorbereitet, son- 

dern die Privatisierung der GKV - über „kleineM 
Kopfpauschalen und biiligeSelbstbehalttarifefür 
Gesunde. Dieser Fonds hat für ein solidarisches 
Gesundheitswesen vor allem Risiken. 

o d e r ~ e i s t ~ n ~ s k ü r z u n ~ ? ~ ~ ~ u n d  BDI macheneine 
bessere Lobbyarbeit,alseschronisch Kranke kön- 
nen. Das stimmt nicht zuversichtlich. 

spw: Nach den Streiks im Gesundheitswesen 
entstand der Eindruck, die Tariferhöhung beein- 
trächtigt die Patientenversorgung, weil Kliniken 
vor dem finanziellen Kollaps stehen. 

Thomas Spier: Natürlich besteht diese Ge- 
fahr.Vor allem die geplante i% Sonderkür- 
zungfürdie KrankenhäuserundderSonder- 

tarifvertrag des Marburger Bundes verschärfen 
das Problem. Denn es gibt eine klare Korrelation 
zwischen Personalbestand und Risiko für Patien- 
ten. Das betrifft insbesonderedie Wegeraber auch 
Ärztinnen und Ärzte.Weitere Krankenhausprivati- 
sierungen drohen- was soll ein Landrat mit defi- 
zitärem Haushalt auch sonsttun? Studien zeigen, 
dass gewinnorientierte Krankenhäuser - wegen 
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weiterem Personalabbau-eine höhere Patienten- 
Sterblichkeit haben. 

spw: Die Koalition hat die Umsetzungder Ge- 
sundheitsreform auf den April 2007verschoben. 
Außerdem soll nun diei%-grenze füreinen Zusatz- 
beitrag auf Praktikabilität geprüft werden. 

ThomasSpler: Wenn dieGrenzegekippt wird, 
muss der Gesundheitsfonds aus der Reform 
heraus genommen werden. Sonst wird es 

massive Umverteilungen von unten nach oben 
undvon krankzugesund geben.Leistungskürzun- 
gen würden dann folgen. Die Grenze war und ist 
einewesentlicheVoraussetzung.dem Eckpunkte- 
Papier überhaupt zustimmen zu können. 

spw: Kipp die Große Koalition über den Streit 
zur Gesundheitsreforrnl 

Thomas Spies: 
Nein - wer will schon Neuwahlen? W 

DDailnterview fuhrtefurspw Relnhold Rünker 

Von Ihm i r t je t l t imVA5-  
Veilage<rchienen: 
..Die Bürgerverricherung- 
Zukunitrfähig und roli- 
daririh'.is45..i2,aoEuro 

Fmo: privat 
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I E i  Pro: Bahnbörsengang 
nur mit Schienennetz! 

von Norber t  Hansen 
DNorbcrl  Hanse" ist 
voriitienderder~ewerk- . . F0fo:Tranrnet 

Eine Herauslösung des Netzes aus dem 
Bahnkonzern hätte massive negative Fol- 
gen für die Beschäftigten der Bahn. Die 

Beschäftigungssicherung wärein ihrem Bestand 
gefährdet. Denn der..KonzernweiteArbeitsmarkt". 
dendieTarifparteien konstruiert haben, kann nur 
unter einem gemeinsamen Konzerndach funkti- 
onieren. Bedroht wären aber auch die Tarifstruk- 
turen im Konzern und sogar in der Branche ins- 
gesamt.DieTarifpolitikderTRANSNETzieltestets 
darauf ab. einheitliche Regelungen für alle Un- 
ternehmen des DB-Konzerns auszuhandeln. So 
haben wireineOst-West-AngleichungderGehäi- 
ter erreicht, wir haben Regelungen zu Langzeit- 
konten und zur betrieblichen Altersvorsorge ver- 
einbart.DieseeinheitlicheTarifpolitik könnte nach 
einerZerschlagungnichtfortgeführtwerden.Und 
auch die Beschäftigten bei den Wettbewerbern 
der DB hätten keinen Vorteil. Denn bisher waren 
dieTarife beim Branchenführer zugleich eine Art 
Leitgröße für die gesamte Branche. Damit wäre 
es vorbei. 

kein Wettbewerber beim Netzzugang benachtei- 
ligt wird.Vergleichezeigen,dassDeutschiand bei 
der Regulierungdes Netzzugangs so weitfortge- 
schritten ist wie kein anderes Land. 

Die behauptetenVorteilefürdieKunden lösen 
sich bei näherer Betrachtung in Nichts auf. Die 
Kunden wollen einenfunktionierenden,vertakte- 
ten 5chienenverkehr.Die Herauslösungdes Netzes 
birgt aberdieGefahsdassdieQualität desschienen- 
verkehrs insgesamt sinkt.Denn so würden künst- 
liche Schnittstellen geschaffen. Dies macht das 
System ineffektiver. Zahlreiche Innovationen in 
unserem Bahnsystem wären ohne den integrier- 
ten Konzern nicht denkbar. Ein Beispiel: der ICE. 
Die DB AG hat heute das am besten ausgebaute 
SchnellzugsystemderWelt,weil lnfrastrukturund 
Züge aufeinander abgestimmt geplant und ent- 
wickelt worden sind.Hätten wir unser ICE-System, 
wenn eine Eisenbahnbetriebsgesellschaft jeden 
Schritt dieser Entwicklung mit einer Netzgesell- 
schaft hätteaushandeln müssen? 

Nunwirdoftargumentiert,eineHerauslösung Unser Problem in Deutschlandistnichtderwett- 
desNetzeswerdedenWettbewerbaufderSchiene bewerb auf der Schiene. Unser Problem ist der 
beflügeln. Private Wettbewerber würden nicht Wettbewerb zwischen den Verkehrsträgern: zwi- 
mehr diskriminiert; dies sorge für mehr Verkehr schenschieneund Straße,Schiene und Luftverkehr. 
aufderschieneund habeVorteilefürdieKunden. Wir brauchen eine starke und intakte Bahn, um 
Diese Argumentation folgt allerdings mehrtheo- mehrverkehr auf die Schiene zu bringen. Das ist 
retischen Leitbildern als der praktischen Erfahrung. unerlässlich,wenn Deutschland nicht in den nächs- 
Rund 300 Eisenbahnverkehrsunternehmen sind ten Jahren einenVerkehrsinfarkt erleben will. . 
heute auf deutschen Schienen unterwegs -so  
viele wie in keinem anderen Land der Welt. Die 
MarktanteilederWettbewerberderDBAG,insbe- 
sondere im Güterverkehr,wachsen. Und seit Jahres- 
beginn wacht die Bundesnetzagenturdarüber,dass 

rpw 511006 
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von Petra Merke l  I .. 
O Kontra: Bahnprivati- 
sierung kritisch prüfen! I J+. 

7 

AlsMitgliedder Parlamentarischen Linken 
der SPD-Bundestagsfraktion setzeich mich 
für eine kritische Prüfung der Privatisie- 

rungsvarianten ein. Grundsätzlich muss abgewo- 
gen werden.welche Risiken sich ausdem Börsen- 
gang unterdem Druckvon Aktiendividendenoder 
anderer Formen privaten Kapitaleinsatzesauf Per- 
sonalentwicklung, Investitions- und Fusionsent- 
Scheidungen ergeben.Haushaltspolitische Risiken 
fürden Bundsind auszuschließen unddieDeutsche 
Bahn AG (DBAG) muss alsein aufstaatlichelnfra- 
strukturzuschüsse angewiesenes Unternehmen 
parlamentarisch kontrollierbar bleiben.Einemate- 
rielle Privatisierungder Eisenbahninfrastruktur,also 
desSchienennetzes,der Bahnen unddes Betriebes, 
scheidet für mich aus. Deshalb können allenfalls 
dieverbleibenden Modelle einerTeilprivatisierung 
ohne Netz weiter geprüft werden. Selbst eine 
Teilprivatisierungder Eisenbahninfrastrukturvon 
49% ist ausfolgenden Gründen nicht sinnvoll: 

P 

1. Dervon der DBAG geforderte und füreinen 
Börseneane als unverzichtbar erklärte Bundeszu- ., 
schuss Höhe von 2.5 Mrd. Euro jährlich entzieht 
dem Bund wichtige haushaltsrechtliche Einfluss- 
und Steuerungsmöglichkeiten. 

2. Die Errichtung und Instandhaltung der 
Schieneninfrastruktursowiedie Aufrechterhaltung 
eines adäquaten öffentlichen Verkehrsangebots 
wirdaIsAufgabederöffentlichen Daseinsvorsorge 
begriffen und muss durch eine Bereitstellung öf- 
fentlicherMittel weiterhingarantiertwerden.Der 
Personen-und Gütertransport und insbesondere 
dieglobaleLogistiksind hingegen wirtschaftliche 
Unternehmungen - keine staatlichen Aufgaben. 

DerStaat sollteaus prinzipiellen Erwägungen nicht 
die Risiken eines weltweiten Logistikgeschäfts 
tragen. 

3. Die Höheder Dividendenausschüttung wird 
maßgeblich durch die Differenz zwischen durch 
den Bundverbürgten Finanzierungsbeiträgenfür 
das Bestandsnetz und dem durch ein börsennotier- 
tesEisenbahninfrastrukturunternehmen betrieb- 
lichen Einsparungen bestimmt. Das birgt erheb- 
liche Risiken für den Unterhaltungszustand des 
Netzes. die Verkehrssicherheit. die Arbeitsplätze 
und den Wirtschaftsstandort Deutschland. 

4. Modelle der Börsenplatzierungen in Groß- 
britannien und Neuseelandführten nacheinigen 
Jahren hoher Dividendenausschüttungen zurlnsol- 
venz und Rücknahme des Schienennetzes durch 
den 5taat.Allein das Risiko einer vergleichbaren 
Entwicklung kann keineEmpfehlungfürdieBörsen- 
platzierung sein. 

5. Es bestünde für die DB AG ein Anreiz. dort 
zu investieren,woauch DB-unternehmen fahren. 
Andere Bahnunternehmen und Aufgabenträger 
wärendem Risikoausgesetzt.dass hinsichtlichder 
Qualitäts- und ggf.auch der Sicherheitsstandards 
nicht mehr objektiv verkehrspolitisch, sondern 
gewinnorientiert entschieden würde. 

6. Die Erfahrung des Schweizer Modells einer 
jeweils dreijährigen Vereinbarung bei strenger 
Mittelverwendungskontrolle durch den Staat er- 
scheint gemessen an QuaIität.Verspätungsquote 
undverkehrsmarktanteil dem deutschen Modell 
überlegen. W 
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I E in le i tung  rum Schwerpunk t  

I 
SPD-Grundsatzprogramm zwischen Kontinuität 
und Modernisierung I von Andrea Nahles,Joachirn Schuster H. 

nd nnd-i, 

... Ju! 

Die Grundsatzprogrammdebatte geht in 
ihre letzte Phase.Nach derVorlageder Leit- 
sätze ,,Kraft der Erneuerung'' durch Kurt 

Beck irn April soll nun bis zum Januar ein erster 
durchgehender Entwurffür das neue Programm 
erstellt werden. Auffallend ist im Vergleich zur 
Debatte um das Berliner Programm,dassdie Betei- 
ligung der Partei an der Debatte bisher deutlich 
geringer ist.Ein wesentlicher Grund dafür ist sicher- 
lich die Überlagerungder Diskussion mit anderen 
wichtigen ak tu i l l en~a~es f ra~en .~udem zeigt sich 
hier das grundsätzliche Problem von Grundsatz- 
Programmen. Papier ist geduldig und lässt die 
Formulierungvieler hehrerZielsetzungen zu.Der 
politische Alltag dagegen ist angeblichen Sach- 
zwängen ausgesetzt und lässt dieGrundsatzpro- 
grammatik zurücktreten. Praktische Regierungs- 
poiitik und Grundsatzbeschiüsse klaffen häufig 
weit auseinander. 

Geradedeswegen solltedie LinkedieProgramm- 
debatte nicht aufdieleichteSchulter nehmen.Die 
Regierungspraxis der SPD der letzten Jahre hat 
viele der im Berliner Programm niedergelegten 
Zielvorstellungen praktisch umdefiniert. Die Orien- 
tierungan einersogenannten neuen geseiischaft- 
lichen Mitte. die angebliche unausweichliche 
Modernisierungder sozialen Sicherungssysteme 
unter Vernachlässigung notwendiger Umvertei- 
lung,der weitgehendeVerzicht gestaltender Ele- 
mente in der Wirtschaftspolitik sind dafür nur 
einige Beispiele. Die Grundsatzprogrammdebatte 
solltevor diesem Hintergrund alsein wesentliches 
ideologisches Auseinandersetzungsfeid begriffen 

DAndreaNahler,MdB(SPD)undrpw-Mitheraurgeberln,VorIitfffdd 
der iarum~~21 ~ ~ d ~ i f ~ ~ i ~ d  i m ~ ~ ~ - ~ i ~ r i d i u m .  werden.Hierwirdausgetragen,obder Regierungs- 

D Dr. loarhim Schuster. Mitglied der Bremer Bürgerrchafl (SPD), 
kurs der letzten Jahre auch ideologisch nachvoli- 

~erchänrfühier der ~orvm 0~27.  zogen wird oder ob die ideologische Basis für 
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substanzielle Kurskorrekturen gefestigt wird,wie 
sie im Wahlkampf 2005 propagiert wurden und 
anschließend in einer kurzen Phase in Ansätzen 
auch umgesetzt wurden. 

Damit gewinnt die Programmdebatteauch Be- 
deutungfürdieaktuellen Auseinandersetzungen. 
Denn inzwischen scheint esso,dass manchefüh- 
rende Sozialdemokraten die Lehren ausden Wahl- 
auseinandersetzungen der letzten Jahre wieder 
vergessen haben und fröhlich sich in die Kontinu- 
ität der Schröder-Regierung stellen. Anders sind 
manche Reformpläne etwa bei der Gesundheits- 
reform oderdergeplanten Unternehmenssteuer- 
reform nicht zu verstehen. Die Grundsatzpro- 
grammdebatte kann hierdurchaus korrigierende 
Funktionen wahrnehmen. 

insgesamt braucht die SPD ausgehend von 
ihren Grundwerten wieder eine Zielperspektive, 
die sich deutlich vom neoliberalen Zeitgeist ab- 
grenzt.EinesolcheAlternativezurAnpassung i s t  
nurzuentwickeln,wenn positiv beschrieben wird, 
mit welchen Gestaltungsansprüchen, mit welchen 
Verbündeten und gegen welche Akteure welche 
Ziele erreicht werden sollen. Dabei geht es nicht 
um eine Neudefinition unsererZiele,wie dies etwa 
imzusammenhangmit der Debatte umdieangeb- 
liche Notwendigkeit eines neuen Begriffssozialer 
Gerechtigkeit geschehen sollte. 

im Gegenteil, hier brauchen wir die Kontinuität 
des Berliner Programms. Nach wievor können die 
Grundwerte Freiheit,Gerechtigkeit und Solidarität 
nurals Einheit begriffen werden, bei der sich die 
einzelnen Elemente gegenseitig bedingen und er- 
gänzen. Dies beinhaltet eine ausgeprägte gesell- 
schaftliche Umverteilung.Wir halten fest am Ziel, 
dassdieMenschen ihre Lebensbedingungen selbst 
bestimmen und dabei die Prinzipien einer nach- 
haltigen Entwicklung beachten. Dies erfordert 
natürlich eine Durchsetzungdes Primats der Poli- 
tikgegenüberderWirtschaft.Und selbstverständ- 
lich muss es weiter das zentrale Ziel der Sozial- 
demokratie bleibqeinefriedliche Weltordnung 
auf der Basis der Stärkedes Rechts und nicht des 
Rechts der Stärkeren aufzubauen. 

Allerdings - und dies begründet die Notwen- 
digkeit eines neuen Programms - müssen diese 
Zielevordem Hintergrund dergesellschaftlichen 
und ökonomischen Veränderungen seit der Ver- 
abschiedungig8g neu konkretisiert werden. Die 
bishervon Beckvorgeiegten Leitsätze leistendies 
nur sehr begrenzt.imvorliegenden Schwerpunkt 
beleuchten wireinigeFacetten näher,diefüreine 
Neuausrichtung von zentraler Bedeutung sind. 
Horst Heimann kritisiert die Leitsätze und stellt 
heraus, dass trotz mancher positiver Aspekte der 
wesentlich Mangel darin besteht,dass sich nicht 
mit den Akteurskonsteliationen auseinander ge- 
setzt wird. Und er bemängelt.dassder Demokra- 
tische Sozialismus nicht als Gegenmodell verstan- 
den und propagiertwird.FelixWeltisetzt sich mit 
der Frage auseinander, was demokratischer Sozi- 
alismus heutesein kann und zeigt Felder auf,die 
konzeptionell bearbeitetwerden müssen.Der Bei- 
tragvon Björn Böhning befasst sich mit den Struk- 
turveränderungen im heutigen Kapitalismus.Auf 
dieser Basis behandeln diefolgenden Artikel ein- 
zelne Politikbereiche,diefürein neuesGrundsatz- 
programmvon Bedeutungsein werden.Elke Ferner 
befasst sich mit den Perspektiven der sozialen 
Sicherungssystemevor dem Hintergrund neuer 
Anforderungen des flexibilisierten Kapitalismus 
aber auch derveränderten Biographien der Men- 
schen.UlrichCommerqon und HeikoMaas plädie- 
renfür eine linkeWirtschaftspoiitik,diesich nicht 
in einer stärkeren Gewichtung keynesianischer 
Elementeerschöpfen darf,sondern über eine neue 
moderne lndustriepolitik auch diestoffliche Seite 
derökonomiestrukturieren muss.Schließlich be- 
schäftigt sich Heidemariewieczorek-Zeul mi t  der 
internationalen Herausforderung zur Schaffung 
einer friedlicheren und gerechteren Welt. 

Die Debatte um diegrundlegende Zielbestim- 
mung sozialdemokratischer Politik muss in den 
nächsten Wochen und Monaten intensiviert wer- 
den. Esgeht nicht nur um geduldiges Papier,son- 
dern auch um einen tauglichen Kompass und 
ideologischen Rückhalt für die tagesaktuellen 
Auseinandersetzungen. 
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I Der Brutalisierung 
1 des Kauitalismus 

i Thesen für eine weiterführende 

Programmdiskussion 

- 
Bei den folgenden Thesen geht es nicht 
darumein Gesamturteil überdie.,Leitsät- 
zet'zu fällen,sondernfüreine..Debatte auf 

allen Ebenen,in allen Gliederungen unserer Partei, 
vor allem aber auch mi t  der Gesellschaft" beson- 
ders relevanteThemen und Gedanken herauszu- 
arbeiten. auf Unklarheiten, Widersprüche und 
,.weiße Flecken" hinzuweisen und damit Schwer- 
punktefür eine kontroverse und weiterführende 
Diskussion zu benennen. 

Die Ziele der Sozialen Demokratie" 
sind konsensfähig 

Die allgemeinen Formulierungen im Ab- 
schnitt,.lll.DieZielederSozialen Demokra- 
tier'dürften im Prinzipweitgehend konsens- 

fähig sein und auch den Erwartungen unserer 
Wählerentsprechen:,.EinefriedIicheWeltordnung. 
EinefaireGlobalisierung.WohIstand und Beschäf- 
tigung. Generationensolidarität in einer kinder- 
freundlichen Gesellschaft. SozialeTeilhabe aller. 
Ein nachhaltiger Fortschritt.Sicherheit und Orien- 
tierung im Wandel." 

von Horst Heirnann 

H. 

Auch inden kontroversen Diskussionender SPD 
in den letzten Jahren waren die Ziele der sozial- 
demokratischen Politikweniger umstrittenalsdie 
Frage, mi t  welcher konkreten politischen Praxis 
wirdieSenZielen näher kommen können.DieAnt- 
worten auf diese Frage hängt weitgehend davon 
ab, wie wir die gesellschaftliche Wirklichkeit ein- 
schätzen.welchesGesellschaftsbildwirhaben und 
vorallem,welche Handlungsspielräume wir sehen. 
Dieses Problem sprechen die,,Leitsätze" indirekt 
an,wenn sie schon einleitend,.WirklichkeitssinnN 
fordern, um unsere Grundwerte .,in realistische 
Politik zu übersetzen." Denn ,,Wirklichkeitssinnm 
bedeutetja,die gesellschaftlicheWirklichkeit mög- 
lichst objektiv zu erkennen, sie nicht wegen Vor- 
urteilen oder Interessen nurverzerrt wahrzuneh- 
men oder darzustellen. Die„Leitsätze" nennen zwei 
allgemeine und unentbehrlicheVoraussetzungen 
füreine realistischePolitikim SinnederGrundwer- 
te:,.Wirsetzen nicht auf passive Anpassungan den 
Wandel,sondernseineaktiveGestaltung."Das ist 
eine klare Absagean das neoliberale und marxis- 
tisch-leninistischeCredo,dassailein dieobjektiven 
ÖkonomischenGesetzmäßigkeitendiegesellschaft- 
liche Entwicklung bestimmen und keinen Spiel- - - 
raum für alternatives politisches Handeln lassen. 

rpw slloo6 
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Keine klaren Vorstellungen von 
der gesellschaftlichen Wirklichkeit 

ÜberdiegrundsätzlicheAnerkennungvon 
Gestaltungsspielräumen hinaus brauchen 
wirfüreinegrundwerteorientierte Politik 

genauereVorsteilungen von der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit.Das wird mi t  derAussage,dievorge- 
legten Leitsätze,,beschreiben diegroRen Herausfor- 
derungen,denen sich die Politikzu Beginndeszi. 
Jahrhunderts stellen muss". ausdrücklich aner- 
kannt. Doch zu diesem implizit anerkanntenThe- 
menbereichgibt es inden Leitsätzen keineigenes 
systematischesKapitel.lnnerha1bderausführiichen 
Beschreib~ngder~Zieleder Sozialen Demokratie" 
finden sich.unsysternatisch undverstreut,durch- 
auszahlreichegesellschaftskritische Bemerkungen, 
Aussagen über die Gesellschaft und gravierende 
Missstände.überChancen und RisikmAberdiese 
verstreuten Bemerkungenergeben kein klares und 
fundiertesGesamtkonzept.enthalten Unklarheiten 
und Widersprüche,vorallem viele„weiRe Flecken". 
Gerade deshalb wäre zu diesem Themenbereich 
eine kontroverse Diskussion möglich und notwen- 
dig.diezu einem gemeinsamen Lernprozess und 
Erkenntnisfortschritt führen könnte. 

Die Leitsätze enthalten durchaus die zentrale 
Aussage über die entscheidende reale Entwick- 
lungsrichtungund den aktuellen Zustand unserer 
Gesellschaft.Und sie benennen damitdieentschei- 
denden HerausforderungfürdiePolitikzu Beginn 
deszi.Jahrhunderts: ,,DieVerteilungvon Einkorn- 
men undvermögen hat sich zu LastenderArbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer und der kleinen 
Selbständigen verschoben." Und dieser unbestrit- 
tenen Tatsachenaussage schließt sich die zutref- 
fende Bewertungan:,,Dies ist wedergerecht noch 
ökonomisch vernünftig." 

Akteure und Verantwortlichen 
für mehr Ungerechtigkeit werden 
nicht genannt 

Der in jenen kritischen Aussagen enthal- 
tenewirklichkeitssinn reicht nicht aus,um 
aus dieser Kritik die konkrete Politik abru- 

leiten und mehrheitsfähig zu machen. die ,,die 
Ziele der Sozialen Demokratie"zu verwirklichen 
vermag. Denn die Formulierung,..dieVerteilung 
von Reichtum und Vermögen hat sich .. verscho- 
ben", ignoriert oderverschleiert den,,subjektiven 
Faktor"oderdieAkteuredieserVerschiebung,und 
nimrntdaherdereinerseits richtigen Aussage über 
zunehmende Ungleichheit und Ungerechtigkeit 
ihregesellschaftskritische Funktion.Mächtigege- 
sellschaftliche Akteure und ihre willigen Helfer 
habenzielstrebigdieseverteilungzu ihreneigenen 
Gunstenverschoben unddieinden Leitsätzen kriti- 
sierten sozialen Missstände produziert. Die emi- 
nenteUmverteilungdesgesellschaftlichen Reich- 
tumsvon unten nachoben ist nicht Ergebniseines 
objektiven Naturprozesses, auch Globalisierung 
genannt,sondern Erfolgsprämiefürzielstrebiges 
Denken und Handelnvon wissenschaftlichen.öko- 
nomischen.publizistischen und politischen Macht- 
eliten. DieVertiefung der Kluft zwischen Arm und 
Reich und die Ausgrenzungvon immermehrüber- 
flüssigen Menschen, sind keine Kollateralschäden 
der Globalisierung, sondern das gesellschaftspo- 
litische Programm der neoliberalen Bewegung und 
daher gewolltes Ziel. 

„Eine neue soziale Übereinkunft"- 
für die Verteidiger 
der sozialen Gerechtigkeit 

In den Leitsätzen werden wederdieobjek- 
tiven Faktoren noch die Akteure oräzise er- 

DieseUmverteilungvonVermögen undEinkorn- kannt und benannt,diediedie khsier ten 
men ist deshalb die entscheidende Herausforde- sozialen Missstände verursacht haben. Der Hin- 
rungfürdiePolitikzuBeginndes~i.lahrhunderts, weisauf„Marktradikalismus"reichtnichtaus.Aber 
weil damit fast alle anderen, in den Leitsätzen ebenso wenigwerden die Faktoren und Akteure . 
kritisierten Übel unsererGesellschaft zusammen- präzise benannt,diezurBeseitigungder beklagten 
hängen. Missstände und zurVerwirklichung unserer Ziele 
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beitragen könntenBezogen aufdie heutigegesell- 
schaftliche Realität und die bei den Machteliten 
vorherrschenden neoliberalen Wert- und Zielvor- 
stellungen,enthalten viele Formulierungen wenig 
„Wirklichkeitssinn" und sind somit fatale Fehlein- 
schätzungen. Zutreffend ist zwar die normative 
Überlegung: .,Eine Gesellschaft der Freien und 
Gleichen braucht eineVerständigungdarüber,wie 
sie unterschiedliche Interessen zwischen geseil- 
schaftlichen Gruppen,Generationen undGeschlech- 
tern in Einklangbringt." Und noch zutreffender und 
vor allem realistischeristauchdieanschlieRende 
Feststellung: „Die dauerhafte Spaltung unserer 
Gesellschaft in Gewinner und Verlierer schadet 
allen gemeinsam ...". Denn diese.,Spaltung unse- 
rer Gesellschaft" bedeutet ja, dass wir nicht in 
einer,,Gesellschaftder Freien und Gleichen" leben, 
sondern in einer Gesellschaft der zunehmend 
Ungleichen und daher auch weniger Freien. 

Das im Kapitel ,,Der vorsorgende Sozialstaat" 
formulierteZiel,,,den Konsens über unseren Sozial- 
staat erneuern, bevor ihn seine Gegnersinseitig 
aufkündigen", übersieht auch dieTatsache,dass 
die neoliberalen Machteliten diesen Konsens längst 
aufgekündigt haben und sich an ihrer.,neuen so- 
zialenÜbereinkunft"orientieren,diedieZerstörung 
des Soziaistaats zum Ziel hat.Wenn dagegen die 
SPD.nicht nurin der Programmdiskussion,ihrso- 
zialesprofil wiederschärft undeinüberzeugendes 
Reformkonzept für mehr soziale Gerechtigkeit 
vorlegt,dann könntesieeinen großenTeil der74% 
der Deutschen für sich gewinnen, die heute den 
Politikern vorwerfen,sich zu wenig um dieGerech- 
tigkeit in unserem Land zu kümmern.Wohlgemerkk 
Dafür reicht es nicht, im Programm das Wort so- 
zialeGerechtigkeit viel öfter zu verwenden als in 
den Leitsätzen). M i t  einer neuen Mehrheit links 
vom neoliberalen FlügelvonCDU/CSU undGrünen 
könnte das antidemokratische Prinzip .,In der 
Marktwirtschaft kann man nicht gegen die Wirt- 
schaft regierenr'durch das demokratische Prinzip 
,.In der Demokratie kann man nicht gegen den 
Willen der Mehrheit der Bevölkerung wirtschaften" 
ersetzt werden und die Grundwerte Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität wiederzur Leitidee 
sozialdemokratischer Politik werden. 

Grundsätzlichen Mängel und Schwachstellen 
der Leitsätze haben eine Ursache sicher in dem 
Bemühen, sich auf der geistigen Höhe des Zeit- 
geisteszu bewegen.Die Hauptursachedürfteaber 
darin Iiegen,dassdieProgrammgeschichtederSPD 
nichtverarbeitet wurdeund nicht begründet wird. 
warum.,dieOrientierungen des Berliner Programms 
... als Kompass für unsere Praxis nicht mehr aus- 
reichen". An keiner Stelle der Leitsätze wird er- 
wähnt,welcheAussagen des Berliner Programms 
als überholt anzusehen sind. 

Der Demokratische Sozialismus als 
Gegenmodell zum Kapitalismus 

Obwohl in der„Wissensgesellschaft" histor- 
isches Wissen nicht mehr gefragt zu sein 
scheint, dürfte doch in einem künftigen 

Grundsatzpro~ramm fol~enderSatz.weiI schlim- . - - 
mer als Unwissen, nicht mehrenthalten sein:,,ln 
der Geschichte der deutschen Sozialdemokratie 
war der Demokratische Sozialismus das Gegen- 
modell zum diktatorischen Staatssozialismus." 

Diese Deutung des Demokratischen Sozialis- 
mus als Gegenmodell zum real existierenden 
Sozialismus sowjetischer Prägung ist zwar nicht 
neu.Denn eswar seit Lenin und Stalin, bis zur Im- 
plosion desSowjetkommunismus,dieverbindliche 
marxistisch-leninistische Interpretation dersozial- 
demokratischen Programmatik und Politik. 

Obwohl damals einige Jusos an diese,angeb- 
lich marxistische Deutung des Demokratischen 
S~zialismus~glaubten. und die SPDwiederzu einer 
richtigen sozialistischen Partei machen wollten, 
widersprach doch die Mehrheit der Sozialdemo- 
kratlnnen dieser Verzerrung der Geschichte.Sie 
sahen im Godesberger Programm und im Demo- 
kratischen Sozialismus keineswegs einen Verrat 
an dersozialistischenTradition,dievonAnfangan. 
ob mit oder ohne das Adjektiv, demokratisch ge- 
wesen und geblieben ist.Denndiedemokratisch- 
sozialistischeTradition begann langevorder Okto- 
berrevolution,als es noch nicht möglich war, ein 
,.Gegenmodell zum diktatorischen Staatssozialis- 
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mus"zu entwerfen. Die Ideen, Grundwerte und 
Zielvorstellungen des Demokratischen Sozialismus 
entstanden nicht. wie es die marxistisch-leninis- 
tische Geschichtsschreibung unterstellt, in der 
Auseinandersetzung m i t  dem real existierenden 
Sowjetsozialismus, um den Kapitalismus gegen 
den Sozialismus zu verteidigen. Sie entstanden 
vielmehr in derAuseinandersetzung und im Kampf 
gegen den Kapitalismus, der ..die Eigentumsrech- 
te über die Menschenrechte gesetzt hat". (Erklä- 
rungderSozialistischen lnternationale„Zieie und 
Aufgaben des Demokratischen Sozialismus"vom 
Juli igsi.) 

Wer noch einmal in dasGodesbergeroder Ber- 
liner Programm schaut und liest, was dort über 
den Demokratischen Sozialismus steht, dürfte 
sofort merken. Über den oben zitierten Satz vom 
Demokratischen SozialismusalleinalsGegenmo- 
dell zumdiktatorischen Sozialismus braucht man 
nicht zustreiten,den muss maneinfach streichen. 
Selbstverständlich haben Sozialdemokratlnnen 
den ,,diktatorischen 5taatssozialismus"von Anfang 
an abgelehnt unddiesauch in ihren Programmen 
dokumentiert. Aber auch in den Zeiten der Aus- 
einandersetzung mi t  dem Sowjetkommunismus 
nimmt in allen programmatischen Dokumenten 
derSPDdie Kapitalismuskritikeinenviel breiteren 
Raumein.Dies unddiegeseilschaftsverändernde 
Zielsetzung sind auch im Berliner Programm ge- 
nausodeutlichformuliert.VondieserkapitaIismus- 
kritischen Tradition sollte sich die SPD auch in 
einem neuen Grundsatzprogramm nicht distan- 
zieren.Sie braucht sich dafür nicht zu schämen, 
sondern sie kann stolz sein auf die politischen Fol- 
gen dieser demokratisch-sozialistischen Tradition. 
Denn wennder Kapitalismusinderzeit nachdem 
2. Weltkrieg ..gezähmt" wurde, so war das auch 
dem wachsenden Einfluss der Ideen des Demo- 
kratischen Sozialismus zu verdanken. Umgekehrt 
hängt die erneute Brutalisierungdes Kapitalismus 
seit Endedes2o.Jahrhundertsmitdemschwinden- 
den Einfluss dieser Ideen zusammen. W 
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Sozialdemokratische Grundsatzdebatten 
resultieren daraus, dass gesellschaftliche 
undökonomischeEntwicklungenalteVor- 

steliuneen überholt haben und neue Antworten 
I aufden-wandegefunden werden müssen.Nicht 
I selten folgen neie~rundsatzdebatten aberauch - 

politischen Entwicklungen innerhalbeinerPartei, 
in der sich bestimmteGrundüberzeugungenverän- 
dert haben und neue Politikansätze mehrheitsfä- 
hig wurden. Der neue Anlauf der SPD-Programm- 
debatteresultiertaus beidemein wenig:Soistder 
SPDzum einen das (nationale) Koordinatensystem 
in Folgedes fundamentalen sozioökonomischen 
Wandels abhanden gekommen. Zum anderen 
habendie bisherigen Antworten aufdieseEntwick- 
Iune-undzwarsowohIdieReze~teder-roerJahre, .= - - U 

W 
als auch die Agenda 2010- wenig Erfolge vorzu- 

I weisen und laufen häufig am Ziel, eine neue. so- 
lidarische Welt zu schaffen,vorbei. 

Die SPD braucht 

Mit  der,,Agenda 2010" wurden in der SPD ide- 
ologische Säulen eingerammt, ohne dass Partei 
und Führung ein konsistentes Gesellschaftsbild 
im Hinterkopfodereine tragfähige (und mehrheits- 
fähige)politischeZielvorstellungvorAugengehabt 
hätten. Wir wissen heute, dass damit das Ende 

eine moderne des rot-grünen Regierungsprojekts und der Abstieg 
der Sozialdemokratie eingeleitet wurden. 

Kapitalismuskritik 
GeradedeshaIbmusseineausführlicheDiskus- 

sion überein neuesGrundsatzprogramm stets mit 
Impulse für ein neues einergrundlegenden Bestandsaufnahme,.dessen. 

wasist" beginnen.DieSozialdemokratietraut sich 
SPD-Crundsatzprogramm heute kaum noch überden Kapitalismuszudisku- 

tieren. Gleichzeitig beginnen neokonservative 
von  Björn Böhn ing  Vordenker,sich mit den Auswirkungen desneuen 

Kapitalismuszu beschäftigen und ihrerseits,,rech- 
te" Antworten auf diese Entwicklung zu finden. 

W H  So hat kürzlich der deutsche,.neocon" Paul Nolte 
ein kapitalismuskritisches Buch herausgegeben. 
Nurum die Linkeist esstill-viel zu still. Die Linke 
aberbrauchteinemoderne Formder Kapitalismus- 
kritik. Denn es geht um nichts geringereSrals um 
die.,Wiederaneignung des Kapitalismus-Begriffs'' 
(E. Altvater) für die Linke- erst recht ange;chts 
ihres programmatischen Ideenvakuums. 
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I. Programmat ische I r r t ümer  de r  Sozi- AnsprüchenandenStaat iösen.DassdafürdasLob 
a ldemokra t ie  derWirtschaftsverbändeeinhellig ist,ist klar.Die 

Sozialtechnokraten haben sich vollkommen von 
Die Sozialdemokratie hat derzeit keine intelli- eineroffensiven Reformstrategieverabschiedet und 

gente Idee für einen ökonomischen Ordnungs- begreifen sich selbst als die obersten McKinseys, 
rahmen.Vielmehr fällt das sozialdemokratische diedieunternehmen retten wollen.AuchdieSozial- 
Lager auf zwei fatale Irrtümer herein: technokraten reduzieren so(mit unterschiedlichem 

Begründungszusammenhang)den Staataufeinen 
..Steigbügelhalter"fürdieWirtschaft.der lediglich 

Erster Irrtum: D ie  Staatsgläubigkei t  noch diewettbewerbsbedingungenderwirts;haft - 
der moral ischen L inken verbessern soll. 

Diemoralischen Linkenwollen pauschal die 
Wirtschaft eindämmen. Die ,,bösew Wirt- 
schaftdürfe nicht aufandere Bereichedes 

Lebens übergreifen. Die,,gutenM Sozialdemokraten 
sollen sich lediglich noch um den Staat kümmern, 
heißt das zweifelhafte Motto. Dieses naive und 
unter kapitalistischenvorzeichen völlig verzerrte 
Gesellschaftsbild ist zwar gemütlich und schön 
Schwarz-Weii3,aberfüreinemoderneSoziaIdemo- 
kratieleider keinWeg.Nurden Staat zuverteidigen 
unddie Wirtschaftden Kapitalisten zu überlassen. 
ist dievollständige Kapitulation vor den ökonomi- 
schenverhältnissen. Häufig korrespondiert dieser 
Irrtum mitderVorstelIung,Arbeitsplätzewürden 
von derWirtschaftgemacht,und die Politik könn- 
te höchstens Rahmenbedingungen schaffen. In 
diesem Glauben wird die Politik, wird das Staats- 
wesen insgesamt auf eine angebotsorientierte 
Wirtschaftspolitik reduziert Die Nachfragefunkti- 
on des 5taates.derSozialstaat als Arbeitgeber und 
die Funktion öffentlicher Investitionen werden so 
konsequent inden Hintergrund gedrängt.DerStaat 
fungiert hier gerade noch als ..Steigbügelhaiter" 
für Unternehmen.die man durch angebotsorien- 
tierte Maßnahmen unterstützen müsse. 

Der  zwe i t e  Irrtum: Die  Staatsferne 
de r  Sozia l technokraten 

DieSozialtechnokraten reduzieren den Staat 
aufden Fiskus,auf ein Finanzportfoli~~das 
man beliebigzusammenstellen kann.Der 

Versicherungsstaat sei am Ende und die Bürger 
müssten sichvon ihrerVollkaskomentalität,ihren 

Beide Irrtümer haben somit einesgemeinsam: 
Der Staat wird als Regelgeber und als Beteiligter 
in ökonomischen Prozessen ignoriert.Die Rolle des 
investierenden und steuernden Staates wird ver- 
schwiegen.Staatfungiert indiesenVorstelIungen 
als,,Outsider",als Politikohne Kompetenz in öko- 
nomischen Fragen. Wie wir sehen konnten. hat 
die marktliberale Doktrin,,,Wirtschaft wird in der 
Wirtschaft gemacht",mittlerweile weit in sozial- 
demokratischen Ideologien FuRgefasst. Diejahr- 
zehntelange Vorstellung der Sozialdemokraten, 
nämlich dassin einem sozial regulierten Kapitalis- 
musdieWurzelfürein.,besseres LebenC'derMen- 
schen zu suchen ist, gerät vor dem Hintergrund 
der Globalisierung in den Hintergrund. 

Sowohl diejenigen, die den Markt moralisch 
zu GunstendesStaateszurückdrängenwollen.als 
auch diejenigen, die den Staat auf seine fiskali- 
schen Aufgaben reduzieren,führen dieSPD nicht 
weiter.Die Sozialdemokratie muss weiterhin den 
Anspruch hegen,Wirtschaft und Gesellschaft.ja 
den Kapitalismus, nach den Grundwerten von 
Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität (aktivl) zu 
gestalten. Dieser Gestaltungswillefindet seinen 
Ausdruck in einer offensiven Reformpolitik und 
engagiertem staatlichen Handeln, gerade auch 
in Europa.Deshalb braucht dieSPDeinewirkliche 
Vorstellungdarüber,wieein globaler,sozialerOrd- 
nungsrahmen aussehen kann. 

Eine moderneKapitalismuskritikmussaufdrei 
FeldernansetzemDer Rolleder Finanzmärkte.dem 
Wandel derArbeitswelt und der RolledesStaates 
bzw. der öffentlichen Güter. 

t 
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II. Kapital ismuskri t ik: 
D ie  Rolle de r  F inanzmärkte 

Der Finanzkapitalismus beinhaltet neue 
Logiken, die mi t  den altbekannten funda- 
mental brechen. Die Bosse der Unterneh- 

mensind nicht mehrdie Alleinherrscher,sondern 
auch verzweifelte Getriebene ihrer Sharehoider. 
Es istvorallem dieAusbeutungderZeit.die zum 

P 
Treiber des neuen Finanzregimes geworden ist. 
Termingeschäfte,Währungsspekulationen,riskan- 
te Risikoumschichtungen und Tauschgeschäfte 
mit Derivatengehören zum Alltagder neuen Öko- 
nomie.Wir haben es mi t  einem regelrechten bet- 
and-win-Kapitalismus zu tun, der auf den kurz- 
fristigen Profit orientiert. Häufigwird behauptet. 
die Finanzmärkte wären unreguliert.Dasstimmt 
nicht. Internationale Finanzmärkte haben einen 
globalen0rdnungsrahmen.Siesind nach US-ame- 

P rikanischem betriebswirtschaftlichen Kalkül aus- 
gestaltet.Transparenzregeln,Anlegerrechte und 
Aufsichtsstrukturen über Börsen, Fonds oderver- 
Sicherungen sind auf kurzfristige Rendite und 
Anlagebestimmungen hin ausgerichtet. Wir er- 
leben heute einen ,,ökonomischen Kuiturkampf" 
um das zukünftige Wirtschaftsmodell. 

Will die SPD sich nicht alleine technokratisch 
den Regeln des Finanzkapitals unterwerfen, muss 
sie die idee einer sozialen und demokratischen 
Kultur der Finanzwirtschaft in Deutschland und 
Europa durchsetzen.Dabei geht es in erster Linie 
gar nicht um neue Institutionen. Die Strukturen 
des Finanzkapitalismus müssen selbst genutzt 
werden, um alternative Logiken der Vergesell- 
schaftung in die ökonomische Entwicklung ein- 
zuschreiben. Die lnvestitionsfunktion der Finanz- 
märkte nutzen, deren räuberische Kurzfristsicht 
beenden -so lautet das Gebot der Stunde. 

III. Die  prekäre Arbeitsgesellschaft 

Nicht nur fünf Millionen Arbeitsiose,son- 
dern mittlerweile 6.8 Millionen Niedrig- 
lohn-Beschäftigte in Deutschland zeigen: 

Wir befinden uns auf dem Weg in eine prekäre 
Arbeitsgesellschaft. Prekarität auf dem Arbeits- 
markt nimmt unterschiedlicheGestaltenan.Neben 
einer ,.Zone der Integration", relativ gesicherter 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, hat sich 
eine.,ZonederPrekarität" unterschiedlichster (eben 
prekärer) Beschäftigungsverhältnisse gebildet,in 
der die Betroffenen von einer sicheren Beschäfti- 
gungsperspektive weitgehendausgeschlossen sind. 
FürdieMenschen in der(dritten)„ZonederEntkopp- 
iung"sindArbeitslosigkeit und Armut an derTages- 
ordnung.Hier leben dieAusgegrenzten,die kaum 
noch eine Hoffnungaufeine mittelfristige Erwerbs- 
perspektive haben. 

Foto Chr ist ian K e $  

Diese Entwicklung zu einer prekären Arbeits- 
gesellschaft ist kein Randphänomen,sondern hält 
mittlerweileauch in hochqualifizierteSegmente 
Einzug.HiersindesdiegutausgebildetenHochschul- 
absolventlnnen. die sich von Praktikum zu Prakti- 
kum hangein,ohneeineAussicht aufeinen Berufs- 
einstieg zu erhalten. Gerade die Berufseinstiegs- 
phasejunger Menschen i s t  es.diezum Motorder 
Prekarisierungstendenzen wird. 
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Leitgedankeeinerneuen sozialdemokratischen 
Arbeitspolitik muss eineVollbeschäftigung neuen 
Typs sein: EineVollbeschäftigung,die Übergänge 
im Erwerbslauf flexibel absichert,Auszeiten (2.B. 
für Kinder) schafft und (Weiter-) Bildungsphasen 
sozial reguliert.Ziel einerzeitgemäßen sozialdemo- 
kratischen Politik muss es nicht nur sein,der Pre- 
karität der Arbeitsgesellschaft enge Grenzen zu 
setzen, sondern auch die individuelle Selbstbe- 
stimmungder eigenen Biografiezu ermöglichen. 
Dafür brauchen wirMaßnahmen wieden gesetz- 
lichen Mindestlohn. Der Sozialstaat muss die 
Lebensplanungen derMenschen,ihreAnsprüche 
an (Frei-)Zeit,Famiiie und Bildung besserals heu- 
te berücksichtigen und unterstützen.lm Rahmen 
einer..Qualitätsoffensive" mussdie Sicherungder 
Selbstbestimmungin Leben und Arbeit zugeschnit- 
ten werden.Die ideeder.,Arbeitsversicherung" ist 
und bleibt deshalbdaszukunftsfähige Leitprinzip 
sozialdemokratischer Sozial~olitik. 

ii IV. Die Rolle des Staates und 
der öffentlichen Güter 

Öffentliche Güter sind der herrschenden 
Meinung nacherst einmal solche Kollektiv- 
güter, nach denen zwar eine gesellschaft- 

liche Nachfrage besteht.dieauf privaten Märkten 
jedoch nichtgedecktwird.Eineneuesoziale Über- 
einkunft muss diese öffentlichen Güter aber poli- 
tisch definieren. Neben recht eingängigen öffent- 
lichen Gütern wie Frieden und (saubere) Umwelt 
muss die Sozialdemokratie auch eine ldee dafür 
entwickeln,welche öffentlichen Güter noch ihrem 
Verständnis eines sozialen Gemeinwesens ent- 
sprechen.Wirmüssenthematisieren,wound auf 
welchen Feldern der Staat zukünftig gestaltend 
tätigwerden muss.Es ist nichtwahr,dassderStaat 
auf nationaler Ebene ohnmächtig ist. Wir haben 
bereits heuteGestaltungsspielräume beider Regu- 
lierungdes modernen Kapitalismus.Wir nutzen sie 
nur nicht-oder nur nach angelsächsischen. markt- 
liberalenVorgaben.GIeichzeitigmüssen abernatür- 
IichdieMöglichkeiteneinesgeeinten Europaszeit- 
gemäß genutzt werden. Es ist also schon heute 
durch staatliches Handeln möglich, der Kapital- 

flucht effektiv zu begegnen. Hier kann der Staat 
sogarals„Pionier"auftreten und sich mi t  sozialer 
Regulation indieKapitallogikeinschreiben.Dazu 
muss aber der Staatals Regelgeber,als Beteiligten 
in ökonomischen Prozessen neu justiert werden. 
Mittelfristig- soviel ist klar - brauchen wir eine 
internationale Regulierungdesfinanzgetriebenen 
Kapitalismus.Die bestehenden Institutionen kön- 
nen sinnvoll genutzt werden.Ein Engagement in 
diese Richtung wäre allemal nützlicher, als be- - 
stehende Gestaltungsmöglichkeiten in Deutsch- 
land und Europa zu verneinen und ohnmächtig 
immer nur mit dem Finger auf andere Ebenen zu 
verweisen. 

Eine neue sozialdemokratische ldee braucht 
einen konsistentenOrdnungsrahmenfüreineGlo- 
bale Ökonomie.Sozialdemokratische Grundsatz- 
programmatik muss sich dieser Aufgabe stellen, 
oder sie wird von der Wucht desglobalen Finanz- - 
kapitalismus weggespült. rn 
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Die Zukunft des Sozialstaats - 
vorsorgend und nachhaltig 

von Elke Ferner .B 

in den Leitsätzenzu unserem neuenGrund- 
satzprogramm hat Kurt Beck den Begriff 
des.,Vorsorgenden Soziaistaats"eingeführt. 

Begriffsschöpfungen sind das eine -sie sind für 
die politischen Auseinandersetzungen notwendig. 
Begriffsbestimmungen sind die andere, die zu- 
meist schwierigere Seite. Ich will mi t  diesem Bei- 
trag einen Impuls in die Diskussion geben, der 
keineswegs den Anspruch aufVollständigkeit hat. 
ImVerlauf der nächsten Wochen werden wir den 
Begriff des ,.Vorsorgenden Sozialstaats" daher 
weiter entwickeln müssen. Unter anderem hat 
diese Aufgabe die Arbeitsgruppe .,Zukunft des 
Sozialstaats" des SPD-Parteivorstands unter der 
Leitungvon Birgit Fischer und mir. 

Teilhabe s t a t t  Ver te i lung? 
B i ldung s t a t t  Transferleistungen? 

BesondersdieJahrezoo3 und zoo4waren 
geprägt von Diskussionen um diverse Ge- 
rechtigkeitsbegriffe. Das hatte Irritationen 

zur Folge. Fast immer standen dabei Begriffe der 
Teilhabe zu Gunsten von Verteilung im Vorder- 
grund.Fast immer blieben dietheoretischen Kon- 
struktefür praktizierendeSozialpoiitikerinnen und 
Sozialpoiitiker nebulös. Fast immer drängte sich 
derEindruckauf,neoliberaleRaubbaupolitiksollte 
verkleidet in dieSPD-Programmatik einziehen.Fast 
immer erwies sich in der Praxis,dass Begriffsope- 
rationen wieTeilhabe und Chancengerechtigkeit 
statt Verteilung und Chancengleichheit in der 
täglichen Diskussion.z.B.um Regelsätzevon Hartz 
IV oder Zuzahlungsregelungen im Gesundheits- 
bereich, wenig nützen, weil sie sich in der gesell- 
schaftlichen Realität so nicht stellen,es sei denn 

umsozialabbau zu kaschieren.Kurzum:Wir haben 
so manche wirre Diskussion erlebt und daraus ~ ~ 

auch geiernt.Am verirrtesten war,dass manche 
.,NeuentdeckungM sich im Berliner Programm i :~  

wiederfindet.Man denke nur an die Begriffeder 
Teiihabeoderdem investiven Charaktervon Sozial- 
staatlichkeit: ,.Sozialpolitik. die sich darauf be- 
schränkt. eingetretene Schäden zu beheben, ist 
inhuman und überdiesfinanziell rasch überfordert. 
Der wirksamste Schutz geschieht durch Vorbeu- 
gung.Sozialpolitik will nicht nur reparieren und 
in Notfällen einspringen, sondern vorausschau- 
end gestalten." (Berliner Programm 5. 31). Der 
Verdacht. programmatisches Denken führe nicht 
zu neuen Ideen,sondern zu bloßen Aufweichun- 
gen,aufwelcheTeiledes Berliner Programmsdes 
Zeitgeists wegen verzichtet werden kann. lag auf 
der Hand. Konzepte für die wirklich dringenden 
Fragen blieben dabei oft unscharf. Das hat sich 
nun gewendet, die Diskussionen haben sich ver- 
sachIicht.Aber manchestreitfragen sind geblieben 
-das wird die kommende Programmdiskussion 
noch genauerzeigen. 

Begr i f fe  von Sozialstaatl ichkeit  

Die Linke in der SPD hat sich in der Debat- 
te um das Sozialstaatsverständnis der SPD 
immer darum bemüht,Sozialstaat positiv 

zu beschreiben.Esgingdarumzu zeigen,dassder 
Sozialstaat kein Schmuddelkind der soer, boer und 
7oer ist, das wir schnellstens in die Ecke stellen 
sollten. wie neben anderen so mancher Spiegel- 
Autormeint. Den Sozialstaat verstehen wir immer 
als gesellschaftlichen Produktivfaktor. Es geht da- 
rum zu zeigen,dassderSozialstaat den Aufschwung 
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und das Erfolgsmodell der Bundesrepublik erst 
möglich gemacht hat, und dass das Land in der 
Wiedervereinigung ohne den Sozialstaat nie zu 
innerem Zusammenhalt - so fragil er auch sein 
mag-gefunden hätte.Durchden Sozialstaat sind 
erst diegroRenTransformationen von der industrie- 
hin auch zu einer Wissensgesellschaft möglich 
geworden.Denn der Sozialstaat hat die Menschen 
in ihrem Bestreben abgesichert,Neueszu wagen 
und über die Grenzen ihrer Elterngeneration hin- 
auszugehen. Das gilt insbesondere für Frauen - 
deshalb ist die Sozialstaatsdiskussion geradefür 
die Gleichstellungspolitik von herausgehobener 
Bedeutung.Nurein guter, umfassender Sozialstaat 
kanntraditionelleGeschlechterverhäItnisse über- 
winden helfen. Gute Bildung und Qualifikation 
für breitere Bevölkerungsteile waren dabei vor 
allem nach den 68ern ein zentrales Leitmotiv, 
ebensow1esozialeSicherheit.Heutzutageerfüllt 
derSozialstaat dieseFunktionen nach wievor.Und 
neue Aufgaben sind hinzugekommen:Wie helfen 
wir Menschen in immer unsicherer werdenden 
Beschäftigungsverhältnissen? Wiegehen wir mit 
derzunehmenden Prekarisierungvon Arbeit um? 
Wie reagieren wir auf die zunehmende Kinderar- 
mut? Wie trägt der Sozialstaat dazu bei, lntegra- 
tionsproblemevon Migrantinnen und Migranten 
zu beheben? Das sind nureinige der neuen He- 
rausforderungen. Die Aufgaben des modernen 
Sozialstaats hat dieentsprechende Arbeitsgruppe 
in dervorletzten Phase der Programmdiskussion 
mit drei Begriffen beschrieben:integrierend,akti- 
vierend sowie investierend. Ich halte diese Funk- 
tionen von Sozialstaatlichkeitfür zutreffend.Ein 
modernerSozialstaat mussallendrei Funktionen 
gerecht werden 

Ich will kurz auf die drei Begriffe eingehen - 
eine Beschreibung kann in diesem Rahmen aller- 
dings nur kursorisch ausfallen. Mi t  integrierend 
sind im Wesentlichen die sozialstaatlichen Funk- 
tionen umschrieben,die gemeinhin zur sozialen 
Sicherung gezählt werden, 2.6. sozialstaatlichen 
Tran~ferleistungen~die Menschen dieTeilhabean- 
gesellschaftlichen Lebenermöglichen und Existenz- 
bedrohung ausschlieRen. Dasgilt z.B.für die Inte- 
grationvon Behinderten.Aktivierend umschreibt 

die Leistungen des Sozialstaats, die 2.6. in der 
Arbeitsmarktpolitik Menschen befähigen sollen 
nach Notlagen wieder selbst für sich zu sorgen 
undChancenzuergreifen.Hierzugehörtauchdas 
Prinzip des Förderns und Forderns, wobei wir die 
Frage nach dem Verhältnisdes Einzelnen zur Gesell- 
schaft über Kernbereiche und Leistungen desSozial- 
staats definieren müssen.Allerdings muss dabei 
auch besonderes Augenmerkdaraufgelegt werden. 
dass wir den Sozialstaat vielmehr als bisher vom - 
Bürgerstatus aus begreifen-das Schicksal des oder 
der Einzelnen hat im Mittelpunkt zu stehen. 

Der Sozialstaat ist Dienstleister für die 
Bürgerinnen und Bürger und nicht umge- 
kehrt. Die investive Funktion des Sozial- 

staats umreißt vielleicht diefürviele ungewohnte. 
neueDimension,obwohl ich meinerdasserdiese 
schon lange ausgebildet hat. Gemeint sind hier 
Leistungen und MaRnahmen.die den Menschen 
helfen, prekäre und existenzbedrohende Lebens- 
lagen im Ansatz zuvermeiden. lm Zentrum steht 
hier natürlich dieBildung und Qualifizierung,aber 
auch Familienpolitik und Gleichstellungspolitik. 
Besonders in dieser Funktion kannder,,Vorsorgen- 
de Sozialstaat als gesellschaftlicher und ökono- 
mischer Produktivfaktor beschrieben werden. In 
Sinne dieser drei Dimensionen wollen wir den 
Sozialstaat weiterentwickeln,dasser indie Poten- 
ziale der Menschen investiert,dass er die soziale 
Infrastruktur schafft, die soziale Mobilität und 
soziale Sicherheit ermöglicht. Und 1etztlich.dass 
er Menschen. die arbeitslos oder in andere Not- 
lagen geraten sind, hilft. neue Perspektiven und 
Chancen zu bekommen. damit ihre Fähigkeiten 
für die Gesellschaft nutzbar bleiben. 

b 
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Der neue Begriff 
„Vorsorgender Sozialstaat'' 

im Begriff des.,Vorsorgenden Sozialstaats" 
istesvielleicht möglich,diedrei Dimensio- 
nen abzubilden.Zunächst hatteesjedoch 

den Anschein, als sei der Begriff des Vorsorgens 
nur alternativ zum Begriff des lnvestierens ver- 
wendet worden.2~ sehrwurde in den Leitsätzen 
die so genannte nachsorgenden Funktion des 
Sozialstaatsder Kritik unterzogen und -wie zuvor 
in den Debattenvon 2003-quasigegen Bildung 
ausgespielt.Heute weißjeder,dass gute Bildung 
wichtig ist - keine Frage.Aber alle wissen auch, 
dass sie nicht in jedem Fall vor Armut. prekären 
Arbeitsverhältnissen oder Arbeitslosigkeit schützt. 
Das Schlagwort von der Generation Praktikum 
spricht Bändedarüber.Die programmatischeDis- 
kussion hat diese semantische Auseinanderset- 
zungalsMissverständnisaufgelöst.Kurt Beck hat 
in seiner Rede am 14. Mai dieses Jahres betont, 
dassesnicht umeinen Bruch mit dem hergebrach- 
ten Sozialstaatsverständnis geht. sondern eher - 
um eine Erweiterung. Dies spiegelt sich auch in 
ersten Arbeiten zur Gliederung des Programms 
wider. Da der Begriff des . .~orsor~enden Sozial- 
s taa t~"  nun erfolgreich eingeführt ist und bereits 
programmatische Arbeiten prägt, i s t  es sicher nicht 
ratsam. ihn leichtfertig über Bord zu werfen. Es 
hat Diskussionengegeben,ob man ihn durch den 
Begriff des,.Nachhaltigen Sozialstaats" ersetzen 
sollte.Aufgrund der mittlerweile leider spürbaren 
Überdehnung des Begriffs der Nachhaltigkeit 
würde ich eherdavon abraten.Vielmehr schlage 
ich vor zu diskutieren, wiedie drei oben genann- 
ten Funktionen in einem Konzept des,.Vorsorgen- 
den Sozialstaats"vereint werden können.Da die 
Nachhaltigkeit Leitprinzip des neuen Grundsatz- 
Programms werden wird, geht dieser Gedanke 
auch in der sozialstaatlichen Programmatik kei- 
nesfallsverloren.sondern wird zum bestimmen- 
den Paradigma. 

Ich willeinenVorschlag machen,wieman 
ein modernes umfassendes Sozialstaats- 
verständnis unter dem Begriff des ,,Vor- 

sorgenden 5ozialstaats"vereinen kann: Der.,Vor- 
sorgende Sozialstaat" stellt ins Zentrum seines 
Handelns immer die individuellen Biographien. 
Er unterbreitet danach in jeder bedürftigen Lebens- 
Situation das bestmögliche individuelle Angebot, 
um eine Verbesserung der Lebenssituation zu 
erreichen. Um Bedürftigkeit zu definieren,müssen 
wir gerade langfristig konkrete Kerne sozialstaat- 
licher Leistungen definieren-wiez.B.die Grund- 
sicherung,Gesundheitsdienstleistungen,Niveaus 
der Alterversorgung oder Bildungsansprüche. 
Danach sorgt der Sozialstaat beispielsweise vor, 
indem er die Altervorsorge organisiert und so 
Altersarmutverhindert,indemerfreieBildungvom 
Kindergarten biszur Hochschulegarantlert,indem 
er durch Transferleistungen im Fallevon Arbeits- 
losigkeit Existenzbedrohung ausschließt, indem 
er durch Qualifizierung dazu beiträgt, Arbeits- 
losigkeit zu verhindern, indem gesundheitliche 
Prävention im günstigsten Fall spätere Krankheiten 
ausschließt. Das Leitziel der Nachhaltigkeit ver- 
langt dabei.dass der Prävention eine besondere 
Rollezukommt,ohnedie anderen Ziele des„Vorsor- 
genden 5ozialstaats"zu vernachlässigen.Wichtig 
ist,dassderStaat aktivalsdominierender Akteur 
seine Funktionen ausübt - er i s t  verantwortlich 
für die Bereitstellung der,,Öffentlichen Güter". 

Zum Schlussvielleicht derwichtigste Punkt: 
DieDiskussion umein Sozialstaatsbild kann 
nie abgelöst von der Diskussion um das 

unserer Gesellschaft zu Grunde liegende makro- 
ökonomische Leistbild geführt werden. Dies ist 
einerderwichtigsten Klärungsprozesse imGrund- 
satzprogrammprozess.Auch hier hilftein Blick ins 
Berliner Programm: ,.Wirtschafts-, Finanz- und 
Sozialpolitik sind so aufeinander abzustimmen. 
dass die Gesamtpolitik am Sozialstaat orientiert 
ist."Wir werden in den kommenden Wochen dis- 
rurieren,one n so cnerooer ahnlcherAnsatzf,r 
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Wege zu einer sozial gerechten 
und nachhaltigen 
Weltwirtschaftsordnung 

Beitrag zum Grundsatzprogramm der SPD 

von Heidemarie Wieczorek-Zeul 

Für Sozialdemokraten stellen die Grund- 
werte Freiheit. Gerechtigkeit und Solida- 
rität leitende Prinzipien dar. Frieden und 

Sicherheit erwachsen auss~l idari tät~lnteressen- 
sausgleich und Gerechtigkeit.Deshalbsteht poli- 
tische und soziale Gerechtigkeit in globaler 
Dimension im engen Zusammenhang mit der 
Friedenspolitikder SPD. Solangedie globale Ge- 
rechtigkeitslücke nicht geschlossen wird,ist eine 
friedliche.für die Zukunft sozial und ökologisch 
vorsorgende Weltentwicklung gefährdet. 

Die globaleökonomie ist heutzutage nicht in 
der Lage, die gravierenden Verteilungsungerech- 
tigkeiten aufzulösen. lm Gegenteil: Ebenso wie 
innerhalbder meisten entwickelten Gesellschaften 
fuhren dieneoliberalen Politikmusterweltweit zu 
einerVerschärfung der sozialen Spaltung. Durch 
politisches (Nicht-) Handeln würdedie Umvertei- 
lung gesellschaftlichen Reichtums zu Lasten der 
Benachteiligten beschleunigt. Das hat dramati- 
sche Auswirkungen auf die politische Stabilität 
vieler Entwicklungs- und Schwellenländer und 
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nicht zuletzt auch auf die Sicherheit in unseren 
Industriegesellschaften.Und:DieFolgen wirtschaft- 
licher Nöte, staatlichen Zerfalls und Migration 
treffen uns auch in Europa. Wir wissen.dass zwi- 
schen Sicherheit und wirtschaftlicher Entwicklung 
ein engerZusammenhang besteht und dassohne 
Entwicklung und politische Stabiiität in wirtschaft- 
lich benachteiligten Regionendielndustrieländer 
vor enormeSicherheitsproblerne gestellt sind. 

Die zentrale Herausforderung 
unserer Zeit 

Dieser negativen Entwicklung können wir 
langfristig nur begegnen. indem wir sowohl die 
wirtschaftliche und staatliche Entwicklung in 
benachteiligten Regionen im eigenen Interesse 
fördern, als auch die globalen Rahmenbeding- 
ungen durch verbindliche und faire Spielregeln 
verändern. Dabei reicht es nichtaus,dieWelt ledig- 
lich nach den Regeln der derzeitigen ökonomi- 
schen Globalisierung auf der Grundlage einer 

F 
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,.liberalen"Wettbewerbsordnungzu organisieren. 
Esist unrealistisch,vonMärkten einevollständige 
Selbstregulierung zu erwarten. Wir Sozialdemo- 
kratinnen und Sozialdemokraten müssen die 
Forderungen unterstützen nach internationalen 
Vereinbar~ngen~die einen fairen Wettbewerb er- 
möglichen, Handelshemmnisse beseitigen,Sicher- 
heit für Investitionen gewährleisten. sanktions- 
fähige Rechtsverpflichtungen etablieren und 
soziale und ökologischeStandardsgarantieren.Es 
gehtvorallem darum zuverhindern.dasssich eine 
Form desaggressiven,von kurzfristigen Finanzin- 
teressen geprägten Kapitalismus,als weltweites 
Paradigma weiter etabliert. Wir müssen unser 
Modell der kooperativen und koordinierten Öko- 
nomie, die wirtschaftliche, soziale und ökologi- 
sche Interessen ausgleicht und somit nachhaltig 
für Entwicklung und Wachstum sorgt, auch glo- 
bal voranbringen. 

Eine zentrale Aufgabe i s t  dabei die Armuts- 
bekämpfung. Denn nach wievor lebt ein großer 
Teil der Menschheit in IebensbedrohenderArmut. 
Und alle Prognosengehen von einemdeutlichen 
Bevölkerungswachstum allein in der nächsten 
Generation aus-ganz überwiegend in den Ent- 
wickiungsländern.DieErfüllungderMiIlenniums- 
entwicklungsziele der Vereinten Nationen sind 
deshalb für uns zentrale Aufgaben der Weltge- 
meinschaft. 

Der Nationalstaat muss ZU 

internationalen Lösungen beitragen 

NationaleGrenzen behindern immerweniger 
dieglobaien wirtschaftlichen Aktivitätenvon Un- 
ternehmen. Diese vernetzen Volkswirtschaften 
miteinander. Vor dem Hintergrund des Wettbe- 
werbs,in demVolkswirtschaften stehen.aberauch 
durch globaleRisikoentwicklungen wieMigration, 
Bevölkerungswachstum oder Klimawandelverliert 
der Nationalstaat an Kraft, um solche Probleme 
allein zu lösen und ist gezwungen, Lösungskom- 
petenzen an übernationale Einrichtungen zu dele- 
gieren.Mehr und mehr besteht ein Regelungsbe- 
darf in übernationalen Zusammenschlüssen.Auch 

Unternehmen sind als nichtstaatliche Akteure 
auf einen übernationalen Ordnungsrahmen an- 
gewiesen, wie ihn z.8. die Europäische Union in 
vielen Bereichenfür ihreMitgliedsländer bereits 
entwickelt hat. 

Für die Nationalstaaten wird die Zusam- 
menarbeit mit diesen multilateralen Orga- 
nisationen immer wichtiger. Kernstück 

dieser Zusammenarbeit ist die Entwicklung und 
Umsetzungvon internationalen Vereinbarungen. 
Global Governance würde wirkungslos bleiben, 
wenn sie nicht durch die Politik in den National- 
staaten flankiert wird. Hierfür braucht es eben- 
fallsdie Koordinierungund Stärkungderfortschritt- 
lichen Regierungskräfte in der Welt. 

Eine gerechte Weltwirtschaits- 
ordnung braucht neue Spielregeln 

DieGestaltungeinergerechtenWeltwirtschafts- 
ordnung ist Teil der nachhaltigen Friedenssiche- 
rung. die eine globale Sicherheitsarchitektur 
voraussetzt und auf der Grundlage von Krisen- 
Prävention unddesMultilateralismus basiertwir 
unterstützen alle Anstrengungen, um zu einer 
gerechten Weitwirtschaftsordnung zu kommen, 
deren Kernaufgabe darin liegt, international ge- 
rechte verbindliche Spielregeln zu schaffen und 
funktionsfähig zu machen.asymmetrische Wirt- 
schaftsstrukturen abzubauen und faire, trans- 
parente Wettbewerbsregeln zu etablieren. Wir 
brauchen einen UN-Nachhaltigkeitsrat,derver- 
gleichbar dem Weltsicherheitsrat sich verbindlich 
mit globalen wirtschaftlichen, sozialen und öko- 
logischen Fragen auseinandersetzt (global gover- 
nance). Dabei gibt es zum Schutz der Umwelt 
bereits eine ganze Reihe völkerrechtlich verbind- 
licher Abkommen und Regulierungen (Bekämp- 
fungderwüstenbildung. Klimaschutz,Erhalt der 
biologischen Vielfalt etc.). 
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Die neue Weltwirtschaftsordnung muss auf 
den drei zentralen Säulen ruhen.die bisher alle- 
samt noch nicht tragfähigsind:(i) in derinternatio- 
nalenwährungs-und Finanzordnung.(z)derinter- 
nationalen Handels- und Wettbewerbsordnung 
und (3) der internationalen Weltsozialordnung. 

1. l n te rna t iona le  Währungs-  und 
Finanzordnung 

Die Befürworter einer,,Liberalisierung"der 
Finanzmärkte hatteneineandere Entwick- 
l~ngprognostiziert~als sie tatsächlich ein- 

getreten ist.Von der Liberalisierung der interna- 
tionalen Kapitalmärkte wurden nennenswerte 
Vorteile erwartet: 2.8. sollten die Finanzierungs- 
kosten für Unternehmen in Entwicklungs- und 
Schwellenländern durch den Rückgriff auf aus- 
ländische Ersparnissesinken und damit die Konkur- 
renzfähigkeit der Unternehmen steigen.Stattdes- 
Sen traten schwere Finanzkrisen auf. Die Kosten 
der Liberalisierung von Finanzmärkten waren 
für die Volkswirtschaften in Entwicklungs- und 
Schwellenländern insgesamt höheralsderNutzen 
und in den Industrieländern sind die Wirkungen 
aufdie Arbeitsmärkte unübersehbar. Notwendig 
ist eine Differenzierung nach Art der Kapitalflüsse: 
Während ausländische Kredite, insbesondere 
solche mi t  kurzer Laufzeit, mit hohen Risikenver- 
bunden sind, haben sich langfristige Kredite mi t  
Laufzeitenvon rnehrerenlahren und ausländische 
Direktinvestitionen als wesentlich unproblema- 
tischer erwiesen. 

Eineinternationale Währungs- und Finanzord- 
nung, die für die internationalen Währungs- und 
Finanzströme zuständig ist,mussdeshalb in der 
Lagesein,Störungen und Krisen im Finanzbereich 
möglichst im Voraus zu verhindern. Die interna- 
tionalen Finanzmärkte brauchen einen ordnungs- 
politischen Rahmen. 

Der globale Kapitalmarkt hat kein solchesver- 
gleichbares Drdnungssystem. Die heutige inter- 
nationale Finanzordnung i s t  unvollständig. Die 
Schaffung eines globalen Kapitalmarktes wurde 

bisher nicht begleitet von effizienten .,global go- 
vernance"-Strukturen. Unsere Forderung nach der 
Schaffungeinessoliden internationalen Ordnungs- 
rahmensfürdie Finanzmärkteundeinesinternatio- 
nalen lnsolvenzverfahrensfürsouveräne Schuld- 
ner i s t  letztlich der konsequente Schritt. um die 
Globalisierungsprozesse gerechter zu gestalten. 

Steuerparadiese,off-shore-Finanzzentren oder 
unregulierte Fonds führen zu Wettbewerbs- - 
Verzerrungen und Risiken. Instrumente wie 
Hedge-Fonds oder unkontrolliertes Private Equi- 
t y  (privates Beteiligungskapital) zerstören partiell 
Ordnungssysteme auf Arbeitsmärkten. Global 
werden Geldwäsche und somit der Entzug von 
Steuern noch immer nichtgeahndet,waszu Milliar- 
denverlusten staatlicher Einnahmen führt. 

Aus diesen Gründen fördern und unter- 
stützten wir weiterhin internationale Dis- - 
kussionen über ein neues Weltwährungs- 

System mit stabileren Wechselkursen, über eine 
Reform internationaler Währungsinstitutionen, 
ÜberinternationaleRegelnfürdas Betreibenvon 
Finanzinstituten und Banken sowieeinerverbes- 
serten Finanzmarktaufsicht. Es mussein System 
internationaler Institutionen geschaffen werden. 
daszurStabilisierungderWeltwirtschafi beiträgt. 
Dies schlieRt die Reform des Internationalen 
Währungsfonds (IWF), der Weltbank und der 
Welthandelsorganisation (WTD)ebensoein.wie 
eine wirksame Regulierung des internationalen 
Finanzsystems. 

2. In ternat ionale Handels- und 
Wet tbewerbsordnung 

Mehr Chancengleichheit beim Zugang zu 
den Märkten ist von grundlegender Bedeu- 
tung.wennesdarumgeht,gröRereGerech- 

tigkeit zu erreichen und alle Länder auf dynami- 
scheWachstumswegezu bringen.SowohIdasZiel 
der Gerechtigkeit als auch das Wachstumsziel 
können am besten durch eine entsprechende 
Makropolitikerreicht werdemTrotz bereits erzielter 
Fortschritte (z.B.die EU-lnitiative,,Everything but 

t 
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Arms", die Handelspräferenzen für die Cotonou- 3. Internationale Sozialordnung 
Länderschirmen reiche Länder ihre Märkte immer 
noch gegen Güter ab, die in ärmeren Ländern Die dritte Säule einer gerechten Weltwirt- 
kostengünstiger produziert werden. Heimische schaftsordnung ist eine internationale 
Produzenten erhalten Zuschüsse und deren Ex- Sozialordnung. Es ist unübersehbar, dass 
portewerden subventioniert.ZahIreicheStudien die globale Durchsetzung des marktwirtschafili- 
z.B.derWeltbank zeigen,dass der Abbau solcher chen SystemsnebenGewinnernauch einegroße 
Schutz- und Subventionsmaßnahmen sich positiv 
auf den Welthandel. das Wachstum und auf die 

- Armutsverringerung in weiten Teilen der Weit 
auswirken würde. 

Wir wollen eine internationale Wettbewerbs- 
ordnung, die für eine globalisierte Wirtschaft 
faire Wettbewerbsgrundlagen bereitstellt. Die 
zunehmende Integration der Weltwirtschaft er- 
fordert mehr als die Verwaltung vorhandener 
multilateraler Verträge. 

Die Suspendierung der Verhandlungen der 
WTO Doha Entwicklungsrunde im Juli 2006 auf 
unbestimmteZeit ist ein schwerer Rückschlagfür 
den Multilateralismus im Handeisbereich. Den- 
noch wird die internationaleStaatengemeinschaft 
nicht umhin kommen,multilaterale Handelsregeln 
und die Marktöffnung weiter zu entwickeln. ich 
trete dafür ein, die Verhandlungen so bald wie 
möglich wieder aufzunehmen, um einer Schwä- 
chungdeswelt-Handelssystemsvorzubeugen,da 
ein neuer Bilateralismus und regionale Abkommen 
mit  handeisverzerrenden Subventionen keine 
zukunftsweisende Lösung sein werden. 

Wir setzen uns dafür ein,soziale und ökologi- 
sche Mindeststandards zu finden und Verbrau- 
cherschutz- und Gesundheitsstandards in die 
bestehenden Regelungen zu integrieren. Wir 
sehen in einer künftigen Wettbewerbspolitikein 
global akzeptiertes Instrumentarium. das inter- 
national verbindliche Wettbewerbsregein fest- 
legt,um Kartellbiidungen zu regeln und Fusionen 
von marktbeherrschenden Unternehmen kontrol- 
liert. Internationale Wettbewerbspolitik muss auf 
Grundlagen stehen.dieein Mindestmaß an Fair- 
ness garantieren. 

Zahl von Verlierern oder potentiellen Verlierern 
erzeugt hat. Diese Ungleichheit fordert die Welt- 
Gemeinschaft heraus,Korrektur-undSchutzmecha- 
nismen auf globaler Ebene zu formulieren und 
durchzusetzen, um die Ausgrenzung der von der 
Globalisierung Benachteiligten zu verhindern, 
etwa durch die Formulierung von Mindeststan- 
dards oderdie Bereitstellungvon internationalen 
Hiifsprogrammen. 

So wie internationale Übereinkommen zur 
Regulierung der Finanzmärkte und des Kapital- 
verkehrs sowie eine internationale Handels- und 
Wettbewerbsordnung erforderlich sind, so sind 
auch internationaleVereinbarungen zu Sozialstan- 
dardserforderlich. Die weltweiten wirtschaftlichen 
Verflechtungen dürfen nicht zu illegaler Beschäf- 
tigung und Lohndumping führen. Es muss lang- 
fristig gelingen, die informellen Sektoren in Ent- 
wicklungs- und Schwellenländern zu formalisieren. 
da es hier - gerade auch für Frauen - keinerlei 
soziale Absicherungen gibt. Nur durch gerechte 
Steuersysteme und -einnahmen, transparente 
Politiken und Leistungsbereitschaft durch und für 
den Staat lassen sich politische Stabilitäten errei- 
chen.diewiederumfürdie regionale und globale 
Sicherheit von grundlegender Bedeutung sind. 

Wirtreten dafür ein,dass in den multilate- 
ralen Systemen eine konsequentere Politik 
und eine bessere Koordinierungder Maß- 

nahmen einzelner Institutionen angestrebt wer- 
den, um den internationalen Sozialstandards 
Geltung zu verschaffen. Die einflussreichen und 
finanzstarken internationalen Finanzinstitutionen, 
insbesondere die Weltbankgruppe und der Inter- 
nationale Währungsfonds (IWF), tragen für die 
Förderung der internationalen Arbeitsnormen 
Verantwortung. 
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Zwar sind sie inzwischen zu Befürwortern der Von herausragender Bedeutung ist natürlich 
Kernübereinkommen der Internationalen Arbeits- auch auf dieser Ebene die Zusammenarbeit mit 
organisation(iLO)geworden,aberdenpraktischen den Gewerkschaften, den Nichtregierungsorga- 
Beweis sind sie bisher noch schuldig geblieben, nisationen sowiederWirtschaft.Deshalbschafft 
d.h. die Einhaltung der Normen zur Bedingung auchdieBildungeinesWeltgewerkschaftsbundes 
für Kredite zu machen. einen wichtigen neuen .,global player". 

Globales lnteresse an Friedens- 
Sicherung und Lebenschancen 

Ein fairer Ausgleich zwischen den Weltre- 
gionen l i e g  im Zentrum unseres Sicher- 
heitsinteresses. Ersetzt die Bewahrung der 

natürlichen Lebensgrundlagen im Interesse künf- 
tiger Generationen sowieeine kooperative Form 
effizienterwirtschaftlicher und poiitischerStruk- 
turen auf globaler Ebene voraus. 

Die Grundwertekommission der SPD hat fest- 
gesteilt:,.Wie innerhalbdereinzelnen Staaten,so 
kann auch in derWelt im Ganzen keine Ordnung 
von Dauersein,dienichtvondergroßen Mehrheit 

Bündnispartner auf dem Weg zu einer der von ihr Betroffenen als legitim und fairemp- 
gerechtenWeltwirtschaftsordnung fundenwird.~loReMacht.diealleinaufderÜber- 

Die Erreichung dieser drei Ziele ist die 
zentrale langfristige Aufgabe der inter- 
nationalen Sozialdemokratie. Wer, wenn 

nicht Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
sollte sich dieser Herausforderung annehmen? 
Gerade die deutsche Sozialdemokratie als mit- 
gliederstärkste Partei in der SPE und der SI. die 
zugleich Regierungspartei im bevölkerungsreichs- 
ten Land Europas ist. hat hiereine Führungsrolle. 
Von Neoliberalen und Neokonservativen auf der 
einen.sowiemancheraufProtektionismussetzen- 
der Anhängerder PDSsind keineBeiträgezueiner 
konstruktiven Diskussion über die politische Ge- 
staitungder Weltwirtschaftsordnung erwartbar. 

legenheit ihrer wirtschaftlichen und militärischen 
Mittel basiert statt auf den Überzeugungen der 
ihrer Herrschaft Unterworfenen,erzeugt auf die 
Dauer Distanz,Ablehnung und Widerstand." 

Deshalb ist es für die Zukunftsfähigkeit der 
internationalen Beziehungen wichtig. für Struk- 
turen einer gerechten Weitwirtschaftsordnung 
einzutreten. W 

Somit ist in Deutschland die SPD die einzige 
politische Kraft.die wegweisende Antworten auf 
die Frage nach einer gerechten Gestaltung der 
Weltwirtschaftsordnungfindet.Wir müssen nun 
verstärkt einen Prozess beginnen, mit unseren 

~~~ idema~ icWier ro~k .Z~~ i i r tBunde imin i r te r in f~ rw~r t~chhRl i rhe  
Bündnispartnern unsere Ziele zu verfolgen. z~~ammenarbeit und ~ntwicklung. 

rpw sm06 
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Eine moderne Industrie- 
politik für Deutschland 

Wir tschaf tswachs tum sozial 

und nachha l t ig  s teuern 

von Heiko Maas, Ulr ich C o m m e r ~ o n  

,.Wir stehen nichtfüreine rechteoderlinke 
Wirtschaftspolitik, sondern für eine mo- 
derne Politikdersozialen Marktwirtschaft." 

Jener SatzGerhard Schröders in seiner ersten Regie- 
rungserklärungals Bundeskanzleramio. Novem- 
ber 1998 gibt in seinem ersten Teil die schlichte 
Realitätder 5PDwieder:so richtigwissen wir nicht 
mehr,was unter,,linkerWirtschaftpolitik" zu ver- 
stehen ist.Von einer ökonomischen Theorie oder 
auch nur Ansätzen einer praktischen sozialdemo- 
kratischerWirtschaftspolitiksind wirderzeitweit 
entfernt. Die Diskussion um das neue Grund- 
satzprogramm mussdaher genutzt werden, neue 
Grundübereinkünftezu erzielen,wassozialdemo- 
kratische Wirtschaftpolitik im 21. Jahrhundert 
überhauptausmacht.Dabei sindzunächst einmal 
die richtigen Fragen zustellen.Weder altlinkeoder 
IinkspopulistischeWachstumsideologien noch die 
immerwiederaufkommenderomantisch-treuher- 
zige Wachstumskritik nach dem Motto,,Weniger 
ist mehr" beantworten,die Frage nach dem „wozu" 
des Wachstums. Dasszudem der dumpfen Rheto- 
rik zu hoher Lohnkosten endlich konsequent ent- 
gegengetreten werden muss, dürfte innerhalb 
(auch der sozialdemokratischen) Linken ebenso 
konsensfähig sein wiedie Notwendigkeit staat- 
licher Investitions- und Steuerungsfunktion. 

Wachs tum i s t  Voraussetzung 
gerech ten  Fortschr i t ts  

DieSPD mussalsZukunfts- und Fortschritt- 
spartei in Deutschlanderkennbarwerden. 
Sie muss dafür eintreten, dass sich das 

Wachstum unsererWirtschaft stets in einem Rah- 
men vollzieht,der vor allem sozial gerecht aus- 
gestaltet ist. 

.,Besser statt billiger"-darauf wird man sich- 
womöglich mitverweisaufdieerfolgreicheinter- 
ventionistischeTradition (nicht nurder Linken)der 
französischen lndustriepolitikschnell einigenAber 
gerade innerhalbderfranzösischen Linken ist zwar 
die Schaffungvon Arbeitsplätzen und der Kampf 
gegensozialeUngleichheiten nach wievorgrund- 
legend für..linke" Po1itik:dennoch wird auch hier 
längst nicht mehr so eindimensional gedacht 
wie noch in den 8oer Jahren. Um Arbeitsplätze 
zu schaffen, ist eine Wachstumspolitik, welche 
gleichzeitig die Bedürfnisse der Menschen nicht 
nur im Blick behält, sondern diese ins Zentrum 
ihrer Aktivitäten rückt.unbedingt n0twendig.E~ 
steht dem Fortschrittsgedanken keinesfalls ent- 
gegen,dass soziale Sicherheit befördert wird,dass 
starke Schultern mehrtragen müssen als schwache. 



Irn Fokus B B 

Im Cegenteil:Wachstum undverteilungsgerech- 
tigkeit bedingeneinander langfristig und können 
Vollbeschäftigungermöglichen,die wiederum die 
eigentlicheVoraussetzung gleicherTeilhabe und 
damit sozialer Gerechtigkeit ist. Produktivitäts- 
fortschritt sowie sichere und gerechte Teilhabe 
der Arbeitnehmerinnen sind kein Widerspruch, 
sondern zwei Seiten einer Medaille. 

Dieses notwendigequalitative Wachstum muss 
in ausgewählten Märkten erzielt werden und der 
Staat hatdabeieinewieauch immerzu nennende 
.Pionierrolle" zu übernehmen. Für den ,,Export- 
weltmeister" Deutschland besteht zukünftigder 
Bedarf, bestehende Exzellenzen zu sichern und 
auszubauen. Wir sind ein High-Tech-Land. das 
insbesondere in den klassischen industriellen 
Branchen weltweit Maßstäbe setzt.Hier besteht 
damit auch derAnknüpfungspunktfüreine künf- 
tige und vor allem nachhaltige Wirtschafts-. 
Wachstums- und Fortschrittspolitik. 

U Die„ökologische Krise" kehrt zurück 

Dieaktuellen Herausforderungensindviel- 
schichtig:Nebendem ProblemderMassen- 
arbeltslosigkeit und der sozialen Gerech- 

tigkeit rückt auch die ökologische Krise wieder 
stärker in den Mittelpunkt des Interesses. Die 
Diskussionen der letzten Monate um die Welt- 
energiemärkte zeigt,dass die ökologische Frage 
zunehmend auch zur sozialen Frage nicht nur in 
der Peripherie,sondern mitten in unserer Gesell- 
schaft wird. Es geht auch in Deutschland nicht 
mehr .,nur" um die unter der Last hoher Sprit- 
preisen ächzenden Autofahrer,sondern um Kinder, 
die mitten in unsererGesellschaft den Winter in 
ungeheizten Wohnungen verbringen. Und das 
bei voraussichtlich derzeit noch recht mäßigen 
Energiepreisen angesichts seriös prognostizierter 
Ölpreise von bis zu 2 0 0  $ j e  Fass. 

Im„Berliner ProgrammWderSPD heißtes:.,Nicht 
jedes Wachstum ist Fortschritt. Wachsen muss. 
was natürliche Lebensgrundlagen sichert,Lebens- 
und Arbeitsqualität verbessert. Abhängigkeit 

mindert und Selbstbestimmung fördert, Leben 
undGesundheit schützt,Frieden sichert,Lebens- 
undZukunftschancen füral1eerhöht.Kreativität 
und Eigeninitiative unterstützt. [...]Vorausschau- 
endeStrukturpolitik kannQualitätvon Leben und 
Umwelt verbessern, Kreativität freisetzen und 
Zukunftsperspektiven eröffnen.Dienachteiligen 
Folgen müssen wir sozial beherrschbar machen." 
So weit. so gut. 

Kann über ein notwendiges Kriterium ,.Nach- 
haitigkeit" rein begrifflich noch weitgehende 
Übereinstimmung erzielt werden. wird es im 
Detail dann schwierig. Und spätestens hier schei- 
den sich die Geister. 

Moderne Industriepolitik - Zukunfts- 
orientierung durch Nachhaltigkeit 

IndenvergangenenJahren in Deutschland 
sind industriepolitische Ansätze kritisch 
betrachtet worden, weil lndustriepolitik 

auf Grund des Booms der .,New Economy" als 
veraltet galt. lm Zuge des Zusammenbruchs der 
Börsenblasezu Beginn desJahrhunderts hat sich 
diese Haltung jedoch als Trugschluss erwiesen. 
Mehr denn je sind es die industriellen Kerne,die 
unsere Wirtschaft wachsen lassen, die Arbeits- 
plätzeunmittelbarzurVerfügungstellenoderim 
tertiären Sektor schaffen und somit die existen- 
ziellen Grundlagenfür dieMenschen in unserem 
Land sicherstellen. 

Dass der SPD-Parteivorstand mi t  der,,Projekt- 
gruppe Moderne Industriepolitik" dieser Erkennt- 
nis Rechnung trägt, ist ein Schritt in die richtige 
Richtung. Hier sollen die Märkte der Zukunft iden- 
tifiziert und Handlungsrahmen erörtert werden. 
Bislang kristallisieren sich erste Erkenntnisse in 
der Projektgruppe heraus. Neben der Energie- und 
Gesundheitswirtschaft spielen die Informations- 
und Kommunikationstechnologie selbstverständ- 
lich eine wichtige Rolle. Aber auch die Automobil- 
industrle und andere-teils bereitsabgeschriebene 
-klassischelndustriefelder können in den nächsten 
beiden Dekaden zentrale Wachstumsfelder in 
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Deutschland sein. Welche konkreten Herausfor- 
derungen sich fürdiePolitik hier ergeben,ist erst 
in Ansätzen erkennbar Aus- und Weiterbildung 
und Innovationsfähigkeit sowie Ressourcenpro- 
duktivität sind aber zentrale Schlüsselbegriffe. 

Schlüsselkompetenz Energieeffizienz 
und Ressourcenproduktivität 

P 

Wer morgen sicher leben und zukunftsfä- 
hige Arbeitsplätze in Deutschland haben 
will, muss heute einen anderen Umgang 

mit knappen Ressourcen pflegen. In kaum einem 
anderen Bereich lässt sich die Idee eines qualita- 
tiven und damit eines nachhaltigen Wachstums 
ebensodarstellenwieinderEnergiepolitik.Deutsch- 
land i s t  ein Energieland. Wir verfügen -gerade 
auf Grund unserer herausragenden Fachkräfte - 

P über (Wissens-)Ressourcen und Know-how, die 
sowohl in Europa als auch darüber hinaus ihres- 
gleichen suchen. Diese hervorragende Ausgangs- 
position gilt es in Zukunft zu festigen. 

Die Nutzung regenerativer Energieträger wird 
mehr und mehr an Bedeutunggewinnen.Sicher- 
Iich müssen wir heimische Ressourcen, allen vor- 
an die Kohlefauch weiterhin nutzen,da wir auf 
diese Weise Abhängigkeiten vermeiden können; 
allerdings werden esdiealternativen Energieträger 
-Biomasse,Wasserkraft,Solarthermie,Geothermie 
oder Windenergie - sein, die die Entwicklungen 
auf dem Energiemarkt prägen werden. in all diesen 

Japan gibtesaberNachholbedarf.Die Einführung 
des japanischen ..Top-Runner-Modells", wonach 
das energieeffizienteste Produkt zum Maßstab 
für alle anderemgleich gearteten Produkte und 
nach festgelegten Karenzzeiten zum Mindeststan- 
dard wird.müsste hier dringend nachfolgen.Auf 
diese Weise wird die innovationsfähigkeit und 
Innovationstätigkeit der Unternehmen gesteigert 
unddie Wirtschafterhält insgesamt neueimpulse. 
Damit wird sowohl ein Beitrag zur Ökonomie als 
auch zur Ökologie geleistet. Dass die deutschen 
Automobilbauer bislang kaum Fortschritte beider 
Reduzierungdes Spritverbrauchs ihrer Neuwagen- 
flotten vorweisen können. mag mi t  Verflechtun- 
gen mi t  der Mineralölindustrie zwar leicht er- 
klärbar sein; hinzunehmen ist es jedoch ebenso 
wenig wie es nachhaltig ist - ökonomisch wie 
ökologisch. 

Alles in allem bedeutet dies. dass Abhängig- 
keiten im Energiebereich vermieden. regenerative 
Energien verstärkt genutzt und moderne Pro- 
dukte entwickelt werden müssen. 

O Wachstumsmärkte der ZukunfI 

I .  tesundheitsindustrie 

Auf Grund der demografischen Entwick- 
lung in Deutschland - die Sterblichkeits- 
quote sinkt. die Lebenserwartung steigt- 

i s t  in den nächsten Jahren von einem extremen 
Bereichen verfügt Deutschland über Exzellenzen Wachstum desGesundheitsmarktesauszugehen. 
und Potenziale. die es im Sinne einersteieerune Die Auseaben für Gesundheit.Wellness und Life- 
des Wirtschaitswachstums und damit im Sinne 
der Erschließung neuer und sichererArbeitsplätze 
zu nutzen gilt. 

Ein weiteresStichwort ist dasThema.,Energie- 
effizienz".Dierot-grüne Reformpolitik hat hiervon 
der ökologischen Steuerreform bis hin zum EEG 
wichtige,erfolgreiche und weltweit kopierte Maß- 
nahmen ergriffen.Diese Politik trägt auch Früchte 
sowohl hinsichtlich der Energieeinsparung als 
auch hinsichtlich technologischer Innovation und 
industrieller Anlagenfertigung. i m  Vergleich zu 

style werden erheblich zunehmen. Die Entwick- 
lung neuer Produkte und Konzepte wird an Be- 
deutung gewinnen. Die Fortschritte in der 
Medizintechnik, der Pharmaindustrie oder auch 
der Bio- und Gentechnologie werdenTeilbereiche 
des Gesundheitssektors zu erheblichen Wachs- 
tumsmärkten mit teilweise hochqualifizierten 
Arbeitskräftebedarfen - auch für den Dienst- 
leistungssektor- umwandeln. 
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2. Automobilindustrie Die Debatte über das neue Grundsatz- 
Programm derSPD mussalsChance begrif- 

Der Automobilindustriemit ihren Zuliefer- fen werden. ökonomietheoretisch wieder 
branchen wie Maschinenbau oder Elektro- ..Boden unterdie Füße"zu bekommen.Nacheinem 
technik kann zusätzliche Arbeitskräftenach- Jahrzehntder Beliebigkeit unddes..trialanderror" 

frage erzeugen. wenn ihre Innovationsfähigkeit muss durchaus pragmatische Vernunfi Einzug 
verbessertwird.DieentsprechendenAufwendun- halten. 
gen sind in den vergangenen Jahren bereits ge- 
stiegen. Qualitätsansprüche werden auch in Zu- 

FOtO:ChrlrtianKIC, 
kunfi nichtab-,sondern zunehmen.im Sinneeiner 
nachhaltigen Wirtschafts-und Wachstumspolitik 
sind die Reduzierungdes Kraftstofkerbrauchs und 
damit des Schadstoffausstoßes, die staatliche 
Förderungvon Forschung und Entwicklungoder 
auch die Erarbeitung neuer Bildungskonzepte 
zur Bekämpfung des befürchteten Fachkräfte- 
mangels erforderlich. Hier bestehen Steuerungs- 
notwendigkeiten. . 
3. Informations- und Kornrnunikations- 

technologie 

lnternet und mobile Kommunikation sind Dazu gehört.dass wirauchdiechance nutzen, 
zu unseren täglichen Wegbegleitern ge- die in einer Großen Koalition durchaus liegen, 
worden. Sie stellen aber nur einen Teilbe- nämlichökonomischeZusammenhängeim öffent- 

reich der Möglichkeiten dar, die sich innerhalb lichen Diskurs in Abgrenzungzum Koalitionspart- 
des Feldes Informations- und Kommunikations- ner (und den verschiedenen ..linken" Mitbewer- 
technologieverwirklichen lassen.Hinzu kommen bern)darzulegen.Wechselwirkungenverschiedener 
E-Business. E-Government oderauch die Entwick- Steuerungsmöglichkeiten müssen aufgezeigt und 
lung modernster Telematiksysteme. Damit sind eigene belastbare Ansätze entwickelt werden; 
von den Errungenschaften der luK-Technologie sozialdemokratischeWachstumspolitik,gesamt- 
sowohl der öffentliche und der private. der Ge- wirtschaftlicheNachfrageundindustriepolitische 
sundheits- und auchderAutomobilbereich betrof- Steuerung müssen kombiniert werden. so dass 
fen. Die anzunehmenden Wachstumspotenziale dabei Wohlfahrtsgewinne erwirtschaftet und 
sinddamit nahezu unermesslich.UmdieChancen angemessen verteilt, Vollbeschäftigung erzielt 
im iuKdektorweiterhin zu sichern,ist eineschnel- und die ökologische Schranke beachtet wird. Es 
lere Umsetzung der Forschungsergebnisse in die kann losgehen. 
Praxis von herausragender Bedeutung. 

Wir stehen also - hoffentlich - am Anfang 
dervon vielen angemahnten,,ökonomischen Re- 
Alphabetisierung." 



H Im Fokus 

Sozialismus in einem 
modernen Programm? 

von Felix Welti 

- InderDebatteumeinGrundsatzprogramm 
der SPD wird esauch darum gehen,ob der 
Begriff des (demokratischen) Sozialismus 

dort weiter einen Platz hat und-fallsja-.ob nur 
als historischen Wurzeloderauchalsuneingelöste 
Herausforderung moderner Politik. Wer dafür 
streiten will, muss sich zunächst selbst Klarheit 
verschaffen,was Sozialismus heute heißen kann. 
Eineernsthafte Debattewärefürdiesozialdemo- 
kratische Linke in jedem Fall ein Gewinn. Auch 
wenn nur noch eine Minderheit, sozialistische 
Politik und Wirtschaft als ihrThema sieht, sollte 
diesedoch klären.was heutedarunterverstanden 
werden kann. 

Sozialismus heißt wörtlich: Gesellschaftlich- 
keit.Esgeht umeine politischeStrömung,welche 
dieVerbindungder Menschen inderGesellschaft 
gegenüber dem Staat und einzelnen Subjekten 
in der Gesellschaft hervorhebt und zum Prinzip 
macht.Sozia1ismus hatetwas mitder Assoziation 
der Menschen insgesamt, aber auch mit ihren 
Assoziationen im Einzelnen zu tun. Die französi- 
sche Revolution hat die Ziele Freiheit, Gleichheit 
und Solidarität formuliert. Universelle, für alle 
geltende Werte sind sie in einer Geseilschaft,die 
durch ihre Produktions- und Lebensweise so eng 
verknüpft ist wie die moderne. Solange Freiheit 

und Gleichheit der politischen und bürgerlichen 
Rechte nicht durchgesetzt waren,waren sieZiele 
der gemeinsamen Linken.Mit deren Durchsetzung 
wurden die Unterschiede deut1icher:Wer Freiheit 
und Gleichheit nicht nur formal auf den Staat, 
sondern auch materiell auf Leben und Güterver- 
teilungin derGesellschaft beziehtagerät in Gegen- 
satz zur ökonomischen und gesellschaftlichen 
Macht. Dieser Konflikt prägt bis heute das Ver- 
hältnis zwischen Sozialisten und Liberalen, wie 
zuletzt an der Antidiskriminierungsgesetzgebung 
deutlich wurde. Liberalismus ist vor allem die 
Ideologie derjenigen. die ihre Freiheiten nutzen 
können. Die sozialistische Linkestellt aber Freiheit 
und Gleichheit nicht gegeneinander,sondernfor- 
dern sie nicht nur im Staat, sondern auch in der 
Geseilschaft. Dazu bedarf es der Solidarität als 
staatlicher und gesellschaftlicher Veranstaltung 
und als Syntheseder ersten beiden Werte - nicht 
als deren Beschränkung. 

Eine HauptströmungdesSozialismus hat sich 
mi t  einer materialistischen Auffassung von Ge- 
schichteund Politikverbunden.Diesist kein Zufall: 
Während andere Ideen abstrakt erscheinen,ist die 
sozialistische ldeean etwas Reales undveränder- 
bares geknüpft: Die Gesellschaft der Menschen 
und ihre Relevanzfürderen Zusammenleben.Wer 
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sozialistisch denken will, muss sehen, was die 
Menschen vergesellschaftet. Damit gewinnt die 
politische PhilosophiedesSozialismusihre beson- 
dereBeziehungzurÖkonomie undzurGesellschafts- 
wissenschaft.Abersieist nicht allein beschreibend. 
sondern eingreifend und normativ, Philosophie 
der gesellschaftlichen Praxis. Marx und Engels 
haben herausgearbeitet, dass die Geseilschaft- 
lichkeit des Menschen durch den Fortschritt der 
produktiven Kräfte und durch gesellschaftliche 
Arbeitsteilung geprägt wird. Wo jeder von der 
Arbeitdesanderen abhängt, könnenauch Freiheit 
undGleichheit nichtgegenden anderen,sondern 
nur in Solidarität aller erreicht werden. Dies ge- 
rade i s t  aber nicht Prinzip des Kapitalismus. Die 
Kritik der politischen Ökonomie zeigt, dass die 
kapitalistische Wirtschaftsweise auf dem Wider- 
sp;uch von Kapital und Arbeit bei der Aneignung 
der gesellschaftlichen Produktion. ihrer Kontrolle 
und~e i t e ren tw i ck l un~  beruht. 

Sozialistische Werte und Ziele zu begründen, 
heiRt analysieren,wieeine Gesellschaft produziert 
und verteilt,wie in ihrentschieden,geherrscht und 
kommuniziert wird. Dass die scheinbar immate- 
rielle Kommunikation in der Gesellschaft heute 
wichtiger denn je ist. darf weder ausgeblendet 
werden nochdarf manvergessen,dasseineimmer 
komplexereTeilung der materiellen Arbeit ohne 
Kommunikation nicht gelingen kann. Moderner 
Sozialismus hält nicht an vergangenen Stadien 
der gesellschaftlichen Entwickiungfest,sondern 
will den erreichten StandvonVergesellschaftung 
im Sinne von Freiheit,Gleichheit und Solidarität 
gestalten. 

Die sozialistische Idee wurde eng m i t  dem 
materiellen Interesse der arbeitenden Klasse in 
ihrem Kampf mit der Bourgeoisieverknüpft. Dieser 
enge Zusammenhang schien problematisch im 
Zusammenhangmit Demokratieund Rechtsstaat- 
lichkeit, diese sind jedoch die Staatsform, in der 
sich Freiheit, Gleichheit und Solidarität als uni- 
verselle Werte entfalten und bewahrt werden 
können. Das Bekenntnis zum demokratischen 
Sozialismuszeigtdie historisch gewachseneNot- 
wendigkeitvon Klarstellungen.DerVersuch,unter 

dem Titel Sozialismus Gesellschaften ohne De- 
mokratieund Rechtsstaatlichkeit zu errichten.ist 
schon deshalb gescheitert,weil die Widersprüche 
in diesen Gesellschaften keine Bewegungsform 
finden konnten und damit ökonomischer und so- 
zialer Fortschritt stillgestellt waren. 

Geschichte und Politik können nicht nur 
materialistisch, sondern auch dialektisch 
betrachtet werden.Gesellschaft entwickelt 

sich ausder Bewegungin ihrvorhandenerGegen- 
Sätze. Die Aufhebung alter Gegensätzeführt nicht 
zur widerspruchsfreien Gesellschaft,sondern zur 
Möglichkeit neuerWidersprüche.Sozialismus als 
widerspruchsfreie Gesellschaft vorzustellen, ge- 
hörte zu den Fehldeutungen, die mit der Unter- 
schätzungvon Demokratie und Rechtzusammen- 
gingen.Sozialistische Politikundwirtschaft können 
die geseiischaftlicheArbeitsteilung.ökonomische 
Zielkonflikte oderdie Abwägungzwischen inves- 
tit ion und Konsum nicht abschaffen.Sozialismus 
versucht, demokratische und rechtliche Formen 
schaffen,in denen die Widersprüche bewusst und 
gewaltfrei ausgetragen werden können. Sozialis- 
mus wurde als Antithese zum Kapitalismus for- 
muliert.Das Prinzipder Gesellschaftlichkeit kann 
am Besten durchgesetzt werden, indem der zen- 
traiewiderspruch der heutigen Gesellschaft the- 
matisiert wird: Der Widerspruch zwischen gesell- 
schaftlicher Produktion einerseits und privater 
Verfügung über die Produktionsmittel und priva- 
ter Aneignung des Mehrwerts andererseits. Mo- 
derne sozialistische Politik und Wirtschaft können 
nur entwickelt werden, wenn sie den modernen 
KapitaIismusverstehen.EineAntithese.diean der 
Realität vorbeizieit, bringt keinen Fortschritt. 

Wergegen,,die Wirtschaft" oder„denTerrorder 
Ökonomie"vorgehen will,veriangt Unmögliches 
oder ist reaktionär.JedeGeselischaft brauchteine 
ökonomische Basis und Unternehmen. in denen 
Arbeit geleistet wird.Wer ist nun derGegner:.,Un- 
ternehmer"...Arbeitgeber" oder ,,Kapitalisten"? 
Dies sind nur bestimmte Aspekte derVerfügung 
über die Produktionsmittel.Sie werden heute zu- 
meist von juristischen Personen,von Gesellschaf- 
ten, und ihrem lohnabhängigen Leitungspersonal 

W 
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ausgefüllt. Es sind Funktionen. die nicht abge- 
schafft sondern demokratisiert werden sollten. 
Auch eine Kapitalistenklasse als soziale Gruppe 
ist nurschwerauszumachen,obwohl der Reichtum 
extrem ungleich angeeignet wird. Die Aktienge- 
sellschaft wurde schon zu Marx'Zeit als Ausdruck 
einer hohen Stufevon Gesellschaftiichkeit wahr- 
genommen. Nur - und dies steht im Gegensatz 
zur Freiheitsideologie - legen Recht und gesell- 
schaftliche Macht sie strikt auf den Zweck der 
Kapitalverwertungfest,anstatt den Akteuren Frei- 
heit in der Wahl ihrer Zwecke zu geben. 

Das Finanzkapital nimmt heute wichtige 
Funktionen der ökonomischen Steuerung 
wahr. Entscheidungen folgen seinem Eigen- 

interesse, der Logik kurzfristiger Kapitaiverwer- 
tung, die über die Finanzmärkte vermittelt wird. 
Gegner ist deswegen aber nicht ,,die Marktwirt- 

- schaft" oder .,der Markt". Märkte haben keine 
Macht; entscheidend ist. welche Interessen dort 
verfolgt werden und wer den Rahmen des Mark- 
tes setzt.Der Finanzmarkt kann denverbraucher- 
markt. der internationale den nationalen Markt 
dominieren oder ausschalten. Angesichts von 
Monopolisierung und Internationalisierung im 
Wirtschaftsgeschehen setzen oft die stärksten 
Teilnehmer die wichtigsten Marktregeln selbst. 
.,Mehr Markt" kann eine sozialistische Forderung 
sein, wenn damit gemeint ist, dass gesellschaft- 
liche Bedarfe bestimmen, was produziert wird. 
Märktesind wandelbare 1nstitutionen.Eine sozia- 
listische Position lehnt daher nicht Märkte schlecht- 
hin ab.sondern nurMarMregeln.die einen fairen 
Ausgleich verhindern. 

Sozialistische Politik und Wirtschaft sind auch 
heute noch die Antithese zu einer Ökonomie un- 
terdem Primat maximaler Kapitalverwertungund 
zu einem Staat. der für diese Art Ökonomie die 
nötigen Bedingungen schafft. Doch haben politi- 
sche und gewerkschaftliche Aktion schon bisher 
sozialistische Elemente in die Regulation des Kapi- 
talismus eingefügt. Diese haben nicht nur den 
Interessen der arbeitenden Menschen genützi. 
sondern auch die Krisenhaftigkeit des Kapitalismus 
gemildert.Sie habenvolks- und betriebswirtschaft- 

lichIängerfristigeunddadurchrationalereEntschei- 
dungen begünstigt Indem sie die Arbeitverteuert 
haben. haben siedie Steigerung der Produktivität 
und damit die Entwicklungsfähigkeit des Kapi- 
talismus wesentlich vorangetrieben. Die kapita- 
iistischeWirtschaftsordnungverdankt ihren heu- 
tigen Entwicklungsstand der ständigen Zufuhr 
sozialistisch motivierterRegulation und Interessen- 
kämpfe. Wird diese Dialektik von beiden Seiten 
nicht mehrverstanden,droht der Rückfall in die 
Barbarei des zwanzigsten Jahrhunderts. Insbe- 
sondere die öffentlich regulierte lnfrastruktur und 
diesozialen Si~herungssysteme~das Bildungs-,das 
Gesundheits- und das Finanzsystem sind um- 
kämpft.WarderGrundfüröffentliches Eingreifen 
in das Wirtschaftsgeschehen in der Vergangen- 
heit die Fähigkeit der Staaten-die nötigen Investi- 
tionen aufzubringen,scheint es heuteumgekehrt: 
Privatisierung wird damit begründet, dass der 
Staat die nötigen Investitionsmittel nicht aufbrin- 
gen könne.Die Frage nach öffentlichen Fondsund 
Mitteln wird damit drängend. 

Seit dem kommunistischen Manifest stellen 
vieleSozialisten die Frage privaten Eigentumsan 
Produktionsmitteln ins Zentrum ihrer langfristigen 
Politik.Kommunismusthematisiert begrifflich ge- 
meinschaftliches Eigentum der Gesellschafi.Ob 
diesvor allem staatlicheVerfügung bedeutet,ist 
nach den Erfahrungendes2o.Jahrhundertszwei- 
felhafter denn je. Wie weit und wie aber eine 
Vergesellschaftung von Industrie. Finanzsektor, 
Grund und Boden sowie Naturschätzenvorsich zu 
gehen hat.werden Sozialistinnen und Sozialisten 
zu klären haben. Dafür,dass die Eigentumsfrage 
zentral bleibt, spricht, dass die kapitalistische 
Seite m i t  großer Energie an ihr arbeitet. Dies be- 
trifft die Privatisierung öffentlicher lnfrastruktur 
ebensowiedieAusdehnungvonVerfügungs- und 
Verwertungsrechten durch die Produzenten von 
lnformationstechnologie. in den Widersprüchen. 
die in diesen Konflikten enthalten sind, können 
auch neue Lösungen für die Eigentumsfrage ge- 
funden werden-jedenfalls,wenn man in ihr kein 
Abstraktum. sondern einen Kern der aktuellen 
Produktionsweise erkennt. 
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Diesozialistische Bewegung muss ihrver- 
hältniszum Nationalstaat bestimmen.Die 
Gesellschaft reproduziert sichzunächst in 

dem staatlichen vorgegebenen Rahmen gernein- 
samer P~litik~gemeinsamer Institutionen und ge- 
meinsamen Rechts. Doch ist der Internationalismus 
seit1848 Programm und StrategiedesSozialismus. 
Sieht man nämlich den primären Grund von Gesell- 
schaftlichkeit in Produktionsweise und Arbeits- 
teilung. so sind diese international. DieTeilung 
der Erde in einevielzahl souveränerStaaten wird 
der Entwicklung ihrer Produktivkräfte immer weni- 
gergerecht. Die in der Nationalstaatlichkeit ange- 
legten Möglichkeitenvon Kriegen.von organisier- 
ter Ungleichheit und Unterentwicklung haben im 
ig.und 2o.Jahrhundert negative Rückwirkungen 
auf die Lebensbedingungen in den einzelnen Ge- 
sellschaften gehabt. Heute sind dieexistenziellen 
Menschheitsprobieme der ökologischen Bedro- 
hung.von Armut.Seuchen.Kriegsgefahr und der 
Auflösungvon Recht und Ordnung global. 

Sozialismus mussden Widerspruch nationaler 
Politik und internationaler Wirtschaft aufheben. 
Aber Antinationalismus ist kein Internationaiis- 
mus. Und dass Globalisierung als neue Stufe in- 
ternationaler Arbeitsteilung gegenwärtig unter 
kapitalistischen Vorzeichen stattfindet, kann 
Sozialistinnen und Sozialisten nicht zu Globaii- 
sierungsgegnern machen. Bisaufweiteres werden 
Sozialistinnen und Sozialisten vor allem daran 
mitarbeiten müssen. dass die ökonomisch beste- 
hende Weltgesellschaft ,.an sich" zu einer ihrer 
selbst bewussten und kommunikationsfähigen 
Weltgesellschaft ,,für sich" wird. Die technologi- 
schen Grundlagen hierfür bestehen. Die Welt- 
gesellschaft t r i t t  nicht an Stelle der nationalen 
Gesellschaften. sondern wird sie ergänzen. auf 
absehbareZeit nicht imWeltstaat,sondernin einer 
Föderation souveränerStaaten,die untereinander 
friedensfähig,gleichberechtigt undfähigzuröko- 
nomischen Regulation gemacht werden. B 

C+ PD Dr. ielix Welti,luriit. Mitglied im SpW-Arbeif laullthu5l und 
Vorrit2enderder Projekt ModernerSozialirmur Nard.er lebt in LuberX. 
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Kinderspiel Kapitalismus - 
,,Erst kommt das Fressen, dann 
kommt die Moral" .. von Alexandra Krarnrn 

ia foGeßrg iou le i .Probe D e D r r g o i r h e n o p e r "  

ich binauch drauf reingefailen.lch musses Die professionelle Darstellung seiner Partner- 
leider zugeben..,Wir machens einen Som- innen Birgit Minichmavr und Katrin Saß als Pollv 
mer lang" stand es poppig in orange und 

lila an derderStraßenbahnhaltestelie.0as klang 
einzigartig.Brandauerinszeniert Brecht.Campino 
und einige bekannte Schauspieler bringen die 
Dreigroschenoper auf die Bühne. Und das auch 
noch imfrisch sanierten Berliner Admiralspalast. 
Und natürlich zum 5osten Todestag von Brecht. 
AusMarketingsicht ganzsicher,,das BerlinerThe- 
aterereignis zooo".Der Admiralspalast i s t  schick 
geworden.Und großist er. Leiderauch teuer.Wer 
wirklich wassehen will,muss mindestens49 Euro 
pro Karte berappen. Dafür wurde das Programm- 
heft von den Machern der Obdachlosenzeitung 
,,Strassenfeger"erstellt und ist schonfüri,zo Euro 
zu haben.Und ein paar Plätzezu 3 Eurofür ALGlI- 
Empfängergibt es auch. Für eine Bettleroperwohl 
das mindeste. 

Auf der Bühne finden sich leider noch mehr 
faule Kompromisse.Campino gibt den RäuberMa- 
cheath, ganz fesch im Anzug und mit Hut. Kaum 
wieder zu erkennen. Er gibt sich Mühe. Doch wie 
unsschon dieWerbunglehrte,Müheallein genügt 
nicht.SeinerStimmefehlt dasVolumen den Saal 
zufüllen.Dieaufgehängten Mikrophoneerwecken 
bei den Zuschauern das Gefühl, einer Rundfunk- 
übertragung der zwanziger Jahre zu lauschen. 
Wirklich wehtutesaber,wennerdenText einfach 
so dahin sagt. Schnell weiter, bloß nichts verges- 
sen. Wie ein aufgeregtes Schulkind bei der Thea- 
teraufführung in der Aula verstolpert erden viel 
zitierten Satz,,was ist der Einbruch in eine Bank 
gegen dieGründungeiner Bank".Sogardassonst 
genügsam begeisterte Publikum wird da unruhig. 

Peachum undMutterstrahlt nebendiesem Mackie 
Messer umso heller. Stimmgewaltig und mit er- 
frischendem SpaRaufder Bühnezeigen beide,was 
wirkliche Schauspielerei ausmacht.Ansonsten ist 
Brandauers lnszenierungweitestgehend einfalls- 
los und ohne große Überraschungen. Die Soziai- 
kr i t ikverpum~im Bühnenrund 

Ein Erfolg ist diese AufführungderDreigroschen- 
Oper dennoch. Das ist das wirklich bemerkens- 
werte. Sechs zusätzlicheVorstellungen wurden 
angesetzt und etwa 70.000 Menschen strömen 
in nursieben Wochen in den Admiralspalast.um 
Campino & Co auf der Bühne zu erleben.Trotz 
zerschmetternder Kritiken in fast allen Feuilletons 
und Buh-Rufen am Premierenabend. irgendwie 
wollte jeder dabei gewesen sein. 

Sofunktioniert'seben:Ein populäresStück, 
schillernde Persönlichkeiten und ein be- 
kannter Macher schaffen ein einmaliges 

Ereignis. Nurfür kurze Zeit.Ohne staatliche Sub- 
ventionen.abermitderDeutschen Bank im Rücken. 
Der Zuschauerzahlt.die Kulturkritikertoben und 
die Kasse füllt sich. Vielleicht würde sich Brecht 
nach dieser Inszenierung im Grabe umdrehen. 
Vielleicht wäreer aberauch gar nicht überrascht. 
Hierwurden dieGrundregeln kapitalistischerMarkt- 
wirtschaft perfekt angewandt und mit einer Prise 
sozialer Integration gewürzt. .,Erst kommt das 
Fressen,dann kommt dieMoral". Dasgilt auchfür 
Profiteure. 

DAlexandraKiamm iitrelbrtändigeKommunikationrberaterinund 
Coach in Berin. 
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I Endlich singt es mal einer ... 
/ Pflichtprogramm irn Plattenregal: 

1 PeterLicht ,,Lieder vom Ende des Kapitalismus" 

1 von  Lars Klingbeil D W  

Ein Künstler,deraufeinem Majorlabelver- 
öffentlich und dabei den Niedergang des 
kapitalistischen Systems besingt? Anschei- 

nend hat sich der Zeitgeist endlich soweit entwi- 
ckelt,dasses wieder möglich ist.Gerade deswegen 
lohnt es sich,ein besonderesAugenmerkaufdas 
neue Album des Kölner Songschreibers PeterLicht 
.Liedervom Endedes KapitalismusUzu werfen,das 
nach eigenen Angaben die „Ära des Umbruchs" 
beschreibt.i3Songs,dieeineeindeutigeSprache 
sprechen. einen gesellschaftlichen Zustandsbe- 
richt abgeben, Nadelstiche gegen das System 
vornimmt, dabei auf dumpfe Phrasen verzichtet 
und genügend Spielraum für eigene Interpreta- 
tionen lässt. 

PeterLicht war mi t  seinem Song..Sonnendeck" 
vor einigen Jahren zwarder Durchbruch gelungen, 
seine kapitalismuskritische Haltung bisher nur 
einem kleinen Kreis bekannt.Erst mitseinem neu- 
en Album gibt ersieöffentlich kund.Der Künstler 
PeterLicht, mi t  bürgerlichem Namen Meinrad 
Jungblut,ist Allrounder..,Liedervom Ende des Ka- 
pitalismus"ist sein drittesAlbum.Parallel hierzu 
hat erein Buchveröffentlicht.das unterdemTitel 
,,Wirwerden siegen!".Gedichte.Geschichten und 
Slogans über unseren gesellschaftlichen Zustand 
beinhaltet. Doch auchiheater- und Kammerstü- 
cke gehören zu seinem Wirkungskreis. Seine eige- 
ne Person will er mi t  seinen Aktivitäten nicht in 
denVordergrund steilen: Bei seinem Auftritt in der 
Latenight-Show von Harald Schmidt bekam der 
Zuschauer das Gesicht PeterLichts kein einziges 
Mal zu sehen. 

rpw 512006 

Die Lieder auf dem neuen Album sind im Stil 
eingängiger, melodischer Popsongs geschrieben, 
die problemlosauch im Supermarktgespieltwer- 
den könnten.DieTextesindjedoch unwahrschein- 
lich kreativ.Der&Sekunden langeSong,,Benimm- 
unterricht (Der Arbeitgeberpräsident)" besteht aus 
dem einzigen Satz:,,Die Arbeitgeberverbändefor- 
dern Benimmunterricht an den Schulen. Ein Herr 
Hundtsagte,denSchulabgängernfehleneinfache 
Regeln des Zusammenlebens." 

Das wohl eingängigste Lied namens ,,Hallo. 
T 

Hallo" wartet mit den Zeilen:,,Hailo Sozialkönig! 
Dies istderTag,andemesansSterben geht.Hallo 
alteTante Wohlfahrtsstaat! Diesist derTagandem 
du zur Hölle fährst" auf. In nur wenigen Zeilen 
wird dabei der schleichende Abschied vom Sozial- 
staat deutscher Prägung beschrieben. der über 
Jahrzehnte Sicherheit vermittelt hatte.Dass es auf 
dem Album allerdings nicht nur um Zustandsbe- 
schreibung.sondern auch um kämpferische Paro- 
len geht.zeigen Lieder wie.,Wirwerden siegen". 

PeterLicht hat den popkulturellen Raum mit 
seinem neuen Album erobert. Er ist kein intellek- 
tueller und kein neuer Rio Reiser.Aberer gibt eine 
ZustandsbeschreibungdesSystems.wie man sie 
lange nicht mehr hörte: Bissig. ironisch und tref- 
fend. Eine intensivere Debatte über seine Texte 
wäre wünschenswert. 

D tarr ~lingebcil lebt in Münster 
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I Stichwort: StaatsverrchuIdung 
I von  Heinz-J. Bontrup B. 

FastallePolitikerund Parteien kritisierendie 
Staatsverschuldung.Um diese in Deutsch- 
land einzudämmen,fordern sogar die Mi- 

nisterpräsidenten von Sachsen (Georg Milbradt), 
Niedersachsen (Christian Wulff) und Rheinland- 
Pfalz(KurtBeck),einen nationalen..Anti-Schulden- 
Pakt".im Grundgesetz müssten Strafen für Über- - 
schreitungen bestimmter Obergrenzen festge- 
schrieben werden. Auch die Große Koalition von 
CDUICSU undSPD räumt in ihrer Koalitionsverein- 
barungvon 2ooSderSanierungderöffentlichen 
Haushalteoberste Prioritätein.EineabsoiuteVer- 
schuidungsgrenzederöffentlichen Haushalte lässt 
sichjedoch nicht definieren.Höchstensein-aber 
auch nicht exakt bestimmbares-.,Verschuldungs- 
optimumU.Dies ist solangealssuboptimal einzu- 
stufen,wie zusätzliche kreditfinanzierte staatliche 
Ausgaben zu einer besseren Auslastung des volks- 
wirtschaftlichen Produktionspotentialsführen und 
das Produktionspotential entweder quantitativ 
ausgeweitet undloder qualitativ verbessert wird. 

Insofern Iässtsich bereitsvordem Hintergrund 
der in Deutschland vorliegenden Massenarbeits- 
losigkeit. die keine optimale Ausschöpfung des 
vorhandenen Produktionspotentialserlaubt,eine 
Staatsverschuldung rechtfertigen. Gemessen an 
den Produktionsmöglichkeiten lebt die Gesamt- 
wirtschaft nicht über,sondern unter ihrenverhält- 
nissen. Dennoch wird Staatsverschuldung.meist 
in populistischer Art und Weise.abgelehnt.Dabei 
gehört esoffensichtlich zum politischenMedien- 
Geschäft, dass sich die Parteien gegenseitig für 
staatlicheSchulden und Defizitquoten verantwort- 
lich machen.Die Politikverschweigt hierbei aller- 
dings,dass seit dem Bestehen der Bundesrepub- 
lik(völligparteienunabhängigl)Schuldengemacht 
worden sind. Insbesondere seit der deutschen 
Wiedervereinigungsind dieStaatsschulden über- 
proportional gestiegen. So haben sich von 1991 
bis zoo5 zusätzliche Schulden in Höhe von fast 

bestand (8und.Länder.Gemeinden undderSozial- 
versicherung) beläuftsich mittlerweileauffasti,5 
Billionen Euro.Die BetrachtungabsoluterGrößen 
im Zusammenhang mit der Staatsverschuldung 
und ihrer Finanzierungistjedoch irreführend.Ent- 
scheidend sind relativeGrößen. nämlich die Zunah- 
mederStaatsverschuldungimVergleichzurVerän- 
derungderwirtschaftlichen Leistung.Daherspielt 
in einerwachsenden Wirtschaft nicht dieZunahme 
der absoluten Staatsverschuldungdieentscheiden- 
de Rolle,sondern das Wachstum derVerschuldung 
im Verhältnis zum Wachstum der Wirtschaft. 
Solange die Wachstumsrate des Bruttoinlands- 
produkts gleich oder größer dem Wachstum der 
ÖffentiichenVerschuldungist, bleibt dieverschul- 
dungsquote konstant oder sinkt sogar, obwohl 
die absoluteVerschuldung beständig wächst. 

Seit dem Bestehen der Bundesrepublik ist 
eszueinem AnstiegderVerschuIdungsquo- 
te gekommen. Bis Mitte der ig7oer Jahre 

lag die Quote noch verhältnismäßig niedrig bei 
25Prozent.Heuteliegt dieverschuldungsquote bei 
gut 6s Prozent.Trotz der gigantisch hohen Zahl 
voni,~BillionenEuroabsoluterStaatsschuldensind 
diesaberdennoch nurzweidrittel einerjährlichen 
wirtschaftlichen Leistung die in Deutschland er- 
bracht wird. Belgien,Griechenland und auch itali- 
en kommen dagegen aufVerschuidungsquoten 
die über i o o  Prozent liegen. Die Alternative zur 
Staatsverschuldung wäre eine Besteuerung der 
privaten Überschüsse bzw.Gewinne.Hieraufwird 
von der Politik seit langem nicht nur verzichtet, 
sondern dieüberschüsse wurden nochdurcheine 
einseitige Steuerpolitik zu Gunsten der Unterneh- 
men und Vermögenden erhöht. Fasst man die 
nicht abgeschöpften Finanzierungsüberschüsse 
zwischen 1991 und ~oo~zusammen,soergabsich 
jahresdurchschnittlich einGeldmittelangebotvon 
knapp92 Mrd. Euro. Davon absorbierteder Staat 
mit seiner durchschnittlichen Neuverschuldung 

einerBillionEuroangehäuft.DerabsoluteSchulden- in Höhevon gut49 Mrd. Euro mehr alsdie Hälfte. 



Magazin . B B 

Finanzierungskreislauf der deutschen Wirtschaft nach Sektoren - 
die Bedeutungstaatlicher Defizitaufnahme (in Mrd.Euro). 

'lnkl. ~nze1unternehrnen:'~ap~tti-und PerronengerellichaRtn,tt'Bank~n undverriiherungen 
ouelle:oeutrrhe ~underbank.verrrhiedene~onatrberirhte,e~il~ne~erethnuneen. 

Ohnedie staatliche Kreditnachfragqdie eine ent- 
sprechende gesamtwirtschaftliche multiplikative 
Nachfragewirkung auslöst. würde die deutsche 
Wirtschaftvölligabgestürzen.Die Produktionsun- 
ternehmen verschuldeten sich dagegen zwischen 
iggi und 2004imJahresdurchschnitt lediglich mit 
gut 38 Mrd. Euro.Gemäß marktwirtschafilich-ka- 
pitalistischer Logik sollen aber die Unternehmen 
die Ersparnisse bzw. Finanzierungsüberschüsse 
der privaten HaushaltealsKreditenachfragen und 
überwachstums- und beschäftigungsschaffende 
Realinvestitionen in den Wirtschaftskreislauf zu- 
rückführen.DiestundieUnternehmenaberohne 
eine positiveAbsatz-undGewinnerwartungnicht. 
Sie schränken eher ihre Investitionstätigkeit ein. 
Dies i s t  dem Teufelskreislauf aus Umverteilung, 
Wachstumsschwäche und Massenarbeitslosigkeit 
geschuldet.Die kapitalistische,,Rationalitätsfalle" 
schlägt hier aufGrund des..DoppelcharaktersU der 
Arbeitnehmereinkommen zu. Einerseits sind die 
von den Unternehmen permanent abgesenkten 
Löhne und Gehälter zwar Kosten,anderseits aber 
auch in exakt gleicher Höhe Einkommen der ab- 
hängig Beschäftigten.Wenn nun die Arbeitskosten 
immer mehr gesenkt werden,werden automatisch 
die Einkommen gesenkt und beigleich hoch un- 

terstellter Sparquote geht die Konsumgüternach- 
frage und in Folgedie unternehmerische Investi- 
tionsgüternachfrage zurück. 

Heute reklamieren die Investoren die Ge- 
winne gemäß vorher festgelegter Zielgrö- 
Ren für sich. Die Arbeitenden bekommen 

nur noch,was übrigbleibt,nachdem die Investoren 
ihre Forderungen befriedigt haben.,,Das bedeutet 
nicht nur,dassWirtschaftswachstum alsder klas- 
sische sozialpolitische Befriedungsmechanismus 
ausfällt. Eine Gesellschaft.die so reich ist wie nie 
zuvor in der Geschichte, muss das Niveau ihrer 
Reproduktion sogar immerweiter absenken. Die 
öffentliche lnfrastrukturverfäilt,und dieMenschen 
können es sich nicht einmal mehr leisten Kinder 
zu bekommen. Das Problem des Überflusses an 
liquiden,anlagesuchenden Finanzvermögen wird 
nicht geiöst,sondern im Gegenteil weiterverschärft. 
Es droht eine Depressionsspirale, die nur durch 
eine stellvertretende Verschuldung der öffentli- 
chen Haushalte aufgefangen werden kann. 

DPmf.Heinz-J.Bantrup,lehrtWirtidaRrwiirrenrrhaffenander TH 
Gelrenkirrhen und ist Mitglied der Arbeitrgruppe Alternative Wirt- 
rihaitrpoltik.er lebt in Hannover 
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1 Was heißt hier Wissensgesellschaft? 

Potentiale freien Wissens und politische Ignoranz. Eine Polemik. 

I von Leonhard Dorbusch m m  

Die Lieblingswörter im politischen Voka- 
bular Politikerlnnen allerCouleur nach der 
Jahrtausendwende sind ,,Innovation" und 

..Wissensgesellschaft". Und auch wenn seit dem 
Ende des ersten ,,dot-com"-Booms nicht mehr 
jederVerweisaufdie.,Chancen und Möglichkeiten 
des Internets" mit visionärem Pathoseinhergeht, 
sogilt esdoch imgesamten politischen Spektrum 
„für das lnformationszeitalter gerüstet zu sein". 
So kannesauch nicht besonders überraschen,dass 
sich im lagerübergreifenden CDU-SPD-Koalitions- 
papieraufigi Seiten das Wort.,lnnovation" ganze 
72 Mal findet: beinah aufjeder zweiten Seite. 

Die weltanschauliche Einheitsfront zwischen 
den politischen Lagern erstreckt sich auch aufden 
Bereich konkret-politischerMaßnahmen im inter- 
nationalen informationstechnologischen Wett- 
rüsten: Neben der ebenso trivial-wichtigen wie 
PISA-induzierten Erkenntnis der großen Bedeu- 
tungzivliisatorischer Grundtugenden wie..Lesenm 
gerade in einer ,,Wissensgesellschaft", besteht 
diese Einigkeit größtenteils in Form geteilter Rat- 
losigkeit und grundsätzlicher Skepsis. Dabei wird 
die Beschränkung auf (durchaus notwendige) 
bildungspolitische Maßnahmen der Bedeutung 
und Komplexität neuer lnformationstechnolo- 
gien nicht gerecht. Eine kleine Auswahl aktueller 
,,Schlachtfelder" zeigt denn auch,dass sich in der 
Regel nicht die politischen Blöckesondern Lobby- 
istengruppen im Kampf umdie (ignorante) politi- 
sche Kaste gegenüberstehen: 

„Raubkopierer sind Verbrecher" vs. 
„Rettet die Privatkopie" 

Ein restriktives und längst nicht mehrzeitge- 
mäßes Urheberrecht wird entgegen der Interessen 
derMehrheit sowohl der Künstlerlinnen alsauch 
der Konsumentlnnen immer weiter verschärft. 
Positive Ansätze wie Bagatellklauseln werden noch 
vor dem parlamentarischen Begutachtungspro- 
zessvon Lobbyistenerfolgreich herausreklamiert. 
Kein Wunder, dass sich in ganz Europa .,Piraten- 
parteien" nach schwedischemvorbild gründen. 

Ausdehnung vs. Einschränkung von 
Patentrechten 

Die innovationsförderndewirkungvon Paten- 
ten-ihreeinzige Existenzberechtigung- konnte 
noch nie überzeugend empirisch nachgewiesen 
werden. Umso deutlicher werden aber innovati- 
onshemmende Folgen weiterer Ausdehnungvon 
Dauer und Reichweite bestehender Patentrechte. 
Während sich große Konzerne in ,,strategischem 
Patentieren" üben und gigantische Patent-Port- 
folios anhäufen, haben kleine und mittlere Un- 
ternehmen mit Software- undTrivialpatenten wie 
Amazons .,One-Click-Shopping"-Patent zu kämp- 
fen. Auf europäischer Ebene liegen Softwarepa- 
tentedabei nur Dankdes EU-Parlamantsund trotz 
rot-grüner Stimmenthaltung im Rat auf Eis. 

krrig.L.(200q): k e e C ~ l t ~ r e . P e n g ~ i n  Boakr 
Benkier, Yi2006). The Wealth of Networki: How sorial Piodudion 
Tranifoimr Marketr 2nd Freedom.Yale Univerrity Prerr 
Bede Bvcherrind unfereinerCreativeCommmmi-Liiiiiveröffentlirht 
unddamitfrei im lnternef verfügbar 
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Förderung (Open Content) vs.Verhin- 
derung (Digital Rights Management) 
freier lnhace im lnternet 

Freie Inhaltegedeihen in Deutschland trotz und 
nicht wegen ihrer politischen Unterstützung.Trotz 
der Binsenweisheit, dass Neues immer nur aus 
der Kombination bereits vorhandenen Wissens 
entstehen kann. werden immer umfassendere 
Systemezur beschränkten Nutzungvon Inhalten 
verschiedenster Art noch mit gesetzlichen Begleit- 
maßnahmen flankiert.Von dem deutschen Uni- 
kum eines volkswirtschaftlich schädlichen aber 
umsoflorierenderenAbmahn(un)wesensganzzu 
schweigen,das nichtkommerzielle Internetplatt- 
formen besonders bedroht. Initiativen wie Open 
Access oder CreativeCommonsfürfreieren Zugang 
zu wissenschaftlichem oder künstlerischem Wis- 
sen sind in der politischen Kastedafürweitgehend 
unbekannt. 

Schon ein oberflächlicher Blick auf die re- 
alen politischen Fragestellungen auf die- 
sen ,,Schlachtfeldern" zeigt. dass weltan- 

schauliche Fronten sehrwohl vorhanden sind.Ein 
Großteil der verantwortlichen Politikerlinnen al- 
IerCouleur hat aber scheinbarwenigAhnung.was 
er mi t  der,.WissensgeselIschaft" meint,die er zu 
fördern behauptet.Einher mit dieserAnalysegeht 
sowohl ein großes. bislang ungenutztes, Potenti- 
alfüremanzipatorischePolitikalsauchzahlreiche 
Gefahren,die mit derfortgesetzten Ignoranz poli- 
tischer Entscheidungsträgerden zahlreichen neu- 
en Fragestellungen gegenüber verbunden sind. 

Dkonhard  Do<b"r<h promoviert zurzeit in Beriin 

Zu den Potentialen zählen vor allem Chancen, 
die mit einer möglichst breiten Ausdehnung der 
,,Commons", einer digital-kollektiven Wissensall- 
mende einhergehen.DiefreieOnline-Enzyklopedie 
Wikipedia und ihre SchwesterprojeMe sollen hier 
nurstellvertretendfürdiverseste Initiativen in den 
Bereichen freie Netze,freie Software,freie Kultur 
und freies Wissen genannt werden.Völlig unter- 
schätzt wird dabei die wirtschaftliche Bedeutung, 
die erst langsam unter dem Schlagwort ,,Open 
Innovation"indiepolitische Debatteeinzusickern 
beginnt. Gerade weil dasTempo der wirtschaftli- . 
chen Entwicklung immerweiterzunimmt,ist der 
möglichst breite und freie Zugang zu Wissen die 
Voraussetzung für nachhaltige Dynamik. 

Neben der Gefahr,wesentliche Gelegenheiten 
zur Schaffunggesellschaftlichen Mehrwerts un- 
genutzt zu lassen.ist die unterschätzte Notwen- 
digkeit gesetzlich-politischer Ermöglichung digi- 
taler Freiheiten wohl die größte. Nicht umsonst 
tobt in den USA gerade ein heftiger Kampf um 
die „Netzneutralität" im Internet. Die Koalition 
.,Savethe InterneYfordert die gesetzliche Garan- 
t ie der Gleichbehandlungvon Datenpaketen im 
Netz.Ohneeinederartige Regelung könnten die 
großen Netzbetreiberdank neuerTechnik schon 
in Kürzedazu übergehen,Datenpaketezahlungs- 
kräftiger Kunden zu priorisieren - ein Umstand. 
der für die finanzschwachen,freien Projekte i m  
lnternet fatale Folgen hätte. Wie politisch diese 
scheinbar rein technische Frage ist, zeigt schon 
der Name derciegenkoalition aus Netzbetreibern 
und konservativen Think-Tanks: Sie fordern und 
nennen sich „Hand5 off the Internet". Auf dass 
das freie Spiel der (Kapital-)Kräfte schon zu dem 
gewünschten Ergebnisführen werde. 
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,,Ein Hauchvon Friedenmsei spürbargewe- 
Sen, als Jugendvertreter der israelischen 
Arbeit~partei~der palästinensischen Fatah 

und der SPD am ii. September zoo6 in Räumen 
des Deutschen Bundestags das iojährige Beste- 
hen des Willy-Brand-Zentrums Jerusalem begin- 
gen. in Anwesenheit von Bundesaußenminister 
Frank-Walter Steinmeier und der Bundesministe- 
rin fürwirtschaftlicheZusammenarbeit und Ent- 
wicklung Heidemariewieczorek-Zeul drückten die 
Jugendlichen die Hoffnungaus,dassdie..dunklen 

- Mächte der Gewalt überwunden werden". Doch 
der Weg dahin i s t  lang und beschwerlich. 

Sich miteinander 
dem Frieden nähern ... 
i o  Jahre Willy-Brandt-Zentrum 

in Jerusalem 

von Cordula Drautz, Reinhold Rünker 

Ost- und West-Jerusalem zu gründen, galt als 
utopisch. Und es sollte einige Jahre und viel En- 
gagement kosten, bis im Jahr 2 0 0 0  zumindest 
ein kleines Büro in Jerusaiem eröffnet werden 
konnte, in dem Matthias Ries von den Jusos mit 
Energie die ersten Projekte anschob. Möglich 
wurde sein Engagement als Friedensfachkraft 
durch die Unterstützungdes Forums Ziviler Frie- 
densdienst und eine Projektfinanzierung des 
Ministeriums für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit und Entwicklung. 

M i t  dem Willy-Brandt-Zentrum in Jerusalem 
wolltendieJusoseinenZugangzu beiden Konflikt- 
Parteien aufzubauen, da bot es sich an. die Zu- 
sammenarbeit mitden Partnerorganisati~nen~rnit 
denen man ja auch im Rahmen der International 
Union of Socialist Youth (IUSY) eng zusammen 
arbeitete,zum zentralen Anknüpfungspunkt der 
Arbeit im Willy-Brandt-Zentrum zu machen. 

Alsam og.April igg6der Kooperationsvertrag 
zwischen den deutschen Jungsozialistlnnen, der 
israelischen Arbeitspartei-Jugend (Mischmeret 
Tse'irah) undder palästinensischen Fatah-Jugend 
(Schabibet Fateh) unterzeichnet wurde. war der 
Osloer Friedensprozess bereits durch die Ermor- 
dungvonlitzhak Rabin ins Stocken geraten.Selbst- 
rnordanschläge in Israel und die Abschottungder 
palästinensischen Gebiete stärkten das Klima 
gegenseitigen Misstrauens. DasZielfein gemein- 
sames Begegnungszentrum an der Grenze von 

rpw Si2006 
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Die Arbeitsbedingungen wurden inZeiten der Roilevon Frauen und ihre poiitischenGestaltungs- 
zweiten Intifada nicht ieichter.EinedirekteZusam- möeiichkeiten verbanden die oolitische Dimen- 
menarbeit zwischen ualästinensischen und isra- sion mit künstlerischen und medialen Elementen. 
elischenJugendiichenwarnichtmöglich.5omuss- SieermöglichtendenTeilnehmerinnenErfahrun- 
tesichdasWBZ-Büromit einer biiateralenstrategie gen jenseits der oft genug mit Angst besetzten 
behelfen und initiierte .,Decision for History" als Alltäglichkeit. 
deutsch-israelisches beziehungsweise deutsch- 
paiästinensischesProjekt.Kerngedankewar,dass 
israelischeundpaIästinensischeJugendiicheihre Kunst  schafft  neue  Perspektiven 
Sichtweisenvonder Entstehungund Entwicklung 
des Konfliktes erarbeiten und über das internet 
der jeweils anderen Seite in Bildern darstellen 
sollten.EineGruppevon etwa ioMitgiiedern der- 
selben Jugendorganisation musste sich dafür auf 
zehn Bilder einigen,deren Kausalzusammenhang 
ineinerweiteren Sitzung künstlerisch dargestellt 
werdensollte.Begleitetwurdedieses Medienpro- - 
jekt durch Workshops, in denen zivile und gewalt- 
freie Konfliktiösungsstrategien vermittelt wurden. . 
SechzehnJugendgruppen ausverschiedenen poii- 
tischen Organisationen nahmen daran teil. 

Leben mit Angs t  

,,Wenn man viele Jahre hier in Jerusalem 
lebt, muss man lernen, mit der Angst vor 
Bomben oder Seibstmordattentaten zu 

leben. Ich meide natürlich gefährdete Orte wie 
unübersichtiicheMenschenansammlungen,"rneint 
Heike Kratt. ,.Oft kommt mir meine Erfahrung 
zugute, dass ich bereits 2000  hier gelebt habe, 
alsoschon in derzeit der zweiten Intifada.Dadurch 
erfahre ichviel Respekt bei Gesprächspartnerhier 
in der Region, weil sie wissen.dass wir gemeinsa- 
me Erfahrungen teilen. Sie wissen, dass ich hier 
nicht einfach nuranreise und morgen wiederweg 
bin, sondern auch die alltäglichen Probleme, die 
immer wiederkehrende Gewalt erlebe." 

Ais Heike Kratt die Leitung des Willy-Brandt- 
Zentrum im Januar 2005von Matthias Ries über- 
nahm. hatte sich bereits eine ansehnliche Liste 
erfolgreichdurchgeführterMaßnahmengebildet: 
Kommunikationstrainingsfür politischeFührungs- 
kräfte israelischer und paiästinensischerJugend- 
Organisationen oder auch Workshops über die 
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Gemeinsam mit den israelischen und paiä- 
stinensischen Mitarbeiterlnnendes Wiliv- 
Brandt-Zentrums setzt Heike Kratt die 

Verbindungvon Politik mi t  medialen und künst- 
lerischen Instrumenten fort. Im Februar 2005 

begann beispielsweise ein,,Menschenrechts-Foto- 
Workshop"mit acht weiblichen und sechs männ- 
lichen Teilnehmerlnnen der palästinensischen 
Nichtregierungsorganisation,,PaiestinianVison", 
wenige Wochen später mi t  einer israelischen 
Gruppe, die von der Students Union der Tel Aviv 
Universität benannt wurde. Neben einer Einfüh- 
rung in Geschichte und Technik der Fotografie 
sollten die Heranwachsenden ausgehendvonder 
UN-Menschenrechtserkiärung ihrer Sicht einzei- 
ner Menschenrechtedurch Fotomotive Ausdruck 
verieihen.Darausentstand schließlich eine Foto- 
ausstellung,die am o2.Juni 2005 eröffnet werden 
konnte. 

Während der Foto-Workshop in getrennten 
Gruppen durchgeführt wurde, konntedas Projekt 
.,Mosaike derVerständigung" in den Räumen des 
WBZzumJahresendezooqgemeinsam mitdeut- 
schen,palästinensischen und israelischen Müttern 
mi t  kleinen Kindern durchgeführt werden.Unter 
der Anleitung der arnerikanischen Künstlerin 
Jeannette Aumann gestalteten die Frauen in drei 
WorkshopseigeneMosaikesowieeini2oxgocm 
großes Mosaik. das heute im WB2 hängt. Die Pa- 
lästinenserin Margaret Kirreh. selbst Team-Mit- 
glied des WBZ, hatte dieses Projekt initiiert, um 
zu betonen, dass Kinder und Jugendliche immer 
auch das Ergebnisder Erziehung ihrer Eltern sind. 
,,Zivile Konfliktbearbeitung darf die Elterngenera- 
tion nicht ausschließen", so Kirreh. 

b 
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,,Wirwollen Orte des gemeinsamen, krea- 
tiven Lernens schaffen, in denen Unter- 
schiede überwunden und die Sichtweise 

des Gegenübers akzeptiert werden könnena.er- 
läutert Heike Kratt die Bedeutung des künstleri- 
schenZugangs.Spannende künstlerische Events 
werden zudem seit 200s in der Reihe,.Red Lounge" 
angeboten:Hier iasder palästinensische Dichter 
Taha Mohamed Ali im Mai 200s aus seinen Ge- 
dichten,vorOrt übersetzt von PeterCole. Esfolgten 
zahlreiche Diskussionen und Vorführungen m i t  

politischen Bildungsarbeit konzentrieren sich 
daher bewusst auf die mittlere Führungsebene 
der Partnerorganisationen derlusos. Personen,die 
potentiell später über die politischen Geschicke 
ihrer Nationen entscheiden.sollen sich hier nicht 
nur kennen-, sondern auch miteinander (ver). 
handeln lernen. Dabei geht es nicht nur um den 
Nahost-Konflikt, auch soziale Probleme werden 
diskutiert. Dazu gab es beispielsweise dieveran- 
staItungsreihe,,Jung und Links in Jerusalem"oder 
Maßnahmen zur Frauenförderuna bei der Shabi- 

Dokumentarfilmern,Lesungen und Kunst-sowie beh. So entstand auch eine Kooperation mit der 
Fotoaussteilungen.DasWiIly-Brandt-Zentrum ent- Tel Aviv University Students Union. mi t  der über 
wickelte sich inden letzten zweiJahren mehr und die Problematik der Einsparungen im Bildungs- 
mehr zum Ort von politischer und kultureller System diskutiert wurde. 
Begegnung. In Vorbereitung sind Vorführungen 
zeitgenössischer israelischer und palästinensi- 
scher Musik sowie ein Video Art Event. 

Foto: WIly-Brandt-Zentrum.iiiiialem ~ ~ t o ; ~ i l l y - ~ r a n d t - ~ e e t t t m , 1 e e e i a l e m  

Akt ive  Friedensarbeit  

Doch sollten diese Maßnahmen nicht dar- 
überhinwegtäuschen.dassdasWilly.Brandt- 
Zentrumvorallem ein Kooperationsprojekt 

von parteipoiitischen Jugendorganisationen ist, 
in dem politische Auseinandersetzungen im Zen- 
trum stehen. Dialog wird hier nicht um des Dia- 
loges wilien betrieben, sondern mi t  Ziel einer 
progressiven Positionierung. Erreicht werden sol- 
len Annäherungen und inhaltliche Zugeständnis- 
sezwischen den Partnern.ZahIreicheAngebote der 

Die Arbeit des Willy-Brandt-Zentrums richtet 
sich aber nicht ausschließlich an Jugendlicheund 
Heranwachsende aus Israel oder Palästina, son- 
dern bezieht auch jungeMenschen aus Deutsch- 
land mit ein.Neben den zahlreichen Delegations- 
reisen nachlerusalem bzwnach Berlin,diezurneist 
vorallem einen politischen Charakter haben,wur- 
de jüngst ein Projekt gestartet, in dem je fünf 
palästinensischeund israelischesowiesechsdeut- 
sche Jugendliche über Leben und Wirken Willy 
Brandtsarbeiten undeineweitere Ausstellungim 
Willy-Brandt-Zentrum erstellen sollen. Weitere 



Magazin . 

After we die. 
and the weary heart 
Has lowered itsfinal eyelid 
On all that we've done, 
And on all that we've longed for, 
On all that we'vedreamt of, 
All we've desired 
Or felt. 
Hate will be 
Thefirst thing 
To putrefy 
Within us. 

aus dem Arabischen: 
Peter Cole, Gabi Levin und Yahya Hijazi 

Wenn wir sterben. 
und das erschöpfte Herz 
den letzten Wimpernschlag macht 
über alles. was wir getan haben. 
wonach wir strebten 
worüber wirträumten, 
was wirwünschten 
oderfühlten- 
Hass 
wird das erste sein, 
was in uns 
verfaulen muss 

deutsche Übersetzung: 
Reinhold Rünker 

."-= 
trilateraleProjektesollenfolgen,um den begonne- b Informationen: rund um das Willy-Brandt- 
nen DialogzwischenallenSeitenzuintensivieren. Zentrum: Über die Entstehung und Arbeit des 
Miteinander engagiert zu streiten ohne sich zu Wiily-Brandt-Zentrums informiert die Internet- 
zerstreiten.einanderzuzuhörenundauchzusam- Seite www.wiIlybrandtcenter.org in englischer 
men zu feiern-das kann nurin der persönlichen Sprache. Der Förderverein des WBZstellt sich vor 
Begegnung stattfinden. Nur so kann man sich aufwww.willybrandtzentrum.de. 
miteinander dem Frieden annähern. 

..Das Zentrum ist eine Insel des Dialogs in 
einem Meer,ineiner Regionschwerer Kon- P 
f k t e  hob ~ e i d e m a r e  WieczorekZeu , ! , (SPD) anlässlich der Jubiläumsfeier in Berlin die !j 

Bedeutungdes politischen Austauschszwischen 
Jugendlichen im Willy-Brandt-Zentrum hervor. 
..Wenn wir zum Abbauvon Feindbildern beitragen 
wollen, müssen insbesondere Jugendliche die 
Initiative ergreifen", sagte Wieczorek-Zeul. Und I '  

Außenminister Frank Walter Steinmeier schloss I! - 
auf der Konferenz mi t  bewegter Stimme:,.Wiliy willy brandt jerusalem 
wärestolzauf Euch eewesen." Es bleibt zu hoffen. 
dass die Bemühungen um Dialog und friedliche 
Konfliktlösung Früchte tragen. 

C* co<au!a o i a ~ i  . ..so ~ . n g c r  .oir : ic lae .n: i ~ i i s n o  g1. .  
i e'ioe.,pi .,,Fr.*.ar,<l . r  r co, r eci ii 
r+ Rcnno 6 I l -nbi .  n 5tor ir. U t i i  'U L<,. , c u . Y c O a ~ l  or.  r l  n 
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Drop your tools! 

Personalentwicklung: Individuell und 
systemisch 

PE ist die Aufgabe und Disziplin zur Förderung 
der Unternehmens- oder Organisationsentwick- 
lung durch zielgerichtete Gestaltung von Lern-. 
Entwicklungs- und Veränderungsprozessen. Die 
hoch spezialisierte PE von Führungskräiien und 
Mitarbeitern mi t  Kundenkontakt (also:den Wäh- 
lerlnnen undden Mite1iedern)eewinnt nebender " . "  
rein fachlich notwendigen Basiskenntnisse von 
Parteienaesetz bis Plakatekleben weiter an Be- - 
deutung.StrategischePEistTeilderUnternehmens- 
strategieund leitet sichdaher von der Unterneh- . - - 
mensvision und den -zielen ab. Dies geschieht in 
der Regeldurch eine Bedarfsanalyse.Diegeforder- 

Oder: Funktionär kommt ten Qualifikationen und Kompetenzen werden mit 
den aktuellen verglichen und so der Schulungs- 

von Funktionieren ... und Entwicklungsbedarf ermittelt. Die Bedarfs- 
analyse berücksichtigt dabei nicht nur die fach- 

von Hans-Joachim Olczyk licheQualifikation,sondern auch Führungs- und 
Sozialkompetenzen. 

Funktionär kommtvon Funktionieren-so 
habe ichdas inden7oerJahrenvon meinen 
Bezirksgeschäftsführer Fred Cordes gelernt. 

Und:Freundschaft.Ordnung,Disziplin-das waren 
die Werte. mi t  denen die Partei nach innen und 
außen organisatorisch geführt wurde. Gleichbe- 
rechtigt neben den sozialdemokratischen Grund- 

- werten. Einfache Begriffe,dieviel mehr Nachhal- 
tigkeit enthieiten, als mir damals bewusst war. 
DieseBegriffe unddiesozialdemokratischenGrund- 
werte strukturierten wie ein Wertekanon das 
alltägliche Handeln und Denken.Wieauch immer 
-gestern oder heute-diesaufgefasstwurde und 
wird.ln unserer modernen Zeit muss allesja eher 
etwas umfangreicher in einem Diskurs erörtert 
werden. Angesichts des beginnenden Diskurses 
von Heiko Wessel u.a. in spw 148 und des Artikels 
daraufhin von KlausTovar in spwi50 beschleicht 
mich eine Sorge: Die Personalentwicklung (kurz: 
PE) wird strapaziert, ohne genau zu sagen, was 
damit gemeint ist. 

KlausTovar kritisiert nun,dassdiestrategische 
Ebene der PE in der SPD nicht beachtet werde. 
Beispiel:Trotzdergroßangelegten Karnpagnemit 
dem Namen IPQund vielfältiger Anstrengungen 
bleiben die Erfolge, die Veränderungen in den 
Mentalitäten und Verhaltensweisen bei Funktio- 
nären und Mitarbeiterlnnen aus. DieeineUrsache 
könnte darin bestehen. dass die PE eben nurals 
Modebegriff benutzt wurde.um einzelne Baustei- 
ne aus einem Katalog anzubieten. Wenn PE aber 
nicht als Instrumentarium genutzt wird, beste- 
hende Strukturen in Frage zu stellen, verpuffen 
die Effekte doppelt: DieTeilnehmerlnnen der PE- 
Maßnahmen fühlen sich veräppelt oder freuen 
sich. dass sich nichts ändert. Diejenigen, die die 
neuen Konzepte sowieso für unnütz gehalten 
haben.fassen anschließendzusammen:Wussten 
wir ja vorher,dass das nichts bringt. 

rpw il200C 
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HeikoWessel u.a.sind bemüht um Alternativen, 
bleiben aber inden gedanklichen Strukturen ste- 
cken,dass mitQualifizierung und Bildungsarbeit, 
die endlich die Veränderungen der gesellschaft- 
lichen Realitäten berücksichtigt,auch dieverän- 
derungen bei den Akteuren der Organisation ein- 
geleitetwird.Ein klassischer Feh1er:Stattdie nicht 
brauchbaren Instrumente undTools wegzuwerfen. 
haltenwir in komplexenSituationen an ihnenfest. 
,,Dropyourtools“-die Aufforderungan Feuerwehr- 
männer auf der Flucht vor dem Feuer,sich durch 
Wegwerfen der Werkzeuge leichter und damit 
schneller zu machen, ist die zentrale Metapher, 
die sich durch neue PE-Konzepte ziehen müsste. 

Zugespitztformuliertgibtes m.E. im Personal- 
Wesen der Partei vier wesentliche Fehlerquellen, 
die noch immer nicht angegangen werden: 

1. 
Es gilt nach wie vor das Peter-Prinzip. In einer 
Hierarchie neigt jeder Beschäftigte dazu. bis zu 
seiner Stufe der Unfähigkeit aufzusteigen. Weil 
Menschen sich als fähig erwiesen, werden sie 
befördert und nahmen dann irgendwann eine 
Stellung ein,fürdie sie unfähig und ungeeignet 
sind. Dies gilt für viele Funktionäre ebenso wie 
für viele Mandatsträger. 

2. 
Es gibt nach wie vor das Prinzip der Lebensläng- 
lichkeit: Wer einmal eine bestimmte Position er- 
reicht hat, kann diese auch behalten. Egal, ob er 
sich individuellen Weiterentwickiungen entzieht 
oder nicht. 

3. 
Es gilt überall das Larmoyanz-Prinzip: Je lauter 
über die zusätzlichen Belastungen und den vol- 
IenTerminkalender gejammert wird,je mehr die 
unfähigen anderen im Wege zu stehen scheinen, 
desto höher wird die politische Bedeutungfür 
sich selbst angenommen und meistensauchvon 
außen angesehen. 

4. 
Es gilt das Tust-du-mir-nichts-tu-ich-Dir-nichts- 
Prinzip: Kritik-dieeigentlich geübt werden müsste, 
weil alledie Mängel sehen,wird nichtgeübt.weil 
dieSorge be~teht~dassdieeigene beruflicheoder 
ehrenamtliche Praxis dann auch mal kritisiert 
werden könnte. 

Neben diesen Fehlerquellen gibt es noch vier 
Ursachen für Fehlentwicklungen.die in neuen PE- 
Ansätzen berücksichtigt werden müssen.i.Wissen: 
Sind die Funktionäre und Mitarbeiterlnnen und 
Mitglieder informiert? Haben sie es verstanden? 
2. Wollen: Sind die Funktionäre und Mitarbeiter- 
Innen und Mitglieder motiviert?Wasdemotlviert 
sie? 3. Können: Sind sie ausgebildet? Haben sie 
genugtrainiert?4.Dürfen:Sind sieausihrer Sicht 
berechtigt? Trauen sie sich kreativlkollektiv zu 
handeln? 

Entscheidend ist m.E.dieEntwicklungvon 
Führungskräften innerhalb der Partei auf 
hauptamtlicher und ehrenamtlicher Basis. 

Führungskräfte in großen Industriebetrieben müs- 
sen sich qualifizieren lassen, bevor sie Mitarbeiter- 
Innen führen dürfen. Heiko Wessel u.a. machen 
hier den zentralen Fehler: Die Führungsfähigkeit 
zu erlernen muss in der modernen Partei die zen- 
trale Aufgabe werden. Denn die Strukturen, in 
denen auf Menschen zugegangen werden soll,die 
Bedingungen, unter denen mi t  Menschen kom- 
muniziertwerden muss-diese werdensich noch 
mehr ändern. als wir uns vorstellen können. Es 
geht eben nicht nur um persönliche Arbeitstech- - 
niken oder Fragen der Selbstmotivation. sondern 
darum.zur Führungskraft in einer modernen Mit- 
gliederpartei ausgebildet zu werden. 



H H H Magazin 

Die Partei der 
kleinen Leute? 

Die niederländische Sozialdemokratie 

auf dem Weg zurück an die Macht 

von Marc Drögemöller 

C+Wauter Bar. PvdAVor i ! t zender l lnk i l  Foto p r v a l  

Die niederländischeSozialdemokratiewar 
stets die Partei der kleinen Leute. Dies ist 
an sich keine Besonderheit,wäre ihr dieser 

politische Wesenszug nicht vor einigen Jahren 
abhanden gekommen. Es sah so aus, als hätte 
die Partei der erfolgreichen Ministerpräsidenten 
Willem Drees, Joop den Uyl und Wim Kok keine 
große Zukunft mehr vor, stattdessen eine große 
Vergangenheit hinter sich. 

Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei (SDAP) 
und die 1946 formierte Nachfolgeorganisation 
Partei der Arbeit (PvdA) haben ihren Beitrag zu 
einer gerechteren Gesellschaft geliefert. Längst 
sind ausdenjenigen kleine Bürger geworden,die 
einst zuden Hilfsarbeitern in der Landwirtschaft, 
den Hafenarbeitern oder dem industriellen Pro- 
letariat zählten. Das Zeitalterjedoch, in dem die 
Sozialdemokraten soziale Wohltaten verteilten, 
ging nachdem Zenit in den siebzigerJahren lang- 
sam dem Ende entgegen. Die Sozialdemokratie 
in den Niederlanden hat den Großteil ihrer poli- 
tischen Ziele in dieTat umgesetzt. Nach einerÄra 
als klassischer Massenemanzipationspartei. die 
die PvdA in den ersten Jahrzehnten nach dem 
Zweiten Weltkrieggewesen ist,warsie zunehmend 
mi t  der Frage beschäftigt,eine neue Identität zu 
finden, die den Ansprüchen der eigenen Basis 
entsprach. Dabei gelang es ihr in einem von kon- 
fessionellen Gruppen dominierten Land schritt- 
weise, neue Wählerschichten zu erschließen. 
Diese Entwicklung glich jedoch einer Häutung: 
Mi t  dem Aufstieg ihrer eigenen Klientel rückte 
die PvdA immerweiter in die politischeMittevor 
und entpuppte sich als eine nahezu bürgerliche 
Partei,die der niederländischen Gesellschaft mit 
ihren charakteristischen Elementen einer Konsens- 
undVerhandlungsdemokratieentsprach.Austausch, 
Kompromiss und runde Tische bestimmen bis 
heute den niederländischen Politik-AlItag.Verschie- 
deneMerkmaledeuten darauf hin,dassdie PvdA 
bis in die Gegenwart hinein eine Mittelstands- 
partei geworden ist.diedie Bedürfnisse der kleinen 
Leute nur noch in geringem Maße aufgreift. 

Unter Beteiligung der Sozialdemokratie fand 
in den neunziger Jahren keine Ausweitung der 
sozialen Standards,in bestimmten Bereichen nicht 
einmal ihre dauerhafte Bewahrung,statt,während 
die Einkommensunterschiedeauch inden Nieder- 
landen weiter auseinander klaffen. Bei den tradi- 
tionellen Anhängern machte sich der Eindruck 
breit,dassdie PvdAspeziellenThemen wie Entwick- 
lungshilfe, Geschiechtergerechtigkeit und Asyl- 
politik eine höhere Bedeutung beimaß als den 
Ansprüchen nach bezahlbarem Wohnraum und 
einer soliden Krankenversicherung-und ihrgingen 
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die Stammwähler von der Fahne. Bei den Parla- 
mentswahlen im Mai 2002erlebtedie Partei den 
größten Tiefschlag ihrer Geschichte, als sie - ab- 
geschlagen hinter Christdemokraten und der 
Liste Fortuyn-mit gut 15 Prozent das schlechteste 
Ergebnis überhaupterreichte. Die PvdAdrohte im 
niederländischen Mehrparteiensystem zu margi- 
nalisieren, ehe mit Wouter Bos ein soziaidemo- 
kratischer Seiteneinsteiger die politische Bühne 
betrat, der seiner Partei nicht nur ein neues Ge- 
sicht. sondern auch ein verändertes politisches 
Programm verpasste. Blitzschnell folgte die poli- 
tischewiedergeburt bei vorgezogenen Parlaments- 
wahlen im Herbst 2002. als sich die PvdA unter 
ihrem neuen Spitzenkandidaten erfolgreich reha- 
bilitierte und mit 27 Prozent wieder in den ihr 
bekannten Gefilden auftauchte. 

Doch Wouter Bos ist noch nicht fertig. 

auch nicht mehr bereit, aktiv in der PvdA mitzu- 
arbeiten: Die Partei war ihnen fremd geworden. 
,,DieMenschensind nicht mehran Lösungen inter- 
essiert gewesen,weil sie unsicherwaren,ob ihre 
Probleme überhaupt verstanden wurden".analy- 
siert Bos richtig:,,Folglich waren wir nicht mehr 
glaubwürdig und erhielten keinvertrauen." 

Zu den sozialen Einschnitten, die ihr die 
Stammwähler übel nahmen,kam das über- 
holte idealbild von der multikulturellen 

Gesellschaft,an dem die PvdAzu langefesthielt. 
Der Aufstieg des Populisten Pim Fortuyn zwang 
die PvdA.sich in dieser Frage neu zu positionieren. 
Schließlich entstammte seine Wählerschaft vor 
allem den Arbeitewierteln der großen Städte - 
jenen Gegenden mi t  einem hohen Anteil an 
Ausländern und Migranten, in denen sich die 
Menschen mit zunehmender Entfremdung und - - 

.,Dieses Land kann es viel besser", so der steigender Kriminalität allein gelassen fühlten. 
Titelseines neuesten Buches,das kaum zu 

einem besseren Zeitpunkt hätte erscheinen kön- 
' ,  . ,., , .~ ...~ . .. 

nen:lm Novemberfinden Neuwahlen statt,nach- 
7..- 

dem das Mitte-Rechts-Kabinettdes blassen Christ- 
demokratenlan PeterBalkenendeüberdasVorgehen 
der rechtsliberalen lntegrationsministerin Rita Ver- 
donkgestürzt war,die ihre Parteik~liegin~die Par- 

-;\ 
lamentsabgeordneteund Frauenrechtlerin Ayaan 
Hirsi Ali. mi t  einer Ausbürgerung überzog, weil 
diegebürtige Somalierin bei ihrer Einreise in die 
Niederlande falsche Angaben gemacht hatte. 

Das Buch von Bos wirktwieeine Bewerbungs- 
schrift.viertersozialdemokratischerMinisterpräsi- 
dent in den Niederlanden zu werden. zugleich 
ermahnt er seine Partei.Seit seiner ersten Kandi- 
daturvorvierlahren predigt erihr,sich vorallem 
um die (früheren) sozialdemokratischen Stamm- 
wähler zu kümmern. Die PvdA hattevor allem in 
ihren alten Hochburgen im Westen verloren,den 
Großstädten.die die Partei einst so stark gemacht 
haben und in der sie als politische Instanz selbst 
stark verankert war.Aber ausgerechnet hier ver- 
sagte die Partei, verlor die Bindungen und den 
direkten Draht zu ihren Wählern und damit auch 
das Gefühl für die Probleme der Menschen, die 
siefrüherwählten.Umgekehrt wardieseKlientel 

Foto ihrirt ian K e l  

Ob es da ausreicht, wenn Bos für eine Ver- 
schärfung der Ausländergesetze plädiert? Der 
Spitzenkandidat will eine ,.Bürgerschaftsleiter" 
einrichten, deren Sprossen die Einwanderer mi t  
allen Rechten und Pflichten nach und nach er- 
klimmen müssen, ehe sie von der sozialen Absi- 
cherung profitieren. Außerdem plädiert er für 
eine selektive Einwanderung, wenn erfordert. in 
erster Linie gut ausgebildete Migranten aufzu- 
nehmen. 

t 
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Die Asyl- und Ausiänderpolitik in den Nieder- 
landen i s t  und bleibt einsensiblesThema,andem 
sich sehr rasch Debatten entzünden können,wie 
der Brand in einem Gefängnis für Asylbewerber 
auf dem Amsterdamer Flughafen Schiphol gezeigt 
hat. Bos ist freilich nicht entgangen. dass die 
Trenniinien in seinem Land nicht nur zwischen 
armen und reichen Menschenveriaufen,sondern 
zwischendereinheimischen Bevölkerungundden 
Bürgern ausländischer Herkunft.Nachden beiden 
Attentaten an Pim Fortuyn und dem Filmemacher 
Theovan Gogh sieht er das Land zudem in tiefer 
Verunsicherung und will es mental wieder auf- 
richten. Daher spricht er in seinem Buchvon neu- 
em ZusammenhaIt,derSolidarität als,,Bindeglied" 
der Gesellschaft und fordert ein neues niederlän- 
disches„Wir-Gefühl". 

Der43-jährige Oppositionsführer hat aber 
nicht nur große Worte in seinem Gepäck, 
sondern will sich auch in politischenGleis- 

verschiebungen versuchen. Den Niederländern 
möchteerneueChancen bieten.die Diskriminie- 
rung bekämpfen,den Unterrichtsausfall eindäm- 
men und den gering Qualifizierten mit staatlicher 
Hilfeeine Arbeit beschaffen.lnsAugegefasst hat 
Bos ein Sozialmodell nach skandinavischen Vor- 
stellungen mi t  einem in erster Linie steuerfinan- 
zierten Wohlfahrtsstaat. 

Ein weiteres Ziel sind gerechtere Einkommens- 
verhältnisse und eine gerechte Verteilung staat- 
licher Zuwendungen wie Kinder- und Wohngeld 
getreu dem Motto:,.Diestärksten Schultern tragen 
die schwersten Lasten." Als Bos unter dieser De- 
vise im Frühjahr an die Öffentlichkeit ging und 
die Parole ausgab. reiche Rentner künftig stärker 
an derAiterssicherungzu beteiligen.gabeseinen 
Aufschrei der Empörung. 

[+M.?< Df~gcrnollci.rD~ X.! ar 0 I t ~ L e r  ni 6 . m ~  ne, B.noe,:a-5. 
a"gCOiC.iCI:r i '$C. r 'I- i iC  ',$.'.Ti, .l ..Pr < ? C  "L.,, .*J 
i ~ : ~ i . i .  . < n c l o . a  ,cno.ia:r 7.ir I r " r C « C i n  "L.,C"d C,. 
scheint Anfang 2 0 0 7  im ~ e i l i n e r ~ ~ i l a g ~ o r w ä i t r b u c h  

Von den rekordverdächtigen 60 von ins- 
gesamt 150 Sitzen in der Zweiten Kammer 
des niederländischen Parlaments. die die 

PvdAvoreinigen Monaten in Umfragen erreichte, 
istdieParteiauf derzeit 47abgerutscht.Damit ist 
sieallerdings noch immer stärkste Kraft und ran- 
giert vor den regierenden Christdemokraten des 
Premiers Balkenende.Biszum Schluss wird es bei 
einem Kopf-an-Kopf-Rennen bleiben. wobei der 
Sozialdemokrat Wouter Bosdie besseren Chancen 
hat, neuer Ministerpräsident zu werden. Wenn 
es ihm gelingt,diealtetraditionelle Stammwäh- 
ierschaft,die in den vergangen Jahren der Wahl- 
urne immer häufiger fernblieb, neu zu überzeu- 
gen, ohne gleichzeitig die Mittelschichten zu 
verschrecken, ist der Wechsel möglich. Entschei- 
dend könntenam Endedie..schwebenden Wähler" 
sein, die niederländische Bezeichnung für die 
Wechselwähler. 

D?" ~ ~ S L ~ L ~ : ~ I ~ S ~ I U S ~ ,  ,iccicn Monal "CU: 

das gilii PS nur bei uns! Dazu j c d m  zweiten 
Monat ein Supplement inklusive. 
Abo: 11  Hefte + 6 Supplements für 62.- €/Jahr 
(mr Arbeiislose und Studenten: 44.- €1; 
zum Kennenlernen: 3 HeRc zum Probcaba- 
Preis von 10.- f 
Zum Reinschnuppern: Unsere Homepage 

www.Sozia1ismus. de 
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Dokumentation: 
Unternehmenssteuerreform 

Auszüge aus einem Arbeitspapier der SES-Arbeitsgruppe 

von attac 

H. 

Worin der Reformbedarf besteht GewinneausderVeräuRerungvoninländischen 
Kapitalbeteiligungen sind steuerbefreit. 

Ein Steuersvstem muss zwei wesentlichen 
Anforderungen genügen. Es musserstens 
die Finanzierung der öffentlichen Aufga- 

ben sicherstellen. Zweitens muss es die damit 
unvermeidlichverbundene Belastunggerecht auf 
die Steuerzahlenden verteiien.Gerecht bedeutet. 
dass alle. die öffentliche Leistungen nutzen, ent- 
sprechend ihrerökonomischen Leistungsfähigkeit 
zum Steueraufkommen beizutragen haben.Diesen 
beiden Grundanforderungen widerspricht die heu- 
tige Besteuerung der Unternehmen in Deutsch- 
land. (...) So bleiben am Ende die tatsächlichen 
Steuerbelastungen weit hinterden vomTarif her 
gewollten Zahlungen zurück (vgl.Jarass 2006): 

O Die hohen tariflichen Steuersätzefördern die 
Verschiebung steuerlicher Bemessungsgrund- 
lagen in Niedrigsteuerländer. Eigenkapital in 
Deutschland wird durch Fremdkapital ersetzt. 
Die Zinszahlungen dafür gehen an eigene 
Finanzierungsgesellschaften im Steueroasen- 
Ausland und sind steuerlich absetzbar (ähn- 
liches geschieht über Lizenzen und andere 
Gebühren). 

Die Kosten für Auslandsinvestitionen können 
steuerlichvon den in Deutschlanderwirtschaf- 
teten Gewinnen abgesetzt werden,ohne dass 
dieim Ausland erzielten Erträgeentsprechend 
besteuert würden. 

GroRzügige Möglichkeiten der Bildungstiller 
Reserven und der unbeschränkten Querver- 
rechnung vonVerlusten zwischen verbunde- 
nen Unternehmen führen zur Aushöhlungder 
Steuerbasis. 

(...)Insgesamt trägt der Unternehmenssek- 
tor-vor allem die internationalen Kapital- 
gesellschaften-in Deutschland trotz hoher 

tariflicher Steuersätze nur noch unzureichend zur 
Finanzierung der öffentlichen Aufgaben bei. Die 
Finanzierungslast öffentlicher Infrastruktur und 
Leistungen, von denen die Unternehmen in 
Deutschland profitieren,wird stattdessen auf die 
Beziehervon Masseneinkornmen-vorallem über 
die Lohn- und Mehrwertsteuer - verlagert. (...) 
Dadurch wurde die ohnehin schwache Entwick- 
lung der Binnennachfrage zusätzlich gehemmt. 
Zur Finanzierung grundlegender Zukunftsinves- 
titionen (Biidung,KinderbetreuungForschungund 
Entwicklung,lnfrastruktur)fehlenöffentlicheEin- 
nahmen. Der Staat und damit die Gesellschaft 
kann sich weitere Steuergeschenke an die Unter- 
nehmen nicht leisten. 

b 

DacPapierwurdeerrtelltuonUlri~hEckelmann(1G-Metall).Detlevvon 
Larrher (attacl und Michael Schlecht (Verdi) und der Autorcngruppe 
SES (Salidarirche Elnfachrteuer]. 
DievollrtändigeFarrungrteht zum Download bereit unter: 
www.attai.delaktuelllne~lgk~lttti itttttttttthIaege~j~li.php 
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Was deshalb zu tun ist 

Um den Beitragder Unternehmen-insbe- 
sondere der international tätigen Körper- 
schaften-zum Steueraufkommen wieder 

aufein international übliches Niveau anzuheben, 
müssen die Möglichkeiten der steuerlichen Ge- 
winnminderung und -verlagerungentschlossen 
eingeschränkt werden. Die Verbreiterung der 
Bemessungsgrundlage bei den Unternehmens- 
steuern ist - neben dem Ausbau der notorisch 
ineffektiven Besteuerung privater Kapitaleinkom- 
men und Vermögen -einewichtige Möglichkeit, 
ein deutliches Mehraufkommen für die Finan- 
zierung öffentlicher Zukunftsinvestitionen zu 
schaffen. Damit wird auch eine gerechtere Ver- 
teilungder Steuerlast zwischen Unternehmen und 
Arbeitnehmerlnnen erreicht. Für eine voreilige 

geistigem Eigentum Dritter (Zahlungen von Li- 
zenzgebühren usw.). Eine systematische Reform 
der Gewinnermittlung muss international koor- 
diniert und vereinbart werden. Die Bundesregie- 
rung sollte es zu einem wesentlichen Ziel ihrer 
kommenden EU-Ratspräsidentschaft machen, ihr 
ganzes Gewicht dafür einzusetzen, die ruinöse 
Steuerkonkurrenz unter den Mitgliedsländern zu 
beenden. (..J 

Bei denVorschlägen der Arbeitgeberseite 
und vieler Institute zu einer erneuten Sen- 
kungder Unternemensbesteuerung steht 

die Abschaffung der Gewerbesteuer im Mittel- 
punkt.Die Gewerbesteuer sollte jedoch als wich- 
tiger Eckpfeiler der Unternehmensbesteuerung 
nicht abgeschafft. sondern ausgebaut werden. 
Dazu erforderlich i s t  dieVerbreiterung der Bemes- - - 

Diskussion über eine weitereSenkungdernomi- sungsgrundlage zu einer Besteuerungaller Kapi. 
nalen Steuersätze beider Körperschaftsteuergibt talentgelte, also aller vom Kapital angeeigneten 
es derzeit keine ~ o t w e n d i ~ k e i t .  Bei der ~ e f i r m  
derunternehmensbesteuerung musses um Mehr- 
einnahmen gehen, nicht um weitere Steuerge- 
schenke.Die Maßnahmen zur Verhinderung von 
Steuerflucht können grundsätzlich an zwei Punk- 
ten anknüpfen. die sich gegenseitig nicht aus- 
schließen, sondern sinnvoll ergänzen. 

Erstenssollten im Rahmen der Ermittiungdes 
steuerlichen Gewinns die bestehenden Schlupf- 
löcher geschlossen werden. Dazu gehört ein Ver- 
bot des Abzugsvon Aufwendungen fürsteuerfreie 
Erträge,die schärfereTrennung privaterlbetrieb- 
licher Sphäre, eine zeitnähere Bewertung, die 
BegrenzungderVerlustnutzungund dievollstän- 
dige BesteuerungvonVeräußerungsgewinnen. 

Zweitens sollte aufgrund der generellen Mani- 

~ e i l e d e r v o r ~ r t  produzierten~ertschöpfu"g-wie 
bereits von der Gemeindesteuerreformkomrnis- 
sion diskutiert.Einbezogen sollten demnach auch 
die Zinsen für den Einsatz von Fremdkapital und 
Anteile des Kapitalentgelt~~die in anderen Formen 
ausdem Unternehmen herausfließen,wieLizenz- 
gebühren. Die Gewerbesteuer hat heute bereits 
entsprechende Elemente,sodass eine solche Re- 
form heute schon im rein nationalen Rahmen 
rechtlich ohne große Probleme machbar ist. Zu- 
sätzlich sollte der Kreis der der Gewerbesteuer 
unterliegenden Steuerzahler erweitert werden. 
Dazusollten künftigdie Freiberufler undselbstän- 
digen gehören,soweit ihr Ertrag die Freigrenzen 
übersteigt Durch eine solche Reform wäre eine 
deutliche Stärkung undverstetigungder Finanz- 
ausstattung der Kommunen zu erwarten. Damit 
würdeder wichtigste öffentliche lnvestorgestärkt 

pulationsanfälligkeit bei der Ermittlungdessteu- und pro-zyklisches lnvestitionsverhalten der Ge. 
erlichen Gewinnsvermehrt auf eine gleichmäßi- meinden verringert. B 
ge Besteuerung des gesamten in Deutschland 
erwirtschafteten Kapitalentgelts zugegriffen wer- 
den.Dazu gehört das Entgeitfürdie Nutzungdes 
Eigenkapitals (Gewinn für die Eigentümer), das 
Entgelt für die Nutzung des Fremdkapitals 
(Schuldzinszahlungen an die Kreditgeber) sowie 
das Entgelt für die Nutzung von Rechten und 
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Personen & Positionen 

Zukunftsdialog Rheinland 

Das Forum DL21 Mittelrhein setzt seine Reihe 
,,Zukunftsdialog Rheinland" mit einerveranstal- 
tung in Leverkusen am i7.Oktober um 1g.00 Uhr 
im Kurt-Schumacher-Haus,Tannenbergstr. 66,fort. 
b Infos: www.forum-dl2i-nrw.deoder per E-Mail 

an info@forum-dlzi-nrw.de. 

Tagung zur Gesundheitspolitik von 
spw und Jusos 

Die Gesundheitspolitik erregt wieder einmal 
die Gemüter. Die Unvereinbarkeit von unsolida- 
rischer Kopfpauschaie und solidarischer Bürger- 
versicherung führt zu kontroversen Debatten. Und 
wie in der Vergangenheit scheint der Kostenfak- 
tor,also die Beitragshöhe,entscheidenderzu sein, 
als eine gute und solidarische medizinischever- 
sorgung.Mit einem Gesundheitsfonds sollen die 
Finanzierungswegezentralisiert und um Steuern 
sowie kleiner Kopfpauschalen erweitert werden. 
Die Erhaltung des Leistungskatalogs und die even- 
tuelle Verstärkung von Prävention und Rehabili- 
tation sind die einzigen akzeptablen Signale. 
Weitere Maßnahmen und mehr Weitblick sind 
notwendig. Solidarität bei der Finanzierung, Ge- 
rechtigkeit in der Leistungserbringung und eine 
aute medizinische Versorgung im Sinne der Pa- 

Gute Arbeit zwischen gewerkschaft- 
licher Defensive und Offensive 

lmvordergrund steht die Spannung zwischen 
den Abwehrkämpfen gegen dieVerschlechterung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen und der 
ErschließunggesellschaftspolitischerAlternativen. 
Dies soll anhand der Erfahrungen aus neueren 
Strategieansätzen der IG Metal1,veränderterHand- 
lungsbedingungen und Bündniskonsteliationen 
sowie arbeitspolitischer Regulations- und inter- 
ventionserfordernisse diskutiert werden. Es disku- 
tieren u.a.Wittich Rossmann,Wolfgang Uellenberg 
van Dawen. Klaus Dörre, Steffen Lehndorff. Paul 
Oehlke. Klaus Pickshaus und Dieter Sauer. 
b Veranstaltung: 18. 11.. Köln (i3:oo-i8:oo Uhr 

im Bürgerhaus Kalk, Kalk-Mülheimer-Str. 85, 
Köln-Kalk) 

b Veranstalter:Rosa-Luxemburg-Club Köln.Rosa- 
Luxemburg-Stiftung NRW, Sozialistisches Fo- 
rum Rheinland, WissenTransfer und die Zeit- 
schriften Sozialismus und spw. 

b Infos: www.rosa-luxemburg-club-koeln.de 

- - - 
tienten müssen mit der Entwicklungsozialerund 
gesundheitlicher Dienstleistungen als Wachs- 
tumsmarkt und Beschäftigungssegment einher- P - ~ 

gehen, wenn die ~esundhe i ts~o l i t i k  fortschritt- 
lich und perspektivreich sein will.Referieren und 
diskutieren werden u.a. Rolf Rosenbrock, Harry 
Fuchs,Thomas Spies,Birgit Mickley,UweKremer, 
Leonhard Hajen und Bernard Braun. 

Veranstaltung: 03.104.ii. in Bremen, Jugend- 
gästehaus Bremen 

b Infor: demnächst unter www.spw.de 
und www.jusos.de. 

spw erscheint ab 2007 mit acht Heften1 
Jahr. Der Heftumfang bleibt bei 60 Seiten. 
Das Einzelheft kostet künftig5.00 Euro,das 
Jahresabonnement 3g,oo Euro. Bei Ertei- 
lungeiner Einzugsermächtigung reduziert 
sichdasJahresabonnement auf37.00 Euro. 
Für das Ausiandsabonnement berechnen 
wir 42-00 Euro. 
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1 5 Fragen an ... 
Burkhard Zimmermann 

. . 
C+ Burkhard Zimmermann Ircchtr) ,983 b e  eincrvcranitatung 
m t  Wofgang Abendioth Fatai:piivsf 

Burkhard Zimmermann. Jahrgang 1950, 
Diplom-Politologe und LehrerfürCeschich- 
te und Sozialkundeaus Berlin:ig7otrater 

in Berlin-Dahlem in die SPD ein und ist dort seit 
2s Jahren 0rtsvereinsvorsitzender.Seine politische 
Arbeit begann bei den Jusos, deren Berliner Vor- 
sitzender erzu der schwierigen Zeit war,aIs Klaus- 
Uwe Benneter ausgeschlossen wurde. 

Nach der Juso-Zeit ist Burkhard der Jugendar- 
beit treu geblieben. Falkengruppen, Ferienlager 
und Cedenkstättenfahrten nach Auschwitz und 
Ravensbrück gehören bis heute zu seinen politi- 
schen Aktivitäten. In der Berliner SPD isterstellver- 
tretender Vorsitzender des Fachausschusses Ju- 
gend.Zurzeit arbeitet er bei einem Jugendverband. 
dem Kinderring Berlin.denerigg0 mitgegründet 
hat. Er lebt mi t  seiner Freundin zusammen und 
hat einen 18-jährigen Sohn. 

spw: Burkhard,welche Überschrift würdest Du 
Deinem politischen Lebensweggeben? 

Burkhard Zimmermann: Kontinuität. Ich 
finde,dass ich mich politisch wenigverän- 
dert habe.lchstehezuden Ceschichten,die 

damals waren. heute nach wie vor. Bei meinem 
Engagement geht es ganzviel umTradition.Kon- 
tinuität undgleichzeit1gNachhaltigkeit.Seit über 
20 Jahren mache ich Cedenkstättenfahrten für 
Jugendliche,und dabeiachte ich darauf. dass Kon- 
tinuitäten für die Zukunft entstehen. wie zum 

Beispiel ein Schülerbündnis in Marzahn. Zurzeit 
organisieren wir gerade historische Fahrten zu 
den Arbeiterbauten der zwanzigerJahre und haben 
damit eine unglaubliche Resonanz. 

spw: Warum hast Du nie als Abgeordneter 
kandidiert? 

BurkhardZimmermann:DieMotivationfür 
meine politische Arbeit war immer inhalt- 
lich begründet und mit dem Wunsch ver- 

bunden.etwas gesellschaftlich zu verändern. Ich 
habe irgendwann mal für mich entschieden,dass 
ich nicht Bezirksverordneter oder Abgeordneter 
werden will, weil ich lieber Parteiarbeit mache. 
Politische Bildungs-. aktive Kinder- und Jugend- 
arbeit und damit die Arbeit mi t  Menschen liegt 
mirviel mehr. 

spw: Wie ist es Dir gelungen Deinen linken 
Positionen treu zu bleiben? 

Burkhard Zimmermann: Ich bin in einem 
Umfeld groß geworden, i n  dem viele The- 
men diskutiert und verarbeitet wurden,vor 

allem in der Friedenspolitik und zur Wendeig8g. 
Wichtigwaren für michder Basiskontakt unddie 
engeverknüpfung mit den Mitgliedern. Ich woli- 
te mich nicht in höheren Sphären verflechten und 
nur noch mi t  den Mächtigen umgehen.Dadurch 
ist mir ein gewisser Anpassungsdruckentgangen. 
Wenn man nur mit Abgeordneten zu tun hat. 



Personen & Positionen M M  M M 

verändern sich auch die Diskussionen. Dannfängt 
man an, andere Menschen, die nicht ziel- und 
verhandlungsorientiertdiskutieren können,gleich 
abzuschreiben. Das habe ich nicht nötig. 

spw:WelcheDebatte hat Dich politisch beson- 

~önlithkeiten aus dem ipw-Umfeld ~rrteIlenVarrrhiagc 
oderKammentaiehler2unehmenwir"nter~fragen@rpw.de 
gerneentgegen. 

ders geprägt? 

BurkardZimmermann: Fürmich gibt eseine 
wirtschaftspolitische Kontinuität. Heute 
erlebe ich, dass viel Arbeit nur noch mit Die Debatte um den Staatsmonopolis- 

Stiftungsgeldern finanziert wird. und wir so mit 
Konzerngeldern arbeiten Gleichzeitig weiß ich, - - 
welche Rolle Wirtschaftskonzerne spielen und wie 
die Macht in der Gesellschaft verteilt ist. Rudolf 
Hilferding und diealtestamokap-Diskussion sind 
für mich nach wie vor aktuell. Ich habe meine 
Position da auch nie geändert. Wirtschaftliche 
Macht übt auch politische Macht aus. Wer hat 
die Macht in unserer Gesellschaft? 

spw: Was würdest Du heute anders machen? 

Burkhard Zimmermann: Einer der großen 
Fehler, die ich erlebt habe, war die jahre- 
lange Diskussion in der Juso-Organisation 

nach dem Ausschlussvon Kiaus-Uwe Benneter,ob 
die Jusos überhaupt noch in der Partei weiterar- 
beiten sollen.Daswarein Riesenfehler.Man hätte 
gleichzeitig weiterarbeiten müssen.Man darfdie 
eigene Arbeit nicht von so etwas prägen lassen. 

Vielleichtwürde ich auch im Osten Politik ma- 
chen. lm Berlin nach der Wende waren die Ost- 
bezirke unglaublich spannend, was sich da alles 
entwickelt hat. lm Westen war alles relativfest- 
gefahrenwenn ich nicht im Westen gesellschaft- 
lich soverankert gewesen wäre, wäre ich wahr- 
scheinlich in den Osten gegangen,denn der war 
häufiginteressanter,spannender.weil nicht alles 
so fertig war. 

spw. Burkhard.vielen Dank für das Gespräch! 

sische Theoretiker, wie Paul Boccara. Zur 
weiteren Lektüre gehörten Hilferdings 
,,Finanzkapital".derq. Band des Marxschen 
Kapitals, Kautskys.,DerWegzur Macht" und 
Schriften von Austromarxisten wie Otto 
Bauer, sowie das Erfurter Programm der 
SPD von 1891. 

Kernpunkt der Stamokap-Theorie ist, 
dass in jeder Branche eine kleine Anzahl 
großer Konzerne über eine immense Markt- 
macht und gar ein Monopol verfügen. 
Diese beeinflussen die Richtungder Politik 
zugunsten ihrer Interessendurch Lobbying 
und institutionalisierte Bündnisse (2.6. 
Sozialpartnerschaft). Staatliche Eingriffe 
in die kapitalistische Produktionsweise 
sind für den Stamokap charakteristisch, 
zum Beispiel Steuerpolitik,Subventionen, 
5ozialtransfersetc.Durch diesestaatlichen 
Einflüsse gelingt es, den kapitalistischen 
Grundwiderspruch zwischen gesellschaft- 
licher Produktion und privatkapitalistischer 
Aneignung zu entschärfen. Die kapitalis- 
tischen Widersprüche werden aber nicht 
gelöst, sondern nur verschleiert. Bei den 
Jusos wurde die Diskussion massgeblich 
durch die Berliner und HamburgerStrate- 
giepapieregeprägt. Besonders bekannt ist 
die Juso-Debatte darum, ob der Staat als 
ideeller Gesamtkapitalist, der im Dienste 
der Monopole wirkt. bezeichnet werden 
kann oder ob er so wirkt. 




